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Vorwort. 


Die  Wahlen  zur  verfassunggebenden  Nationalversammlung  sind 
auf  den  19.  Januar  1919  festgesetzt.  Sie  muß  tagen  und  schöpferisch 
wirken,  sonst  geht  Deutschland  als  geschlossener  Staat  unter. 

In  der  höchsten  Not  des  Vaterlandes  lege  ich  der  deutschen  Nation 
einen  Entwurf  für  die  „Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Deutsch¬ 
land“  vor.  Kein  Wort  vermag  zu  sagen,  wie  groß  die  Sorge  um  den 
Bestand  der  deutschen  Gesamtnation  ist.  Aber  sie  wird  sich,  gereinigt 
von  manchen  Schlacken  der  Vergangenheit,  geläutert  durch  das  Fege¬ 
feuer  unsagbaren  Elends,  Kummers  und  Schmerzes,  wieder  erheben 
und  mit  den  anderen  großen  Kulturvölkern  wetteifern  in  den  Werken 
des  Geistes  und  der  Gerechtigkeit.  Ohne  diese  Hoffnung  möchte  man 
nicht  mehr  leben. 

Cöln  a.  Rh.,  den  22.  Dezember  1918. 

Fritz  Stier-Somlo. 
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Erster  Teil. 


Zur  Einführung.  Grundzüge  der  Staatsform  und 
Staatsverfassung. 

I.  Die  Aufgabe. 

Das  große  Unglück,  das  Deutschland  und  wir  alle  als  Folge  des 
verlorenen  Krieges  erleiden  müssen,  hat  in  seiner  erschütternden  Tragik 
nicht  nur  über  unsere  Herzen  Gewalt  gewonnen.  Auch  unser  Verstand 
vermag  den  Sturz  des  Deutschen  Reichs  von  der  Höhe  der  Macht 
und  des  Glanzes,  den  jähen  Wechsel  vom  strahlenden  Gipfel  in  zer¬ 
schmetternden  Abgrund,  das  Elend  und  die  Sorge  der  Gegenwart  und 
Zukunft  noch  nicht  zu  fassen.  Da  es  sich  aber  um  die  Rettung  vor  dem 
staatlich-politischen,  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Untergang  der 
deutschen  Gemeinschaft  handelt,  müssen  wir  uns  auf-  und  zusammen¬ 
raffen,  alle  seelische  Stärke  so  schnell  wie  möglich,  alle  sittlichen  und 
geistigen  Kräfte  sammeln,  Mut  fassen  und  das  Licht  der  Hoffnung  im 
heran  gebrochenen  tiefen  Dunkel  auf  leuchten  lassen.  Vor  allem  heißt 
es:  Überwindung  des  Schicksals  durch  die  Tat.  In  seinem 
Kerne  ist  das  deutsche  Volk  gesund  und  lebensstark.  Es  muß  sofort 
ans  Werk  gehen,  den  Schutt  der  Vergangenheit  forträumen,  alles  bereit¬ 
stellen  für  schöpferische  Tätigkeit  im  Interesse  des  lebenden  Geschlechts 
und  der  kommenden  Generationen.  Ein  neues  innerlich  reiches  Leben 
des  deutschen  Gesamtstaates  in  würdigen  äußeren  Formen  ist  vorzu¬ 
bereiten. 

Die  unmittelbarsten  Bedürfnisse  des  nackten  Daseins  werden  frei¬ 
lich  zuerst  befriedigt,  Wirtschaft  und  Verkehr  in  normale  Bahnen 
gelenkt  und  auf  die  Höhe  d^r  nationalen  Notwendigkeiten  gebracht 
werden  müssen.  Manche  Kulturabgabe  wird  wohl  anfangs,  schon  weil 
die  materiellen  Mittel  fehlen,  unerfüllt  bleiben,  obwohl  die  Tatsache, 
daß  Deutschland  auch  während  des  ganzen  Weltkrieges,  daheim  und 
in  Feindesland,  unermüdlich  als  Lehrmeister  der  Völker  tätig  war, 

Stier  *Somlo:  Verfassungsentwurf.  1 


2 


keine  allzu  großen  Befürchtungen  in  dieser  Richtung  aufkommen  läßt. 
Aber  so  sehr  die  Not  der  Stunde,  der  nächsten  Wochen  und  Monate, 
vielleicht  Jahre,  Willen  und  Tatkraft  auf  das  unmittelbar  Dringende 
hinweist,  so  kann  doch  niemand  die  überragende  Bedeutung  der  poli¬ 
tischen  Neuordnung  verkennen.  Selbst  die  elementarsten  Dinge 
des  täglichen  Lebens  können  sich  in  einer  Menschengemeinschaft  nicht 
ohne  die  feste  Grundlage  einer  bestimmten  staatlichen  Grundorganisa¬ 
tion  vollziehen.  Bei  aller  Gärung  und  inneren  Erschütterung,  grausam 
gellender  Not  und  außenpolitischer  Gefahr,  die  die  Niederlage  im  Kriege 
und  die  Revolution  mit  sich  brachten,  war  doch  in  keinem  Teile  des 
denkenden  Deutschtums  auch  nur  auf  kurze  Frist  das  Augenmerk  vom 
Bau  des  Staates  abgelenkt;  alle  wußten  und  fühlten,  daß  Gewaltiges 
in  Trümmer  ging  und  schleunigst  neu  aufgerichtet  werden  muß,  soli 
nicht  denkbar  größtes  weiteres  Unglück  auch  den  deutschen  Staat  als 
bergendes  Wohnhaus  des  deutschen  Volkes  treffen.  Nach  unermeß¬ 
lichen  Leiden  und  Kämpfen  aller  Art  wurde  vor  einem  halben  Jahr¬ 
hundert  das  Deutsche  Reich  geschaffen;  die  deutsche  Einheit  darf  uns 
nicht  wieder  verloren  gehen.  In  dem  Weltsturm  sind  manche  seiner 
Mauern  und  selbst  seiner  Pfeiler  eingestürzt;  wir  müssen  sie  neu  auf- 
richten  und  stark  machen. 

In  dieser  Zeit  kann  niemandes  guter  Wille  und  Arbeitskraft  ent¬ 
behrt  werden.  Jedem  geistigen  Arbieter,  mag  er  Führer  oder  Aufklärer, 
Schöpfer  oder  nur  Verbreiter  kultureller  Werte  oder  manches  von  diesen 
zugleich  sein,  erwachsen  unendliche,  durch  sein  Können  und  Gewissen 
bedingte,  durch  den  Dienst  an  der  Allgemeinheit  geadelte  Pflichten. 
Wie  sollte  der  Staatsrechtslehrer  zurückstehen  wollen  oder  können,  da 
ihn  Beruf  und  Sachkunde  zur  Mitwirkung  bestimmen  an!  der  Ver¬ 
fassung  des  deutschen  Volkes?  Für  ihn  gibt  es  aber  nicht  nur  eine 
Pflicht,  sondern  auch  das  Recht  zum  Mitberaten  und  Mithandeln. 
Neben  den  leitenden  Staatsmännern  dürfen  die  Sachkenner  des  —  nicht 
nur  deutschen,  sondern  auch  ausländischen  —  Verfassungslebens  und 
Verfassungsrechts  ihre  Stimme  erheben.  Durch  tausende  unsagbar 
schwere  Aufgaben  ist,  heute  und  auf  absehbare  Zeit,  Geist  und  Kraft 
derjenigen,  die  an  führender  Stelle  auf  hoher  Warte  das  Deutsche  Reich 
zu  retten,  drängende  Tagesnot  zu  bewältigen  und  gleichwohl  die  Neu¬ 
aufrichtung  des  Staates  zu  bewirken  haben,  in  Anspruch  genommen. 
Sie  wollen  nicht  alles  allein  tun,  können  es  auch  nicht:  sie  müssen  alle 
im  Volke  vorhandenen  Fähigkeiten  nutzen.  Es  sollen  aber  auch  alle, 
die  sich  in  dieser  stürmisch  großen,  traurig  erhabenen  Zeit  zu  sach- 
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licher  Leistung  befähigt  halten  dürfen,  zur  Verfügung  stehen,  ganz 
ohne  Rücksicht  darauf,  wie  sie  sich  parteipolitisch  zu  den  jeweiligen 
Machthabern  stellen. 

Die  bisherigen  Organe  des  Deutschen  Reichs:  Kaiser,  Bundesrat 
und  Reichstag  —  dies  wird  noch  näher  darzulegen  sein  —  bestehen 
nicht  mehr;  das  stolze  Werk  Bismarcks  ist  in  seinen  wesentlichen  Teilen 
zerschlagen.  Neues  muß  geschaffen  werden;  daneben  mag  so  viel,  als 
unter  den  veränderten  Umständen  möglich  ist,  aus  dem  bewährten  Alten 
herübergenommen  werden.  Eine  neue  Staatsform,  die  republikanische, 
wird  an  die  Stelle  der  bisherigen  Vielherrschaft  von  zweiundzwanzig 
Monarchien  und  drei  kleinen  Republiken  treten1).  Ein  neuer  Geist, 
der  demokratische  und  im  höchsten  Sinne  soziale,  wird  sie  durchziehen. 

Auch  in  den  Einzelstaaten  sind  die  tragenden  Säulen  verschwunden. 
Die  Monarchen  sind  in  wenigen  Tagen  von  der  Tafel  der  Geschichte 
gelöscht  worden,  die  Volksvertretungen  sind  in  der  bisherigen  Form 
ausgeschaltet.  Lange  niedergehaltene  Volkskräfte  drängen  nach  oben 
und  suchen  auch  die  verfassungsrechtlichen  Dinge  nach  ihren  Vor¬ 
stellungen,  Wünschen  und  Zielen  zu  formen.  Die  Aufgabe  ist  nicht  nur 
die,  dem  deutschen  Volke  die  Einheit  zu  erhalten  und  einen  neuen 
Verfassungsbau  im  Reiche  zu  errichten,  sondern  auch,  in  allen  bis¬ 
herigen  Einzelstaaten,  in  ihrer  jetzigen  oder  einer  anderen  Gebiets¬ 
umgrenzung,  nach  den  Forderungen  und  Notwendigkeiten  der  gänzlich 
veränderten  Gegenwart,  festgegründete  freie  Staaten  zu  gestalten.  Es 
gibt  nichts  im  Bereich  politischen  Geschehens,  was  zurzeit  gleich  be¬ 
deutsam  und  schicksalsschwer  wäre. 

Aus  diesen  Gedanken  heraus  lege  ich  den  Entwurf  der  „Vereinigten 
Staaten  von  Deutschland“  der  Öffentlichkeit  vor.  Vielleicht  ist  es  nicht 
vermessen,  zu  hoffen,  daß  man  in  ihm  einen  Kristallisationspunkt 
finden  kann,  an  den  sich  andere  Ideen  und  Pläne,  Einwendungen  und 
Vorschläge  ansetzen  können.  Die  Absicht  ist,  dem  deutschen  Volke 
zunächst  einmal  den  Grundriß  eines  neuen  Reichsgebäudes  in  die  Hand 
zu  geben,  damit  es  sich  ein  Bild  machen  kann  von  dem,  was  nach  Mei¬ 
nung  eines  staatsrechtlichen  Fachmannes  die  neue  Verfassung  enthalten 
müßte;  wie  der  neue  Geist  der  rückhaltlos  ehrlichen  Demokratie  in  ihr 
Gestalt  gewinnen,  wie  ein  einheitliches  Deutsches  Reich  gleichzeitig 
mit  den  freien  Einzelrepubliken  bestehen  kann;  welche  Sicherungen 

x)  Das  bisherige  Deutsche  Reich  war  keine  Monarchie;  vgl.  Dambitsch, 
Reich sverfassung  1910  S.  170f..  308;  Otto  Mayer,  Republikanischer  und  monar¬ 
chischer  Bundesstaat,  Archiv  für  öffentliches  Recht  Bd.  18  S.  337  ff. 
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für  das  reibungslose  Zusammenwirken  aller  Staatsorgane  im  Reiche 
und  in  den  Freistaaten  für  nötig  gehalten  werden;  auf  welche  Art  die 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  jedes  einzelnen  Staatsangehörigen  von 
Reichs  wegen  gewährleistet  zu  werden  vermag. 

Es  wird  hier  mit  Vorbedacht  nur  ein  erster  Wurf  geboten,  der  in 
großen  Umrißlinien  arbeitet.  Für  Ergänzung  und  Umschichtung  ist 
absichtlich  Raum  gelassen.  Hoffentlich  wird  man  nichts  Wesentliches 
vermissen.  Wenn  es  auch  der  Natur  der  Sache  gemäß  nicht  möglich 
war,  von  Einzelheiten  verfassungsmäßiger  Regelung  abzusehen,  so 
liegt  doch  bei  diesen  nicht  das  Schwergewicht.  Über  die  Ausführung 
im  besonderen  läßt  sich  streiten  und  es  kann  auch  niemand,  der  die 
staatsrechtlich  politischen  Dinge  kennt,  glauben,  man  könnte  in  irgend 
einem  Sonderpunkt  etwas  schlechthin  von  allen  urteilsfähigen  Deut¬ 
schen  einstimmig  Gebilligtes  sagen.  Meinungsverschiedenheiten  be¬ 
ruhen  auf  Herkunft  und  Erziehung,  politischem  Verständnis  oder  dessen 
Mangel,  hängen  zusammen  mit  geschichtlich  geschultem  Blick,  nicht 
zuletzt  mit  Grundanschauungen.  Diese  wieder  sind  vielfach  nicht  nur 
von  einer  wirklichkeitsnahen,  folgerichtig  auszubauenden  Auffassung 
über  das  Gesamtproblem  bedingt,  sondern  von  Gefühl  und  Leiden¬ 
schaft,  zielstrebigem  Wollen  und  Machtgelüsten.  Das  staatsrechtlich 
geistige  Element  ist  unlösbar  mit  werktätiger  politischer  Praxis  ver¬ 
bunden;  Grundsätze  über  die  Gestaltung  der  Staatsform  und  über  die 
Einrichtung  des  Verfassungsgebäudes  wurzeln  in  demselben  Erdreich, 
aus  dem  die  Gemeinschaft  ihre  sozialen  Kräfte  entnimmt.  Niemals 
wird  eine  Verfassung  nur  das  Ergebnis  der  nüchternen  und  nach  logi¬ 
schen  Formeln  arbeitenden  Vernunft,  sondern  auch  der  politischen 
Strömungen  sein. 

Trotzdem  ist  es  aber  klar,  daß  die  tausendfach  sich  abschatten¬ 
den  Ansichten  und  Willensrichtungen  uns  niemals  zu  einer  schöpferi¬ 
schen  Tat  im  Verfassungsieben  gelangen  ließen,  wenn  es  nicht  gelänge, 
wenigstens  für  gewisse  große  weithin  erkennbare  Grundfragen  einen 
gemeinschaftlichen  Boden  zu  bereiten.  Das  ist  in  erster  Linie  Aufgabe 
dieser  Arbeit.  Sie  will  sie  erfüllen,  indem  sie  sich  zu  den  folgenden 
leitenden  Gedanken  bekennt. 

II.  Die  Grundzüge. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Deutschland  sollen  als  Republik 
errichtet  werden.  Vielen  wird  es  schwer  werden,  ihre  monarchischen 
Gefühle  zu  überwinden.  Es  muß  geschehen;  im  Interesse  des  Vater- 
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landes.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  darzustellen,  aus  welchen  entwick¬ 
lungsgeschichtlichen  Gründen  die  Monarchie  als  Staatsform  (wenn  sie 
nicht  eine  bloße  Scheinmonarchie  ist)  infolge  des  Weltkrieges  sich 
vollkommen  überlebt  hat  und  zur  Regierung  besonders  großer  Staaten 
nicht  mehr  fähig  ist.  Es  kann  hier  nicht  erörtert  werden,  welche  poli¬ 
tischen  hinreißenden  Strömungen  die  Völker  bestimmen,  sich  selbst 
durch  gewählte  und  dauernd  zu  überwachende  Regierungen  leiten  und 
verwalten  zu  lassen,  welche  besonderen  Umstände  in  Deutschland  in 
der  jüngsten  Zeit  zusammen  wirkten,  um  erkennen  zu  lassen,  daß  die 
Monarchie  ihrer  in  der  Vergangenheit  vielfach  gut  gelösten  Aufgabe  nicht 
mehr  gewachsen  ist.  Ethische  Hemmungen  gegen  die  demokratische 
Staatsform,  Treue  gegen  Monarchen  und  Dynastien,  wie  sie  gewiß  im 
deutschen  Volke  noch  vorhanden  sind,  müssen  achtungsvoll  beurteilt 
werden,  können  aber  politisch  keine  Bedeutung  mehr  beanspruchen 
oder  gewinnen.  Die  monarchische  Staatsform  in  Deutschland  ist  ein 
für  allemal  abgetan.  Formale  Bedenken  des  einzelnen,  besonders  der 
Beamten,  sind  insofern  weggefallen,  als  die  deutschen  Fürsten  auf 
ihren  Thron  verzichteten  und  ihre  Beamten  und  Staatsangehörige  vom 
Treueide  entbunden  haben.  Mit  der  Ent-Romantisierung  der  Mehrheit 
des  deutschen  Volkes  ist  auch  der  Gedanke  der  Symbolisierung  der 
deutschen  Reichseinheit  durch  den  Kaiser,  der  einzelstaatlichen  Ein¬ 
heit  durch  die  Fürsten  verblaßt.  Die  staatliche  Zusammenfassung  kann 
nicht  mehr  in  den  Dynastien,  sondern  in  der  Gemeinschaft  deut¬ 
schen  Kulturbewußtseins  die  feste  Stütze  und  Grundlage  haben. 

Aber  auch  in  den  bisherigen  Einzelstaaten  hat  ausschließlich  die 
republikanische  Staatsform  Zukunftsmöglichkeit.  Das  Reich  muß 
sie  in  seiner  Verfassung  verlangen  und  tatsächlich  wie  rechtlich  ver¬ 
bürgen;  das  Ineinanderpassen  von  Bundesstaat  und  Freistaat  stellt 
noch  eine  schwer  zu  lösende  Aufgabe  dar.  Ihre  Erfüllung  aber  muß 
ein  unverrückbar  im  Auge  behaltenes  Ziel  sein. 

Der  deutsche  Einheitsstaat  und  seine  Glieder  müssen  sich  als 
ebenso  viele  Volks-  und  Rechtsstaaten  gestalten.  Sie  müssen 
aufgebaut  sein  auf  der  Mitwirkung  aller,  in  einem  Ausmaß  der  Rechte 
und  Pflichten,  das  vom  Gedanken  einer  weitgehenden  Gleichheit  jedes 
erwachsenen  Staatsbürgers  bestimmt  wird.  Die  Form  der  Mitwirkung 
am  Staate  zu  regeln,  ist  Sache  der  bundesstaatlichen  wie  der  einzel¬ 
staatlichen  Verfassungen  und  der  sie  ausführenden  Gesetzgebung.  Der 
Staat  muß  die  Heimat  aller  seiner  Glieder  werden,  damit  das  Gefühl 
innigster  Zusammengehörigkeit  aller  Deutschen  erweckt  und  die  ge- 
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rechteste  Verteilung  der  politischen  Machtbefugnisse  ermöglicht  wird. 
Nicht  nur  die  nationale  Vertretung  ist  auf  der  Idee  der  Gleichheit  auf¬ 
zubauen,  sondern  auch  die  Regierung  ist  als  der  Ausdruck  des  jeweiligen 
Volkswillens  zu  organisieren  und  die  formale  Leitung  durch  den  Präsi¬ 
denten  der  Republik  (im  Reiche  und  in  den  Freistaaten)  im  Sinne  der 
gewissenhaft  erkundeten  Volksmeinung  zu  bewirken.  Nicht  darf  über 
dem  Volk  eine  von  ihm  nicht  gekorene  und  nicht  gewünschte  Person 
oder  Körperschaft  die  Staatsgeschäfte  führen.  Staat  und  Volk  müssen 
eins  sein.  Die  subjektive  Freiheit  der  Person  ist  in  weitestem  Umfange 
zu  sichern,  Schutz  gegen  die  Verwaltung  in  rechtlichen  Formen  noch 
mehr  als  bisher  zu  gewährleisten,  wenn  ein  öffentliches  Recht  des  ein¬ 
zelnen  verletzt  oder  auch  nur  bedroht  erscheint.  Es  muß  einen  Volks¬ 
und  Rechtsstaat  geben,  der  keine  Vorherrschaft  irgend  einer  Gesell¬ 
schafts-  oder  Berufsschicht  kennt,  kein  Monopol  für  eine  Partei,  eine 
wirtschaftliche  oder  sonstige  Interessentengruppe,  oder  eine  Konfession 
gestattet.  Ein  Volks-  und  Rechtsstaat  muß  entstehen,  der  das  soziale 
Recht  so  weit,  wie  nur  möglich,  ausdehnt,  die  wirtschaftlich  Schwachen 
schützt  und  den  ungehemmten  Zusammenschluß  aller,  die  sich  ver¬ 
einigen  wollen,  sichert.  Die  Selbstverwaltung,  auch  in  den  staatlichen 
Behörden,  hat  immer  mehr  das  bürokratische  Verwaltetwerden  zu  ver¬ 
drängen.  Die  geistige  Freiheit  in  Schule  und  Kirche,  Presse,  öffent 
lichkeit  und  Wissenschaft  wird  endlich  zur  Wirklichkeit.  Es  entwickelt 
sich  jener  Geist  freien  Gewährenlassens,  der  seine  Schranke  nur  in  dem 
öffentlichen  Wohle  findet. 

All  dies  kann  freilich  nicht  allein  durch  die  Verfassungsurkunde 
verwirklicht  werden.  Auch  hier  ist  es  der,  sich  allmählich  bildende  und 
stärkende,  Geist,  der  sich  den  Körper  baut.  Nicht  jede,  die  Durch¬ 
setzung  des  Volks-  und  Rechtsstaats  bezweckende  äußere  Ordnung 
kann  in  die  Verfassungsurkunde  auf  genommen  werden.  Aber  doch 
das  Wichtigste  und  Grundlegende,  alles,  was  den  Grundcharakter  und 
wohl  auch  die  Grundstimmung  eines  Staatswesens  bestimmt. 

Die  Souveränität  muß  dem  Volke  zugesprochen  werden.  Die 
gesetzgebende  Gewalt  übt  eine  Bundesversammlung  aus,  die  aus 
einer  Nationalversammlung  besteht,  gewählt  vom  ganzen  deut¬ 
schen  Volke  auf  Grund  des  freisten  Wahlrechts  der  Welt,  und  einem 
Staatenhause,  das  aus  den  Vertretern  der  Freistaaten  (von  den 
dortigen  Parlamenten  gewählt)  zusammengesetzt  ist.  Um  zu  verhüten, 
daß  in  der  Form  der  Verordnung  durch  irgend  ein  anderes  Staatsorgan 
als  das  Parlament  Rechtssätze  geschaffen  werden,  die  die  Rechte  der 
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Volksvertretung  schmälern  könnten,  ist  genau  zu  regeln,  in  wel¬ 
chen  von  der  Gesetzgebung  zu  bestimmenden  Fällen  überhaupt  Ver¬ 
ordnungen  ergehen  können  und  wer  zu  ihrem  Erlasse  berechtigt  ist. 
Aber  nicht  nur  die  Bundesversammlung  kann  ein  Gesetz  schaffen. 
Auch  das  Volk  in  seiner  Gesamtheit  soll  das  Recht  haben,  in  wichtigen 
Angelegenheiten  durch  unmittelbare  Abstimmung  (Referendum)  das 
ihm  nützlich  oder  notwendig  Scheinende  vorzukehren.  Dem  Staats¬ 
oberhaupt  gebührt  nur  ein  bedingtes  Vetorecht,  das  durch  Festhalten 
der  Bundesversammlung  an  ihrem  Mehrheitsbeschlüsse  durch  eine  noch¬ 
malige  Abstimmung  seine  Kraft  verliert. 

Die  vollziehende  Gewalt  liegt  beim  Kabinett  (Ministerium),  das 
vom  Staatsoberhaupte  aus  den  Politikern  entnommen  werden  muß, 
deren  Partei  in  der  Nationalversammlung  die  Mehrheit  besitzt.  Die 
parlamentarische  Regierungsweise  muß  restlos  durchgeführt 
werden.  Alle  bisherigen  Hindernisse  sind  zu  überwinden,  vor  allem 
die  Parteizersplitterung.  Der  Präsident  hat  nicht  die  ganze  vollziehende 
Gewalt  in  Händen  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 
Es  entspricht  deutschem  Wesen  eine  überwiegende  diktatorische  Stel¬ 
lung  irgend  einer  Einzelperson  nicht  mehr.  Die  Machtfülle  muß  beim 
Volke  liegen,  bei  der  Mehrheit  seines  Parlaments  und  bei  dessen  Aus¬ 
schuß,  der  Regierung.  Aber  die  würdige  Vertretung  des  Gesamtstaates 
nach  außen  und  innen  und  eine  Reihe  von  besonderen  Befugnissen 
wird  man  auch  dem  Staatsoberhaupt  zuweisen  müssen,  jedoch  nur  in 
einer  Weise,  die  stets  das  Bewußtsein  bloß  formaler  Repräsentation 
des  Volkes  wach  erhält. 

Die  richterliche  Gewalt  steht  unabhängigen  Gerichten  zu. 
Unabhängig  von  oben  und  unten,  von  der  Regierung,  dem  Parlament, 
der  jeweiligen  politischen  Strömung.  Die  bürgerlichen,  die  Straf-  und 
Verwaltungsgerichte  sollen  Hüter  und  Verwirklicher  des  Rechts»  Feind 
jeder  Klassenjustiz  sein.  Ein  besonderer  Reichsstaatsgerichtshof 
soll  rechtlich  unbefangene  sachliche  Entscheidungen  in  Angelegenheiten 
treffen,  die  sonst  politischem  Meinungsstreit,  der  Leidenschaft  und 
Parteilichkeit  ausgesetzt  sein  würden,  insbesondere  bei  Verfassungs¬ 
streitigkeiten  bestimmter  Art,  über  die  Gültigkeit  der  Parlaments¬ 
wahlen,  über  die  Verfassungsmäßigkeit  gewisser  einzelstaatlicher  Ge¬ 
setze  und  ähnliches. 

Das  Verhältnis  des  Bundesstaats  zu  den  Freistaaten  ist 
auf  den  Boden  einer  Ordnung  zu  stellen,  die  einen  leicht  federnden 
Organismus  schafft.  Grundsätzlich  soll  es  so  bleiben,  wie  es  im 
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Deutschen  Reich  war,  daß  das  Reich  in  der  Hauptsache  die  Gesetz¬ 
gebung  und  die  Beaufsichtigung,  der  Einzelstaat  die  Verwaltung  hat. 
Aber  in  beiden  Beziehungen  doch  mit  wesentlichen  Abweichungen. 

Erstens.  Die  Rechtsstoffe,  in  denen  das  Reich  durch  Gesetze 
tätig  werden  kann,  sind  zu  erweitern  durch  die  Zuständigkeit  in  Sachen 
des  Volksschulrechts  und  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche.  Das 
Steuerwesen  des  Reiches  ist  an  sich  verfassungsrechtlich  hemmungslos 
gewesen,  es  erstreckte  sich  auch  schon  bisher  ohne  weiteres  auf  die 
direkten  Steuern,  mag  die  politische  Praxis  lange  eine  andere  gewesen 
sein.  Es  bleibt  aber  jetzt  eine  rein  praktische  Frage,  wie  weit  der 
Bundesstaat  den  Freistaaten  finanzielle  Quellen  beläßt.  Es  ist  mit 
Sicherheit  —  zumal  die  Ausgaben  für  Heer  und  Marine  sehr  bedeutend 
herabgesetzt  werden  müssen,  —  zu  erwarten,  daß  dies  nicht  in  einer 
Weise  geschieht,  die  den  Freistaaten  die  Möglichkeit  selbständigen 
kulturellen  Lebens  nimmt.  Zu  den  Kosten  des  Reichs  tragen  die  Frei¬ 
staaten  durch  Beiträge  bei,  die  den  rohen  Maßstab  der  Kopfzahl  ver¬ 
meiden. 

Zweitens.  Die  Ohnmacht  des  bisherigen  deutschen  Bundesstaats 
in  der  Vollziehung  (Verwaltung)  ist  zu  beseitigen.  Das  Deutsche  Reich 
hatte  keine  unmittelbare  Befehls-  und  Zwangsgewalt,  es  war  allein 
angewiesen  auf  den  Verwaltungsapparat  der  Einzelstaaten.  Es  ent¬ 
faltet,  wie  jüngst  Erich  Kaufmann  sagte,  auf  dem  Gebiete  der  so¬ 
genannten  inneren  Verwaltung  keine  eigene  und  unmittelbare  Tätig¬ 
keit,  es  verfügt  über  keinen  einzigen  Vollzugsbeamten.  So 
war  das  Reich,  trotz  verfassungsmäßiger  Vorkehrungen  (Art.  7  Abs.  1 
Ziff.  3,  Art.  17),  auf  diplomatische  Verhandlungen  mit  den  Einzel¬ 
staaten,  auf  Beaufsichtigung  und  letzten  Endes  auf  deren  gutenWillen 
bei  der  Handhabung  der  Verwaltung  angewiesen.  Das  ist  schon  des¬ 
halb  nicht  mehr  haltbar,  weil  der  freiheitlich  ausgestaltete  Volks¬ 
staat  nicht  Gesetze  schaffen  will,  deren  Ausführung  von  der  Willkür 
eines  von  der  Reichsspitze  aus  nicht  erreichbaren  einzelstaatlichen 
Beamtentums  abhängen  kann.  Man  hat  von  diesen  Dingen  besonders 
auf  dem  Gebiete  des  Vereins-  und  Versammlungsrechts  und  des  Ar¬ 
beiterschutzes  gerade  genug  erlebt.  Es  wird  deshalb  hier  vorgeschlagen, 
daß  die  Reichsregierung,  in  angemessener  Mitwirkung  des  Staaten¬ 
hauses  als  des  Repräsentanten  der  Freistaaten,  unmittelbare  Verwal¬ 
tungsbefehle  an  die  einzelstaatlichen  Behörden  soll  geben  dürfen. 

Die  Tätigkeit  eines  Reichsministeriums  wird  aber  über  diese 
Funktion  der  durchgreifenden  Verwaltung  hinaus  nicht  die  Aushöh- 
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lung  der  einzelstaatlichen  Verwaltungstätigkeit  bedeuten  dürfen.  Die 
Kulturaufgaben  der  Einzelrepubliken  vertragen  keine  Schmälerung 
oder  Zurückdrängung.  Dadurch,  daß  das  Staatenhaus  bei  der  Gesetz¬ 
gebung  und  Verwaltung  mitwirkt,  soll  verhütet  werden,  daß  die  Reichs- 
regierung  ihre  Zentralstellung  und  Macht  dazu  gebraucht,  den  Ein¬ 
heitsstaat  an  die  Stelle  des  föderativen  Staates  zu  setzen.  Mein  Ent¬ 
wurf  sucht  hier  Sicherungen  zu  bieten.  Gewiß  wird  in  diesem  politisch 
außerordentlich  schwierigen  Punkte,  wie  in  der  Verteilung  der  Exekutiv¬ 
macht  zwischen  Präsidenten  und  Reichsregierung  eines  der  bestrittensten 
Probleme  liegen. 

Auswärtige  Politik,  Militär-,  Flotten-,  Münz-,  Post-  und  Tele¬ 
graphen-,  Handels-  und  Zollwesen  müssen  Reichssache  sein.  Aber 
auch  in  diesen  Fragen  wird  die  viel  stärker  als  beim  Deutschen  Reich 
bisher  vorhandene  politische  und  zum  Teil  finanzielle  Abhängigkeit 
des  Bundesstaats  von  den  Einzelstaaten  einen  rücksichtslos  unitari¬ 
schen  Geist  ausschalten  müssen,  der  das  fein  organisierte  Gefüge  in 
Verwirrung  und  Gefahr  bringen,  das  Arbeiten  der  subtilen  Maschinerie 
stören  könnte.  Durch  den  Wegfall  des  Bundesrats,  der  zusammen  mit 
der  Reichsleitung  bisher  die  ,, Reichsregierung“  bildete,  ist  ohnedies  — 
wie  seltsam  das  klingen  mag  —  die  zentrale  Machtvollkommenheit 
geschwächt ;  denn  fortan  fehlen  diejenigen  wertvollen  Kräfte  des  einzel¬ 
staatlichen  Beamtentums,  die,  als  Bevollmächtigte  zum  Bundesrat,  in 
dieses  bisher  souveräne  Reichsorgan  gesandt,  die  Verbindung  zwischen 
Einzelstaaten  und  Reichsleitung  hergestellt  hatten.  Staatsmännischer 
Weisheit  bietet  sich  hier  zur  Ausgestaltung  der  in  dieser  Schrift  gebo¬ 
tenen  Grundlagen  ausgiebige  Gelegenheit.  — 

Ungefähr  in  dieser  Weise  soll  der  Aufbau  der  neuen  Verfassung  ver¬ 
sucht  werden.  Für  den  republikanischen  Bundesstaat  haben  wir  in  der 
Welt  nur  zwei  bis  drei  Vorbilder ;  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
und  die  Schweiz,  allenfalls  Australien.  Einiges  war  nach  dem  Muster 
jener  [beiden  ersten!  zu  gestalten,  aber  auch  das  nur  unter  Anpassung  an 
die  besonderen  deutschen  Verhältnisse.  Bloße  Nachahmung  würde  um  so 
weniger  frommen,  als  uns  die  ungeheure  Aufgabe  erwächst,  aus  Staaten, 
die  bisher  in  der  Mehrzahl  monarchisch  waren,  einen  demokratischen, 
sich  selbst  regierenden  Gesamtstaat  zu  schaffen,  eine  Grundorganisa¬ 
tion  sozialster  Prägung  zu  verwirklichen,  obwohl  bei  uns  andere  ge¬ 
schichtliche,  gesellschaftliche,  politische,  wirtschaftliche  und  natürliche 
Bedingungen  gegeben  sind,  als  in  der  auch  geographisch  anders  ge¬ 
lagerten,  an  Bevölkerungszahl  erheblich  geringeren  Schweiz  und  ob- 
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wohl  die  Fehler  unbedingt  vermieden  werden  müssen,  die  in  dem  nord- 
amerikanischen  Bundesstaat  hinsichtlich  der  diktatorischen  Stellung 
des  Präsidenten  und  der  antisozialen  Plutokratie  längst  erkennbar  sind. 
Biese  Schwierigkeiten  werden  auch  eine  nachsichtige  Beurteilung  der 
in  dieser  Schrift  gemachten  Vorschläge  angebracht  erscheinen  lassen. 
In  großen  Dingen  genügt  es,  ehrlich  und  nach  Kräften  sich  bemüht 
zu  haben. 

Keine  Reichs  Verfassung  ist  aber  denkbar,  die  nicht  auf  dem  Willen 
der  Mehrheit  des  Volkes  beruht.  Deutschlands  Schicksal  wird  da¬ 
von  abhängen,  ob  die  jetzt  siegreiche  Revolution,  um  deren  Früchte, 
soweit  sie  für  die  Nation  wertvoll  sind,  niemand  ihre  Urheber  bringen 
will,  diesen  von  der  jetzigen  Reichsleitung  angenommenen  Grundsatz 
achtet  und  nach  ihm  handelt.  Es  wird  in  dieser  Schrift  auf  das 
Maß  der  Durchführbarkeit  sozialer,  ja  sozialistischer  Forderungen 
eingegangen  werden;  aber  ganz  unabhängig  hiervon  wird  gesagt 
werden  dürfen,  daß  jede  Diktatur  den  Grundsätzen  der  De¬ 
mokratie  auf  das  schärfste  widerspricht.  Gesetzt  den  Fall, 
der  übrigens  nicht  zutrifft,  das  deutsche  Volk  in  seiner  großen 
Mehrheit  wünschte  keinerlei  wirtschaftliche  Sozialisierung,  so  müßte 
es  dem  demokratischen  Prinzip  entsprechen,  davon  abzusehen.  Eine 
Gewaltherrschaft,  die  sich  bloß  auf  die  Kraft  der  Bajonette,  Ma¬ 
schinengewehre  und  Handgranaten  stützt,  ist  politisch  verwerf¬ 
lich,  letzten  Endes  zwecklos, antidemokratisch  und  sinn¬ 
widrig,  verletzt  jedes  Freiheitsgefühl,  jede  Gerechtigkeit  und  jede 
Gleichheitsidee,  mag  jene  Willkür  von  einem  monarchisch-aristokra¬ 
tisch-militärischen  Regime  oder  von  einem  äußerst  sozialistischen  oder 
kommunistischen  ausgehen.  So  ist  der  Grund-  und  Schlußstein  jeder 
Verfassungserneuerung  die  Mitwirkung  des  ganzen  deutschen 
Volkes  und  die  Entscheidung  durch  die  einwandfrei  festgestellte 
Mehrheit.  Man  kann  auch  mit  aller  Sicherheit  sagen,  daß  das  End¬ 
ergebnis  der  Wirren  und  Kämpfe  die  konstituierende  Nationalver¬ 
sammlung  sein  muß.  Freilich  vermag  zurzeit  niemand  vorauszusehen, 
ob  der  Weg  zu  diesem  Ziele  nicht  über  schwerste  Bürgerkriege  führt, 
die  auch  die  Einmischung  der  Feinde  Deutschlands  in  einer  uns  tief 
demütigenden  Weise  nicht  ausschiießen  würden.1) 

x)  Bei  dieser  grundsätzlichen  Stellungnahme  und  bei  der  Un Vorhersehbar¬ 
keit  der  die  Nationalversammlung  im  einzelnen  hindernden  Ereignisse  mag  von 
nächstliegenden  Zweifelsfragen  hier  abgesehen  werden.  Zurzeit  ist  das  Zustande¬ 
kommen  nur  einer  Delegiertenversammlung  der  Soldaten-  und  Arbeiterräte  mit 
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Daß  ein  Bundesstaat  auf  der  sicheren  Grundlage  verfassungs¬ 
mäßigen  Rechts  ruhe,  daß  seine  lebendigen,  politischen  Kräfte  sich 
in  ungestörter  Weise  auswirken  und  dauernden  Bestand,  wie  stetige 
Vervollkommnung  verbürgen  können,  hängt  aber  nicht  nur  davon  ab, 
wie  die  Grundorganisation  des  Gesamtstaates  beschaffen  ist;  ferner 
nicht  nur  davon,  welche  Verankerungen  mit  den  einzelstaatlichen  Ein¬ 
richtungen  vorgesehen  sind,  wie  die  politischen  Kräfte  des  Reichs  in 
wechselseitigem,  friedlichem  und  förderlichem  Miteinanderwirken  sich 
verflechten,  sondern  von  der  Art  und  Beschaffenheit  der 
einzelstaatlichen  Verfassungen  selbst.  Es  ist  nicht  der  Zweck 
der  Arbeit,  auch  hierauf  einzugehen.  Der  großen  Probleme  für  den 
Bundesstaat  sind  auch  ohnedies  genug.  Immerhin  wird  in  den  teils 
schon  angedeuteten,  teils  noch  zu  erörternden  Verzahnungen  zwischen 
Bund  und  Freistaaten  die  Einwirkung  des  Reichs  auf  die  Verfassung 
der  letzteren  berührt  werden  müssen.  Je  empfindlicher  die  Einzel¬ 
staaten  gegen  die  Einwirkung  des  Zentralstaates  sind,  desto  schwie¬ 
riger  wird  die  Aufrichtung  von  Bürgschaften  gegen  die  Untergrabung 
des  Ansehens  und  der  staatlichen  Machtvollkommenheit  der  Vereinigten 
Staaten  von  Deutschland  .sein.  Werden  sie  jedoch,  wie  trotz  alledem 


bestimmtem  Termin  in  Aussicht  genommen.  Erwähnt  sei,  daß  Erich  Kauf¬ 
mann  in  seinem  Aufsatz  „Die  heutige  Reichsregierung  und  die  deutsche 
Einheit“  im  „Tag“  vom  27.  November  1918  Nr.  270  die  vorläufige  Reichs¬ 
regierung  vor  folgende  Fragen  gestellt  sieht:  Wer  soll  die  Freiheit  von 
Wählerversammlungen,  wer  die  Ungestörtheit  der  Wahlhandlung  selbst,  wer  die 
Freiheit  der  Verhandlungen  der  Nationalversammlung,  wer  die  Durchführung 
ihrer  Beschlüsse  sichern?  Zu  alledem  bedarf  es  eines  unmittelbar  vom  Reiche 
ausgehenden,  mit  den  erforderlichen  Machtmitteln  ausgestatteten  Sicherheits¬ 
vollzugsapparats.  Gegen  seine  Einrichtung  beständen  auf  verschiedenen  Seiten 
zweifellos  starke  Abneigungen,  da  man  in  ihm  den  Keim  zu  einer  gegenrevolu¬ 
tionären  Organisation  sieht.  Diese  Befürchtung  habe  aber  nicht  die  geringste 
oBdeutung.  Eine  Reichs-Sicherungsorganisation,  deren  Zusammensetzung  die 
Reichsregierung  selbst  in  der  Hand  habe  und  die  sie  auf  die  Republik  und  auf 
die  Nationalversammlung  vereidigen  könnte,  sei  sogar  der  beste  Schutz  gegen 
eine  Gegenrevolution,  zu  der  es  erst  dann,  aber  dann  sicher,  kommen  würde,  wenn 
innere  Ruhe  und  Sicherheit  gestört  würde.  Nur  eine  musterhafte  Ordnung  auf 
dem  Wege  der  Nationalversammlung  kann  uns  noch  retten  und  dazu  brauchten 
wir  eine  straffe  und  ganz  zur  Verfügung  der  jetzigen  Reichsregierung  stehende 
Reichs-Sicherungsorganisation. 

Keineswegs  mit  den  Grundauffassungen  und  den  meisten  Einzelheiten  des 
Verfassers  einverstanden,  vermag  ich  doch  diesen  Ausführungen  vollkommen 
beizustimmen. 
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zu  hoffen,  geschaffen,  dann  wird  ein  großer  Wurf  zum  Heile  der  Ein¬ 
heit  des  deutschen  Volkes  vor  uns  liegen. 

All  diese  Gedanken  werden  in  dem  nachfolgenden  zweiten  Teil  in 
der  Form  von  paragraphierten  Verfassungsbestimmungen  („Entwurf“)1) 
und  hierauf  in  einem  dritten  Teil  („Begründung“)  weiter  ausgelegt 
werden.  Über  diese  letztere  nur  einige  Worte.  Entsprechend  dem  Cha¬ 
rakter  dieser  Arbeit  als  eines  großen  in  Linien  gehaltenen  Programms 
findet  auch  in  der  Begründung  keine  bis  in  die  letzten  Einzelheiten 
gehende  Behandlung  all  der  vielen  Hunderte  von  Streit-  und  Zweifels¬ 
fragen  statt,  die  das  bisherige  deutsche  Staatsrecht,  infolge  der  Lücken¬ 
haftigkeit  der  Reichsverfassung  und  der  Verwickeltheit  der  bisherigen 
Staatenverhältnisse,  kennzeichnen.  Es  ist  mit  Absicht  vermieden  wor¬ 
den,  in  einer,  nur  monographischer  Einzelforschung  anstehenden  Weise, 
Geschichte  und  Voraussetzung  jeder  Bestimmung  klarzulegen,  sie 
rechts  vergleichend  und  rechtsdogmatisch  zu  behandeln.  Solche  juri¬ 
stische  Kleinarbeit  behalte  ich  mir  ausdrücklich  vor,  aber  ihre  Zeit  ist 
noch  nicht  gekommen.  Vorläufig  gilt  es,  ein  Gesamtbild  zu  zeichnen, 
den  Problemreichtum  klarzumachen  und  Lösungen  anzubieten.  Immer¬ 
hin  werde  ich  für  Leser,  die  tiefer  eindringen  wollen,  literarische  Nach¬ 
weise  bringen.  Diese  sind  nicht  bestimmt,  meine  Meinung  zu  stützen, 
sondern  dem  genauer  Forschenden  die  Wege  zu  ebnen  und  sich  an  der 
Hand  des  bisherigen  Schrifttums  klar  zu  machen,  welche  Schwierig¬ 
keiten  mit  meiner  Fassung  überwunden,  welche  Streitfragen  erledigt 

*)  Der  Aufbau  erfolgte  nach  folgendem  übersichtlichen  Grundriß:  Die 
Staatsgewalt  (Innehabung  und  Ausübung;  die  Reichsgesetzgebung;  die  Bundes¬ 
versammlung;  das  Reichsministerium  [Kabinett];  das  Staatsoberhaupt;  der 
Reichsstaatsgerichtshof);  das  Reich  und  die  Freistaaten;  das  Reichsgebiet; 
die  Reichsangehörigen  und  ihre  Grundrechte.  Die  Voranstellung  der  Rechts¬ 
sätze  über  die  Staatsgewalt  steht  mit  hergebrachten  Methoden  in  bewußtem 
Widerspruch.  Es  kam  mir  darauf  an,  den  für  die  Neugestaltung  wichtigsten 
und  die  größte  Veränderung  gegenüber  dem  bisherigen  Verfassungszustand  auf- 
weisenden  Teil  sinnfällig  hervorzuheben  und  auf  ihn  das  Hauptinteresse  zu  lenken. 
Es  erschien  mir  das  um  so  mehr  berechtigt,  als  zurzeit  die  Gebietsgrenzen 
Deutschlands  noch  nicht  feststehn  und  die  Rechte  der  Reichsangehörigen  in 
weitem  Umfange,  wenn  auch  gewiß  nicht  ausschließlich,  nach  vorhandenen 
bewährten  Vorbildern  haben  gestaltet  werden  können.  Selbstverständlich  ist 
damit  keineswegs  gesagt,  daß  die  Verfassungsbestimmungen  über  Reichsgebiet 
und  Reichsangehörige  weniger  wichtig  seien  als  diejenigen  über  die  Staatsgewalt. 
Natürlich  stehtauch  nichts  entgegen,  daß  die  konstituierende  Nationalversammlung 
eine  örtliche  Umstellung  der  Teile  im  Sinne  älterer  Verfassungsurkunden  vor- 
nimmt.  Auf  solche  Äußerlichkeiten  kommt  es  schließlich  doch  nicht  an. 
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werden  sollen.  Bei  Rechtsgebilden,  die  sich  im  wesentlichen  bewährt 
haben,  die  sich  auch  in  einer  großen  Anzahl  von  ausländischen  Ver¬ 
fassungen  finden,  konnten  Vorschriften  aus  der  bisherigen  deutschen 
Reichsverfassung  übernommen  werden,  z.  B.  über  die  Immunität  der 
Abgeordneten.  Wo  es  auf  Regelungen  ankommt,  die  im  politischen 
Sinne  siegreich  erledigt  sind,  wie  das  allgemeine,  gleiche,  geheime 
und  unmittelbare  Wahlrecht  mit  Verhältnissystem,  konnte  ich  mich 
damit  begnügen,  auf  lehrreiches  Schrifttum  hinzuweisen.  Wo  keine 
besondere  Begründung  erfolgt  ist,  ist  anzunehmen,  daß  ich  mich 
positiv  zu  den  zum  Ausdruck  gebrachten  Rechtsvorschriften  stelle 
und  ihre  Geltung  und  Brauchbarkeit  als  über  dem  Streit  befindlich 
ansehe. 

Noch  ein  letztes.  Das  Leben,  Blühen  und  Verwelken  einer  Nation 
ist  gewiß  nicht  allein  von  dem  Inhalt  und  der  Form  seiner  Verfassung 
abhängig.  Es  geht  aber  zu  weit,  wenn  geringschätzige  Beurteiler  des 
politischen  Lebens  überhaupt,  in  der  Verfassung  oft  nur  ein  äußerliches 
Gebilde  sehen,  das  mit  dem  sachlichen  lebendigen  Inhalt  des  staat¬ 
lichen  Lebens  nichts  zu  tun  hat,  oder  nur  in  Frage  kommt,  wenn  jenes 
schon  bestimmte  Lebenskräfte  ausgewirkt  und  seine  Grenzen  gefunden 
hat.  So  ist  jenen  die  Verfassungsurkunde  nur  ein  Rechtskleid,  das 
einem  politisch-lebendigen  Wesen  angepaßt  wird.  Aber  in  Wirklichkeit 
ist  sie  nicht  nur  das,  sondern  die  sichtbarste  Form  des  Rechts,  das 
eine  Volksgemeinschaft  sich  als  Ganzes  gibt.  Ohne  die  Staats  Verfas¬ 
sung  hat  das  öffentliche  Leben  keinen  Halt  und  keine  Grenze;  sie  ist 
das  feste  Rückgrat  jedes  staatspolitischen,  wirtschaftlichen  und  kul¬ 
turellen  Lebens.  Denen,  die  durchaus  auf  ihre  formalrechtliche  Natur 
pochen,  muß  man  entgegenhalten:  Was  ist  Form,  was  ist  Inhalt?  Was 
ist  Kern  und  was  ist  Schale?  Beides  ist  es  mit  einem  Male.  Der  poli¬ 
tische  Geist  eines  Volkes  äußert  sich  eben  in  seiner  Verfassung.  Sie 
gehört  zu  ihm  wie  sein  Denken  und  Wollen.  Dann  aber  auch  rein  prak¬ 
tisch  gesehen:  das  Wohl  und  Wehe  des  Staates  ist  letzten  Endes  auch 
das  jedes  einzelnen.  Die  sträfliche  Vernachlässigung  der  Politik  durch 
unser  Bürgertum  die  Ahnungslosigkeit  und  Unwissenschaft  in  allen 
Fragen  des  staatlichen  Lebens  haben  sehr  viel  zu  der  Katastrophe 
beigetragen,  in  der  sich  Deutschland  jetzt  befindet.  Die  Sieger  in 
diesem  Weltkriege  waren  uns  an  politischem  Können  und  Wollen  stark 
voraus.  Die  Grundorganisation  der  Gemeinschaft  aber,  eben  der  staats¬ 
rechtliche  Unterbau  unseres  ganzen  Gemeinschaftslebens  ist  nur  die 
Verkörperung  des  politischen  Geistes,  der  in  uns  lebt  oder  leben  soll. 
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Ein  genialer  großer  Wille,  der  Bismarcks,  hat  die  bisherige  Reichs¬ 
verfassung  geschaffen;  die  schöpferische  entscheidende  Mitwirkung  des 
Volkes  erschien  vor  einem  halben  Jahrhundert  hierbei  entbehrlich. 
Das  ist  anders  geworden.  Die  neue  Reichsverfassung  muß  die  Materiali¬ 
sierung  des  politischen  Gemeingeistes  sein,  getragen  und  erfüllt  von 
den  großen  Ideen,  die  unser  neues  Werden  kennzeichnen  müssen.  Es 
gilt  auch  hier  des  Dichters  Wort  „Stirb  und  Werde!“  Des  Reichs  und 
der  Freistaaten  äußere  Gestalt  ist  eben  doch  kein  formales  oder  gar 
nur  ein  juristisches  Gerüst,  sondern  lebendigen  Geistesodems  trag¬ 
kräftige  Verhärtung  und  Verwirklichung. 


Zweiter  Teil, 


Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Deutschland. 

Ein  Entwurf. 

Wir,  das  Deutsche  Volk  und  die  sämtlichen  deutschen  Freistaaten 
gründen  einen  souveränen  Bundesstaat.  Er  hat  seine  und  der  Frei¬ 
staaten  äußere  und  innere  Sicherheit  und  die  aller  seiner  Angehörigen 
zu  gewährleisten,  das  Recht,  insbesondere  die  Verfassung  der  Ver¬ 
einigten  Staaten  und  jedes  einzelnen  deutschen  Freistaates  sowie  die 
Freiheit  und  Gleichheit  aller  Bürger  zu  schützen  und  das  allgemeine 
Wohl  im  Sinne  sozialer  Gerechtigkeit  zu  fördern.  Dieser  Bundesstaat 
führt  den  Namen 

„Vereinigte  Staaten  von  Deutschland“, 
ist  eine  demokratische  Reichsrepublik  und  lebt  nach  dem, gleich¬ 
zeitig  mit  seiner  Gründung  in  Kraft  tretenden,  folgenden  Grundgesetz. 

Erster  Hauptteil.  Die  Staatsgewalt. 

I.  Innehabung  und  Ausübung* 

§1.  Die  Staatsgewalt  der  Vereinigten  Staaten  von  Deutschland 
steht  zu  dem  Deutschen  Volke.  Von  ihm  gehen  alle  Rechte  aus.  Es 
ist  Souverän  der  deutschen  Reichsrepublik. 

§2.  Die  gesetzgebende  Gewalt  übt  die  Bundesversammlung 
aus,  die  aus  der  deutschen  Nationalversammlung  und  dem  Staaten¬ 
hause  besteht,  unbeschadet  des  festgesetzten  Rechts  auf  Referendum 
und  Volksinitiative. 

§3.  Die  rechtsprechende  Gewalt  wird  im  Namen  des  Volkes 
durch  unabhängige,  nur  dem  geltenden  Rechte  unterworfene  Gerichte 
ausgeübt. 
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§4.  Die  vollziehende  Gewalt  (Verwaltung)  steht  dem  im  Auf¬ 
träge  der  Mehrheit  der  Nationalversammlung  wirkenden  Regierungs¬ 
körper  (Ministerium,  Kabinett)  unter  verfassungsmäßig  geordneter  Mit¬ 
wirkung  des  Oberhaupts  der  Reichsrepublik  zu. 

II.  Die  Reichsgesetzgebung. 

§  5.  Die  Reichsgesetze  erfordern  die  Übereinstimmung  der  Mehr¬ 
heitsbeschlüsse  eines  jeden  der  beiden  Gesetzgebungskörper:  der  deut¬ 
schen  Nationalversammlung  und  des  Staatenhauses.  Das  Staatsober¬ 
haupt  ist,  wenn  es  mit  den  Beschlüssen  einverstanden  ist,  verpflich¬ 
tet,  sie  als  Gesetz  auszufertigen  und  zu  verkünden.  Hat  das  Staats¬ 
oberhaupt  Einwendungen  zu  erheben,  so  sendet  es  die  Beschlüsse  mit 
seinen  Bedenken  an  denjenigen  Gesetzgebungskörper  zurück,  der  zu 
seinen  Bedenken  Anlaß  gegeben  hat.  Hierauf  muß  in  diesem  eine  noch¬ 
malige  Beratung  stattfinden.  Wenn  nach  solch  zweiter  Beratung  zwei 
Drittel  dieser  Gesetzgebungskörperschaft  sich  zugunsten  der  Abände¬ 
rungsvorschläge  des  Staatsoberhauptes  aussprechen,  so  soll  der  Gesetz¬ 
entwurf  mit  den  Einwendungen  des  Staatsoberhauptes  dem  andern 
Gesetzgebungskörper  zugestellt  werden,  der  ihn  gleichfalls  erneuter 
Beratung  unterzieht.  Wenn  er  die  Zustimmung  von  zwei  Dritteln 
dieses  Gesetzgebungskörpers  findet,  soll  er  Gesetzeskraft  erhalten.  Die 
Ausfertigung  und  Verkündigung  des  Staatsoberhaupts  ist  in  diesem 
Falle  ebenso  Verfassungspflicht,  wie  wenn  Einwendungen  nicht  erhoben 
worden  wären. 

Sendet  das  Staatsoberhaupt  nicht  innerhalb  vierzehn  Tagen  (ein¬ 
schließlich  der  Sonn-  und  Feiertage)  den  ihm  unterbreiteten  gemein¬ 
schaftlichen  Beschluß  der  Nationalversammlung  und  des  Staatenhauses 
zurück,  so  erhält  der  Entwurf  Gesetzeskraft,  als  ob  das  Staatsober¬ 
haupt  ihn  ausgefertigt  und  verkündigt  hätte.  Doch  können  die  beiden 
Gesetzgebungskörper  durch  gemeinschaftlichen  Beschluß  die  Zurück¬ 
stellung  der  Entschließung  des  Staatsoberhaupts  bis  zu  einem  fest¬ 
zusetzenden  Zeitpunkt  oder  auf  unbestimmte  Zeit  aussprechen. 

Ein  Mehrheitsbeschluß  der  beiden  gesetzgebenden  Körper  liegt 
nur  dann  vor,  wenn  dem  von  der  Nationalversammlung  beschlossenen 
Entwurf  die  Zustimmung  des  Staatenhauses  oder  dem  vom  Staaten¬ 
hause  beschlossenen  Entwurf  die  Zustimmung  der  Nationalversammlung 
innerhalb  derselben  Sitzungsperiode  erteilt  wird. 

Die  Reichsgesetze  erhalten  verbindliche  Kraft  durch  ihre  Verkün¬ 
digung  im  Reichsgesetzblatt  und  zwar  mit  dem  vierzehnten  Tage  nach 
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Ablauf  desjenigen  Tages,  an  dem  das  betreffende  Reichsgesetzblatt  in 
der  Reichshauptstadt  ausgegeben  worden  ist.  Gesetzentwürfe,  die  von 
den  gesetzgebenden  Körperschaften  angenommen,  jedoch  vom  Staats¬ 
oberhaupt  gemäß  Abs.  2  Satz  1  nicht  innerhalb  vierzehn  Tagen  mit  der 
Ausfertigung  zurückgesandt  worden  sind,  erhalten  Gesetzeskraft  nach 
Ablauf  des  vierzehnten  Tages  nach  dem  Tage,  an  dem  der,  die  Über¬ 
einstimmung  zwischen  der  Nationalversammlung  und  dem  Staaten¬ 
hause  herstellende  Beschluß  gefaßt  wird.  In  diesem  Falle  nimmt  das 
Staatsministerium  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  vor. 

Das  Gesetz  selbst  kann  einen  anderen  als  den  sich  nach  Absatz  4 
ergebenden  Anfangstermin  festsetzen. 

Reichsgesetze  gehen  den  Landesgesetzen  vor. 

Der  Erlaß  einer  Reichsverordnung  ist  nur  zulässig  auf  Grund  einer 
Ermächtigung  durch  Reichsgesetz.  Verordnungsberechtigte  sind:  das 
Staatsoberhaupt,  das  Ministerium,  dessen  Vorsitzender,  ein  einzelnes 
Regierungsmitglied  oder  ein  deutscher  Freistaat.  Eine  Unterbevoll¬ 
mächtigung  einer  anderen  Amtsstelle  zum  Erlaß  einer  Verordnung  ist 
nur  zulässig,  wenn  das  Gesetz  dies  vorsieht.  Für  eine  Verordnung,  die 
lediglich  innerhalb  der  Behördenorganisation  als  formale  Instruktion, 
Anweisung  u.  dgl.  Geltung  haben  soll,  bedarf  es  keiner  gesetzlichen  Er¬ 
mächtigung.  Vorschriften,  die  das  Gesetz  ergänzen  oder  verändern,  dür¬ 
fen  in  einer  solchen  Instruktion,  Anweisung  usw.  nicht  enthalten  sein. 

Ausführungsverordnungen  können  zu  den  Gesetzen  von  denjenigen 
Stellen  erlassen  werden,  denen  die  vollziehende  Gewalt  zusteht. 

§  6.  Verfassungsänderungen  können  nur  unter  unmittelbarer  Mit¬ 
wirkung  des  deutschen  Volkes  stattfinden.  Die  Anregung  zur  Ver¬ 
fassungsänderung  kann  ausgehen  von  der  Bundesversammlung  oder 
vom  Volke. 

Geht  die  Anregung  zur  Verfassungsänderung  von  der  Bundes¬ 
versammlung  aus,  dann  arbeitet  diese  einen  Entwurf  aus,  der  der 
Volksabstimmung  (Referendum),  unter  Anwendung  des  zur  Wahl  der 
Nationalversammlung  geltenden  Systems  unterzogen  wird. 

Stimmen  Nationalversammlung  und  Staatenhaus  über  die  Frage, 
ob  eine  Verfassungsänderung  stattfinden  soll,  nicht  überein,  so  muß 
hierüber  das  Volk  in  der  im  vorhergehenden  Absatz  bezeichne ten  Weise 
abstimmen  (sogenannte  Vorabstimmung).  Wird  die  Frage  bejaht, 
dann  werden  die  Nationalversammlung  und  das  Staatenhaus  neu  ge¬ 
wählt  und  die  neue  Bundesversammlung  entwirft  einen  Plan,  über  den 
das  (zweite)  Referendum  stattfindet. 

Stier-Somlo:  Verfassungsentwurf. 
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Die  Anregung  zur  Verfassungsänderung  aus  der  Mitte  des  Volkes 
setzt  das  durch  beglaubigte  Unterschrift  von  mindestens  250000  wahl¬ 
berechtigten  Reichsangehörigen  verbürgte  Verlangen  voraus.  Das 
Staatsoberhaupt  hat  hierbei  im  ganzen  Deutschen  Reich  eine  Volks¬ 
abstimmung  anzuordnen  (Abs.  2).  Gegenstand  der  Abstimmung,  zu 
der  jeder  zur  Nationalversammlung  aktiv  berechtigte  Bürger  zu¬ 
gelassen  ist,  ist  lediglich  die  Frage,  ob  eine  Verfassungsänderung  in  der 
genauer  zu  bezeichnenden  Angelegenheit  stattfinden  soll.  Bejaht  dies 
die  Mehrheit  des  Volkes,  dann  arbeitet  die  Bundesversammlung  einen 
Entwurf  aus,  der  dem  Referendum  unterzogen  werden  muß. 

§  7.  Das  Recht,  Gesetze  vorzuschlagen,  steht  jedem  Teil  der  Bun¬ 
desversammlung  und  der  Reichsregierung  (Kabinett,  Reichsministerium) 
zu.  Finanzgesetzentwürfe  und  Reichshaushaltspläne  sind  zuerst  der 
Nationalversammlung  vorzulegen.  Das  Staatenhaus  kann  aber  Ab¬ 
änderungen  vorschlagen  oder  mit  Vorbehalt  solcher  zustimmen.  Be¬ 
willigt  die  Nationalversammlung  jedoch  einen  Ausgabeposten,  der  bis¬ 
her  unter  den  ordentlichen  Ausgaben  im  Reichshaushaltsplan  enthalten 
war,  entweder  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  der  zuletzt  vorgesehenen 
oder  nicht  von  der  Reichsregierung  neu  vorgeschlagenen  geringeren 
Summe,  so  hat  das  Staatenhaus  über  diesen  Posten  vor  der  Abstim¬ 
mung  über  den  Gesamthaushalt  vorweg  Beschluß  zu  fassen.  Tritt  das 
Staatenhaus  dem  Beschlüsse  der  Nationalversammlung  nicht  bei,  so 
hat  diese  nach  voraufgegangener  Beratung  in  einem  aus  Mitgliedern 
beider  Gesetzgebungskörper  gebildeten  Verständigungsausschusse  er¬ 
neut  zu  beschließen.  Erst  nach  dieser  endgültigen  Beschlußfassung 
findet  die  Abstimmung  des  Staatenhauses  über  den  Gesamthaushalt 
statt. 

Gesetzes  Vorschläge,  die  durch  einen  der  Gesetzgebungskörper  ver¬ 
worfen  sind,  können  in  derselben  Sitzungsperiode  nicht  wieder  ein¬ 
gebracht  werden. 

§8.  Die  Reichsgesetzgebung  ist  zuständig: 

a)  in  Sachen  der  Freizügigkeit,  des  Armenwesens  (Unterstützungs¬ 
wohnsitz),  der  Staatsangehörigkeit,  des  Paß  Wesens,  der  Fremdenpolizei, 
des  Gewerberechts,  des  Koalitionsrechts,  der  Auswanderung,  des  bür¬ 
gerlich-rechtlichen  Versicherungswesens  und  der  sozialen  Versicherung; 
der  Handelsgesetzgebung  und  der  Ordnung  des  Maß-,  Münz-  und  Ge- 
wichtssystems,  nebst  Feststellung  der  Grundsätze  über  die  Emission 
von  fundiertem  und  unfundiertem  Papiergeld;  des  Bankwesens;  des 
Erfinder-,  Patent-,  Urheber-  und  Verlagsrechts;  der  Organisation  des 
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gemeinsamen  Schutzes  des  deutschen  Handels  im  Auslande,  der  deut¬ 
schen  Schiffahrt  und  ihrer  Flagge  zur  See;  des  Konsulatswesens,  des 
Reichseisenbahnwesens,  der  Herstellung  von  Land-  und  Wasserstraßen 
im  Interesse  der  Landesverteidigung  und  des  allgemeinen  Verkehrs; 
des  Flößerei-  und  Schiffahrtsbetriebs  auf  den,  mehreren  Staaten  ge¬ 
meinsamen  Wasserstraßen  und  des  Zustandes  der  letzteren  sowie  der 
Fluß-  und  sonstigen  Wasserzölle,  desgleichen  der  Seeschiffahrtszeichen; 
des  Post-  und  Telegraphenwesens  unter  Berücksichtigung  der  Sonder¬ 
rechte  Bayerns  und  Württembergs;  der  Rechtshilfe  in  bürgerlichen, 
Straf-  und  Verwaltungs-Gerichtssachen;  der  Beglaubigung  von  öffent¬ 
lichen  Urkunden;  der  gemeinsamen  Gesetzgebung  über  das  gesamte 
bürgerliche  Recht  und  das  gerichtliche  Verfahren; 

b)  zur  Feststellung  des  Reichshaushaltsplanes,  zur  Aufnahme  von 
Anleihen  und  Übernahme  einer  Bürgschaft  zu  Lasten  des  Reichs; 

c)  in  allen  Angelegenheiten  des  Zoll-  und  Steuerwesens ; 

d)  in 'den  Fragen  des  Volksschulrechts  und  des  Verhältnisses  von 
Staat  und  Kirche.  Das  Recht  der  deutschen  Freistaaten,  ihr  Hochschul¬ 
wesen  selbständig  zu  regeln,  bleibt  unberührt.  Die  Einheitlichkeit  in 
der  äußeren  und  inneren  Organisation  für  mittlere  und  höhere  Schulen 
ist  für  das  ganze  Deutsche  Reich  zu  erstreben. 

§  9.  Insoweit  die  Reichsgesetzgebung  von  ihrer  Zuständigkeit  keinen 
Gebrauch  macht,  bleiben  die  Freistaaten  zur  Gesetzgebung  in  den  der 
Reichsgesetzgebung  zugewiesenen  Rechtsstoffen  befugt. 

Das  Reich  beaufsichtigt  die  Freistaaten  und  hat  das  Recht,  durch 
das  Staatsoberhaupt  die  Aufhebung  von  ergangenen  landesrechtlichen 
Gesetzen  zu  verlangen,  auch  bei  Bedenken  erregenden  Gesetzgebungs¬ 
absichten  abzumahnen.  Wenn  trotz  vorgängiger  Mahnung  im  Frei¬ 
staat  ein  Gesetz  erlassen  wird  oder  die  Aufforderung  zur  Aufhebung 
eines  ergangenen  einzelstaatlichen  Gesetzes  erfolglos  bleibt,  dann  kann 
durch  den  Reichsstaatsgerichtshof  die  Ungültigkeit  des  freistaatlichen 
Gesetzes,  weil  im  Widerspruch  mit  der  Reichsverfassung  oder  einem 
Reichsgesetz  oder  mit  dem  Geiste  eines  von  beiden,  auf  Anrufen  der 
Reichsregierung  ausgesprochen  werden.  Es  hat  aber  auch  jede  Regie¬ 
rung  und  jede  Volksvertretung  eines  Freistaates  das  Recht,  den  Reichs¬ 
staatsgerichtshof  anzurufen  und  die  Aufhebung  eines  Reichsgesetzes  zu 
verlangen,  das  der  Reichsverfassung  oder  ihrem  Geiste  widerspricht. 

Das  Reich  beaufsichtigt  ferner  die  Ausführung  der  Reichsgesetze 
in  den  Freistaaten  durch  die  Reichsregierung.  Werden  hierbei  Mängel 
festgestellt,  so  fordert  das  Reichsoberhaupt  die  Regierung  des  Frei- 
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Staates  zu  deren  sofortiger  Abstellung  auf.  Bleibt  dies  ohne  Erfolg, 
so  wird  auf  Anrufen  des  Staatsoberhaupts  durch  den  Reichsstaats- 
gerichtshof  entschieden.  Befindet  dieser,  daß  die  Verwaltung  des  Ein¬ 
zelstaates  dem  Geiste  und  Sinne  der  Reichsverfassung  oder  der  Reichs¬ 
gesetzgebung  als  Einheit  nicht  entspricht,  dann  sind  die  vor  der  Ent¬ 
scheidung  erfolgten  Verwaltungsmaßnahmen  seitens  der  bereits  be¬ 
troffenen  Reichsangehörigen  anfechtbar,  die  nach  der  Entscheidung 
des  Reichsstaatsgerichtshofes  noch  vorgenommenen  Maßnahmen  nich¬ 
tig.  Bei  wiederholten  Zuwiderhandlungen  tritt  Bundesexekution  ein. 

III.  Die  Bundesversammlung. 

§  10.  Die  Bundesversammlung  besteht  aus  der  Nationalversamm¬ 
lung  und  dem  Staatenhause.  Die  Nationalversammlung  wird  auf  Grund 
des  allgemeinen,  gleichen,  unmittelbaren  und  geheimen  Wahlrechts 
mit  Verhältnissystem  von  allen,  mindestens  zwanzig  Jahre  alten  männ¬ 
lichen  und  weiblichen  Deurschen  gewählt.  Wählbar  zur  Nationalver¬ 
sammlung  ist  jeder  zu  ihr  aktiv  wahlberechtigte  männliche  oder  weib¬ 
liche  Deutsche,  der  das  30.  Lebensjahr  vollendet  hat  und  seit  mindestens 
10  Jahren  die  Staatsangehörigkeit  in  einem  deutschen  Freistaate  be¬ 
sitzt.  Ein  Reichswahlgesetz  und  die  zu  seiner  Ausführung  dienende 
von  der  Reichsregierung  zu  erlassende  Wahlordnung  treffen  die  näheren 
Bestimmungen. 

§  11.  Das  Staatenhaus  wird  von  der  Volksvertretung  jedes  deut¬ 
schen  Freistaates  mit  absoluter  Mehrheit  seiner  Mitglieder  gewählt. 
Der  deutsche  Freistaat  mit  der  größten  Bevölkerungszahl  entsendet 
höchstens  10  Vertreter  (Senatoren),  die  übrigen  Freistaaten  eine  ihrer 
Bevölkerungszahl  entsprechende,  verhältnismäßig  geringere  Zahl,  je¬ 
doch  mindestens  zwei. 

§  12.  Reichs-,  Staats-  und  Kommunalbeamte  bedürfen  keines 
Urlaubs  zum  Eintritt  in  die  Nationalversammlung  und  das  Staatenhaus. 
Die  Vertretungskosten  trägt  die  Reichskasse.  Während  der  30  Tage 
überschreitenden  Vertagung  und  zwischen  den  Sitzungsperioden  sind 
die  besoldeten  Beamten  zur  Dienstleistung  in  ihrem  Amte  verpflichtet. 
Für  Rechenschafts-  und  ähnliche  Reisen  ist  den  Mitgliedern  der  Na¬ 
tionalversammlung,  falls  sie  besoldete  Beamte  sind,  ein  angemessener 
Urlaub  zu  gewähren.  Im  Zweifel  entscheidet  der  Reichsstaatsgerichtshof. 

§  13.  Die  Verhandlungen  der  Bundesversammlung  sind  öffentlich, 
jedoch  kann  jeder  Gesetzgebungskörper  auf  Antrag  seines  Präsidenten 
oder  von  zehn  Mitgliedern  zu  einer  geheimen  Sitzung  zusammentreten, 
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in  der  zunächst  über  den  Antrag  auf  Ausschluß  der  Öffentlichkeit  zu 
beschließen  ist. 

Wahrheitsgetreue  Berichte  über  Verhandlungen  in  den  öffentlichen 
Sitzungen  der  Bundesversammlung  bleiben  von  jeder  Verantwortlich¬ 
keit  frei.  Dies  gilt  jedoch  nicht,  wenn  seit  den  Verhandlungen  zwei 
Jahre  verflossen  sind.  Insbesondere  kann  eine  strafgerichtliche  Verfol¬ 
gung  der  Presse  wegen  Beleidigung  und  übler  Nachrede  erfolgen. 

§  14.  Die  Nationalversammlung  hat  das  Recht,  an  sie  gerichtete 
Petitionen  dem  Reichsministerium  zu  überweisen. 

Sie  hat  auch  das  Recht  der  Interpellation  und  der  kleinen  Anfrage 
nach  Maßgabe  der  Geschäftsordnung.  Beide  Gesetzgebungskörper 
haben  das  Recht,  besondere  Ausschüsse  einzusetzen,  um  wichtige  poli¬ 
tische  und  wirtschaftliche  Fragen  unparteiisch  untersuchen  zu  lassen. 

§  15.  Die  Legislaturperiode  der  Bundesversammlung  dauert  fünf 
Jahre.  Zur  Auflösung  der  Nationalversammlung  während  dieser  Zeit 
ist  der  Präsident  (Staatsoberhaupt)  berechtigt. 

§  16.  Im  Falle  der  Auflösung  der  Nationalversammlung  müssen 
innerhalb  eines  Zeitraumes  von  60  Tagen  nach  ihr  die  Wähler  und  in¬ 
nerhalb  eines  Zeitraumes  von  90  Tagen  nach  der  Auflösung  die  Na¬ 
tionalversammlung  versammelt  werden. 

Das  Staatsoberhaupt  hat  darauf  hinzuwirken,  daß  in  den  Einzel¬ 
staaten  die  Wahlen  zum  Staatenhause  in  entsprechender  Weise  neu 
vorgenommen  werden  und  der  Zusammentritt  der  Bundesversammlung 
erfolgen  kann. 

§  17.  Ohne  Zustimmung  der  Nationalversammlung  darf  ihre  Ver¬ 
tagung  die  Frist  von  30  Tagen  nicht  übersteigen  und  während  derselben 
Sitzungsperiode  nicht  wiederholt  werden. 

§  18.  Die  Nationalversammlung  prüft  die  Legitimation  ihrer  Mit¬ 
glieder  und  übersendet  innerhalb  einer  Frist  von  drei  Monaten  die  sämt¬ 
lichen  Vorgänge  an  den  Reichsstaatsgerichtshof,  der  die  Entscheidung 
über  die  Legitimation  fällt. 

§  19.  Die  Nationalversammlung  und  das  Staatenhaus  regelt  Ge¬ 
schäftsgang  und  Disziplin  durch  je  eine  Geschäftsordnung  und  erwählt 
den  Präsidenten,  die  Vizepräsidenten  und  Schriftführer. 

§  20.  Die  Nationalversammlung  wie  das  Staatenhaus  beschließen 
nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Zur  Gültigkeit  der  Beschlußfassung 
ist  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der  gesetzlichen  Zahl  der  Mitglieder 
erforderlich . 

§  21 .  Die  Mitglieder  der  Nationalversammlung  sind  Vertreter  des 
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deutschen  Volkes  und  an  Aufträge  und  Instruktionen  nicht  gebunden. 
Für  die  Mitglieder  des  Staatenhauses  ist  die  Entgegennahme  von  Auf¬ 
trägen  und  Instruktionen  seitens  der  Regierungen  ihrer  Einzelstaaten 
nicht  verboten. 

§  22.  Kein  Mitglied  der  Nationalversammlung  oder  des  Staaten¬ 
hauses  darf  zu  irgend  einer  Zeit  wegen  seiner  Abstimmung  oder  wegen 
der  in  Ausübung  seines  Berufes  getanen  Äußerungen  gerichtlich  oder 
disziplinarisch  verfolgt  oder  sonst  außerhalb  der  Versammlung  zur 
Verantwortung  gezogen  werden.  Eine  Befreiung  von  der  gesetzlichen 
Zeugnispflicht  besteht  nicht. 

§  23.  Ohne  Genehmigung  der  Nationalversammlung  oder  des  Staa¬ 
tenhauses  kann  kein  Mitglied  während  der  Sitzungsperiode  wegen  einer 
mit  Strafe  bedrohten  Handlung  zur  Untersuchung  gezogen  oder  ver¬ 
haftet  werden,  außer  wenn  es  bei  Ausübung'  der  Tat  oder  im  Laufe 
des  nächstfolgenden  Tages  ergriffen  wird.  Diese  Vorschrift  findet  auch 
auf  die  Festnahme  eines  Mitgliedes  der  Bundesversammlung  zum 
Zwecke  der  Vollstreckung  einer  rechtskräftig  erkannten  Freiheitsstrafe 
Anwendung. 

Gleiche  Genehmigung  ist  für  alle  Fälle  der  Zivilhaft  erforderlich. 

Auf  Verlangen  der  Nationalversammlung  oder  des  Staatenhauses 
wird  jedes  Strafverfahren  gegen  ein  Mitglied  und  jede  Untersuchungs¬ 
oder  Zivilhaft  für  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  aufgehoben. 

§  24.  Die  Mitglieder  der  Nationalversammlung  erhalten  eine  Ent¬ 
schädigung  nach  Maßgabe  eines  besonderen  Gesetzes  aus  der  Reichs¬ 
kasse.  Die  Mitglieder  des  Staatenhauses  erhalten  eine  Entschädigung 
von  ihrem  Freistaate  nach  Maßgabe  der  jeweiligen  einzelstaatlichen 
Gesetze. 

IV.  Das  Reichsministerium  (Kabinett). 

§  25.  Die  Reichsregierung  (Reichsministerium,  Kabinett  im  en¬ 
geren  Sinne)  ist  die  oberste  Verwaltungsbehörde  in  Reichsangelegen¬ 
heiten  und  hat  das  Recht,  Ämter  zu  errichten  und  zu  besetzen,  un¬ 
beschadet  der  Bewilligung  der  erforderlichen  Geldmittel  durch  die 
Bundesversammlung  und  der  verfassungsmäßig  vorgesehenen  Mitwir¬ 
kung  des  Staatsoberhaupts. 

Die  Reichsregierung  wird  von  dem  Oberhaupte  des  Staates  aus 
der  die  Mehrheit  in  der  Nationalversammlung  besitzenden  Partei  oder 
Parteigruppe  berufen.  Sie  besteht  aus  6 — 10  Mitgliedern,  die  aus  ihrer 
Mitte  den  Ersten  Minister  wählen.  Besondere  Fachminister  können 
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unter  dem  Namen  von  Staatssekretären  durch  das  Staatsoberhaupt 
berufen  werden,  wenn  nicht  für  die  einzelnen  Yerwaltungszweige 
(Ressorts)  das  Kabinett  seine  Mitglieder  bestellt.  Die  berufenen  6  bis 
10  Minister  bilden  zusammen  mit  den  Staatssekretären  das  Kabinett 
im  weiteren  Sinne.  Die  Mitglieder  des  Staatenhauses  können  nicht  dem 
Ministerium  angehören. 

Die  Reichsregierung  (das  Staatsministerium,  Kabinett  im  engeren 
Sinne)  bedarf  zu  ihrer  Amtsführung  des  Vertrauens  der  Nationalver¬ 
sammlung.  Die  Form,  in  denen’  diese  ihr  Mißtrauen  zum  Ausdruck 
bringt,  kann  die  Ablehnung  wichtiger  Gesetzesvorlagen  der  Reichs- 
regierung,  einer  von  dieser  vorgeschlagenen  Tagesordnung  oder  Ver¬ 
neinung  der  Vertrauensfrage  sein. 

Besitzt  die  Reichsregierung  nur  das  Vertrauen  der  Nationalver¬ 
sammlung,  aber  nicht  des  Staatenhauses,  dann  muß  das  Staatsober¬ 
haupt  auf  Antrag  der  Mehrheit  des  Staatenhauses  neue  Wahlen  für 
diesen  Vertretungskörper  ausschreiben,  deren  Ergebnis  über  die  Zu¬ 
sammensetzung  des  Kabinetts  entscheidet. 

Die  Reichsregierung  trägt  die  Verantwortung  für  alle  Handlungen 
von  politischer  Bedeutung,  die  das  Staatsoberhaupt  in  Ausübung  der 
ihm  nach  dieser  Verfassung  zustehenden  Befugnisse  vornimmt,  sowie 
für  alle  eigenen  Anordnungen  und  Verfügungen  auf  sämtlichen  Ge¬ 
bieten  der  auswärtigen  und  inneren,  der  Finanz-,  Justiz-,  Militär-  und 
Marineverwaltung. 

Die  bezeichnete  Verantwortung  trägt  die  Reichsregierung  gegen¬ 
über  der  Nationalversammlung  und  dem  Staatenhause. 

Neben  der  politischen  Verantwortlichkeit  (Art.  3 — 5)  besteht  die 
strafrechtliche.  Wegen  Verfassungsverletzung  und  Pflichtwidrigkeit 
bei  Ausübung  des  Amtes  kann  jeder  Minister  (Staatssekretär)  von  der 
Nationalversammlung  beim  Reichsstaatsgerichtshof  angeklagt  werden. 
Strafen  sind:  Verweis,  öffentliche  Brandmarkung  durch  Veröffent¬ 
lichung  des  Urteils,  Verbannung  bis  zu  5  Jahren,  Aberkennung  der 
Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Ämter  für  2 — 15  Jahre.  Zur  Aus¬ 
führung  der  Bestimmungen  dieses  Absatzes  ergeht  ein  Gesetz,  das 
insbesondere  über  die  Anklagebehörde,  das  Verfahren  und  die  Voll¬ 
streckung  Vorschriften  enthält. 

Die  disziplinarrechtliche  und  bürgerlichrechtliche  Verantwortlich¬ 
keit  (Klage  auf  Schadensersatz)  bleibt  unberührt. 

Jedes  Mitglied  des  Kabinetts  im  weiteren  Sinne  bat  das  Recht, 
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in  der  National versammlnng  und  in  dem  Staatenhause  zu  erscheinen 
und  muß  dort  auf  Verlangen  jederzeit  gehört  werden,  um  den  Stand¬ 
punkt  der  Reichsregierung  zu  vertreten. 

V.  Das  Staatsoberhaupt. 

§  26.  Das  Staatsoberhaupt  der  Vereinigten  Staaten  von  Deutsch¬ 
land  wird  auf  vier  Jahre  von  dem  deutschen  Volke  nach  den  für  die 
Nationalversammlung  geltenden  Wahl  Vorschriften  gewählt.  Das  Amt 
kann  nur  bekleiden,  wer  durch  Geburt  deutscher  Staatsangehöriger  ist, 
das  35.  Lebensjahr  vollendet  hat  und  sich  mindestens  zehn  Jahre 
in  Deutschland  aufhält. 

Neben  dem  Präsidenten  ist  gleichzeitig  ein  stellvertretender  Präsi¬ 
dent  zu  wählen,  für  den  dieselben  Voraussetzungen  festgesetzt  werden. 
Der  stellvertretende  Präsident  tritt  an  die  Stelle  des  Staatsoberhaupts 
im  Falle  des  Todes  des  letzteren,  der  Amtsentsagung,  der  körperlichen 
oder  geistigen  Unfähigkeit,  die  Rechte  und  Pflichten  des  Amtes  aus¬ 
zuüben,  sowie  im  Falle  der  Amtsentsetzung.  Über  die  Fälle,  in  denen 
letztere  stattzufinden  hat,  trifft  ein  besonderes  Reichsgesetz  Bestim¬ 
mungen.  Es  regelt  auch  den  Fall  der  Behinderung  des  stellvertreten¬ 
den  Präsidenten. 

§27.  Der  Präsident  ist  vor  Ausübung  seines  Amtes  zu  vereidigen. 
Er  hat  zu  schwören,  daß  er  das  Amt  des  Staatsoberhaupts  der  Ver¬ 
einigten  Staaten  von  Deutschland  getreulich  ausüben  und  die  Verfas¬ 
sung  nach  Kräften  erhalten,  schützen  und  verteidigen  wird. 

§  28.  Der  Präsident  erhält  eine  Entschädigung ,  deren  Höhe  durch 
Reichsgesetz  festzustellen  ist.  Diese  Entschädigung  darf  während  des 
Zeitraumes,  für  den  das  Staatsoberhaupt  gewählt  ist,  weder  erhöht 
noch  herabgesetzt  werden.  Er  darf  während  dieser  Zeit  weder  von  den 
Vereinigten  Staaten  noch  von  einem  anderen  Staate  noch  von  privater 
Seite  Einkünfte  beziehen. 

§  29.  Das  Staatsoberhaupt  vertritt,  unbeschadet  der  verfassungs¬ 
mäßig  geordneten  Mitwirkung  der  Bundesversammlung,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Deutschland  nach  außen  (völkerrechtlich)  und  nach  innen, 
letzteres  gegenüber  den  Einzelstaaten  und  allen  Reichsangehörigen  in 
politischer  und  finanzieller  Beziehung.  Der  Präsident  erklärt  im  Namen 
des  Reiches  den  Krieg  und  schließt  den  Frieden,  geht  Bündnisse  und 
andere  Verträge  mit  fremden  Staaten  ein,  beglaubigt  die  Gesandten 
und  empfängt  sie. 
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Zur  Erklärung  des  Krieges  im  Namen  des  Reichs  ist  die  Zustim¬ 
mung  der  Bundesversammlung  erforderlich,  auch  dann,  wenn  ein  An¬ 
griff  auf  das  Reichsgebiet  oder  dessen  Küsten  erfolgt. 

Insoweit  Verträge  mit  fremden  Staaten  sich  auf  solche  Gegen¬ 
stände  beziehen,  welche  in  den  Bereich  der  Reichsgesetzgebung  gehören, 
ist  zu  ihrem  Beschluß  die  Zustimmung  der  Bundesversammlung  er¬ 
forderlich  . 

§  30.  Das  Staatsoberhaupt  beruft  die  Bundesversammlung.  Ihm 
steht  es  zu,  sie  zu  eröffnen,  zu  vertagen  und  zu  schließen. 

§31.  Die  Berufung  der  Bundesversammlung  findet  alljährlich 
statt.  Sie  muß  erfolgen,  sobald  sie  von  einem  Drittel  der  Stimmzahl 
sei  es  der  National  Vertretung,  sei  es  des  Staatenhauses  verlangt  wird. 
Der  Präsident  ist  nicht  berechtigt,  Gesetzes  Vorlagen  an  die  Bundes¬ 
versammlung  zu  leiten. 

§  32.  Die  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Staatsoberhaupts 
werden  im  Namen  des  Reichs  erlassen  und  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 
der  Gegenzeichnung  durch  das  Kabinett  oder  den  Ressortminister. 
Durch  die  Gegenzeichnung  wird  die  Verantwortlichkeit  übernommen. 

§  33.  Die  Ernennung  der  Reichsbeamten  erfolgt  durch  das  Reichs¬ 
ministerium  bzw.  den  Fachminister.  Gegen  die  Schaffung  von  neuen 
Ämtern  und  die  Ernennung  von  Reichsbeamten  hat  das  Staatsober¬ 
haupt  ein  Einspruchsrecht.  Bei  Streit  entscheidet  der  Reichsstaats¬ 
gerichtshof  nach  Rechts-  und  Billigkeitsgründen .  Die  Vereidigung  der 
ernannten  Beamten  erfolgt  auf  das  Deutsche  Reich.  Die  Entlassung 
der  Reichsbeamten  wird  vom  Reichsministerium  bzw.  dem  Fach¬ 
minister  verfügt. 

§  3 4r.  Die  gesamte  Landmacht  des  Reiches  bildet  ein  einheitliches 
Heer,  das  in  Krieg  und  Frieden  unter  dem  Befehle  des  Staatsober¬ 
hauptes  steht.  Seinen  Befehlen  haben  die  deutschen  Truppen  unbe¬ 
dingte  Folge  zu  leisten.  Diese  Verpflichtung  ist  in  den  Fahneneid  auf¬ 
zunehmen.  Der  Höchstkommandierende  eines  Kontingents,  sowie  alle 
Offiziere,  welche  Truppen  mehr  als  eines  Kontingents  befehligen,  und 
alle  Festungskommandanten  werden  unter  Gegenzeichnung  des  Staats¬ 
ministeriums  von  dem  Staatsoberhaupt  ernannt.  Die  von  den  Kriegs¬ 
ministern  der  Freistaaten  ernannten  Offiziere  leisten  auch  ihm  den 
Fahneneid.  Bei  Generalen  und  den  Generalstellungen  versehenden 
Offizieren  innerhalb  des  Kontingents  ist  die  Ernennung  von  der  jedes¬ 
maligen  Zustimmung  des  Staatsoberhauptes  abhängig  zu  machen. 

Das  Staatsoberhaupt  ist  berechtigt,  behufs  Versetzung  mit  oder 
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ohne  Beförderung  für  die  von  ihm  in  Reichsdienste  oder  in  den  Kon¬ 
tingenten  zu  besetzenden  Stellen  aus  den  Offizieren  aller  Kontingente 
des  Reichsheeres  zu  wählen. 

Das  Staatsoberhaupt  hat  die  Pflicht  und  das  Recht,  dafür  zu  sorgen, 
daß  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  alle  Truppenteile  vollzählig  und 
kriegstüchtig  vorhanden  sind  und  daß  Einheit  in  der  Organisation  und 
Formation,  in  Bewaffnung  und  Kommando,  in  der  Ausbildung  der 
Mannschaften,  sowie  in  der  Befähigung  der  Offiziere  hergestellt  und 
erhalten  wird.  Das  Recht  des  Staatsoberhauptes  zur  Inspektion  der 
Kontingente  wird  durch  besonderes  Reichsgesetz  geregelt. 

Das  Staatsoberhaupt  bestimmt  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  den 
Präsenzstand,  die  Gliederung  und  Einteilung  der  Kontingente  des 
Reichsheeres,  sowie  die  Organisation  der  Landwehr  und  hat  das  Recht, 
innerhalb  des  Reichsgebiets  die  Garnisonen  zu  bestimmen,  sowie  die 
kriegsbereite  Aufstellung  eines  jeden  Teils  des  Reichsheeres  anzuordnen. 

Das  Staatsoberhaupt  hat  das  Recht,  die  Anlegung  von  Festungen 
innerhalb  des  Reichsgebiets  anzuordnen,  falls  die  Bundesversammlung 
die  erforderlichen  Mittel  bewilligt. 

§  35.  Die  Kriegsmarine  des  Reichs  ist  eine  einheitliche  unter  dem 
Oberbefehl  des  Staatsoberhaupts.  Ihm  liegt  ihre  Organisation  und 
Zusammensetzung  ob.  Das  Staatsoberhaupt  ernennt  die  Offiziere  und 
Beamten  der  Marine  unter  Gegenzeichnung  des  Staatsministeriums 
und  hat  auch  das  Recht  zur  Versetzung,  Beförderung  und  Verab¬ 
schiedung  der  Offiziere  und  Beamten.  Sie  werden  nebst  den  Mann¬ 
schaften  von  ihm  eidlich  in  Pflicht  genommen. 

§  36.  Das  Staatsoberhaupt  kann  nach  Maßgabe  eines  neuen  Reichs¬ 
gesetzes  über  den  Belagerungszustand  einen  jeden  Teil  des  Reiches  in 
Kriegszustand  erklären. 

§  37.  Das  gesamte  Konsulatswesen  des  Deutschen  Reichs  steht 
unter  der  Aufsicht  des  Staatsoberhaupts,  das  die  Konsuln  nach  Ver¬ 
nehmung  des  Staatsministeriums  anstellt. 

In  dem  Amtsbezirk  der  deutschen  Konsuln  dürfen  neue  Landes¬ 
konsulate  nicht  errichtet  werden.  Die  deutschen  Konsuln  üben  für  die 
in  ihrem  Bezirk  nicht  vertretenen  Freistaaten  die  Funktionen  eines 
Landeskonsuls  aus.  Im  übrigen  gelten  die  Gesetze  über  die  Organisa¬ 
tion  der  Deutschen  Konsulate  sowie  die  Amtsrechte  und  Pflichten  der 
Bundeskonsuln  vom  8.  November  1867,  geändert  durch  Art.  38  des 
Einführungsgesetzes  zum  BGB.,  und  das  Gesetz  über  die  Konsular¬ 
gerichtsbarkeit  vom  7.  April  1900. 


27 


VI.  Der  Reichsstaatsgerichtshof. 

§38.  Der  Reichsstaatsgerichtshof  ist  ein  unabhängiger  Gerichts¬ 
hof  und  entscheidet  in  den  in  dieser  Verfassung  ihm  zugewiesenen 
Angelegenheiten  endgültig.  Seine  Mitglieder  werden  vom  Staatsober¬ 
haupte  nach  Anhörung  des  Kabinetts  aus  der  Zahl  der  zum  Richter¬ 
amte  oder  höheren  Verwaltungsdienst  befähigten  Personen  ernannt. 

§  39.  Der  Reichsstaatsgerichtshof  hat  in  Streitigkeiten  zwischen 
verschiedenen  Freistaaten,  sofern  dieselben  nicht  bürgerlich-rechtlicher 
Natur  und  daher  von  den  zuständigen  Gerichtsbehörden  zu  entscheiden 
sind,  nach  Recht  und  Billigkeit  zu  erkennen. 

§  40.  Verfassungsstreitigkeiten  in  den  Freistaaten  hat  auf  Anrufen 
eines  Parlaments  in  einem  der  beteiligten  Freistaaten  das  Reichs¬ 
staatsoberhaupt  gütlich  auszugleichen.  Wenn  das  nicht  gelingt,  ent¬ 
scheidet  endgültig  der  Reichsstaatsgerichtshof. 

§41.  Wenn  in  einem  Freistaate  der  Fall  einer  Justiz  Verweigerung 
eintritt,  hat  das  Staatsoberhaupt  erwiesene,  nach  der  Verfassung  und 
den  bestehenden  Gesetzen  des  betreffenden  Freistaates  zu  beurteilende 
Beschwerden  über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  entgegen¬ 
zunehmen  und  darauf  die  gerichtliche  Hilfe  bei  der  Regierung  des 
Freistaates,  die  zu  der  Beschwerde  Anlaß  gegeben  hat,  zu  erbitten. 
Bleibt  dies  ohne  Erfolg,  so  entscheidet  der  Reichsstaatsgerichtshof,  an 
welches  Gericht  eines  andern  Freistaates  die  Angelegenheit  zur  Ent¬ 
scheidung  zu  überweisen  ist.  Entstehen  auch  hiernach  in  dem  Frei¬ 
staate  Schwierigkeiten  für  die  Zwangsvollstreckung,  so  kommt  Bun¬ 
desexekution  in  Betracht. 

VII.  D  as  Reich  und  die  Einzelstaaten. 

§  42.  Jeder  deutsche  Freistaat  übt  die  Staatsgewalt  souverän  aus 
und  wird  hierin  nu  durch  die  ihm  durch  diese  Verfassung  ausdrücklich 
auferlegten  Pflichten  beschränkt. 

§  43.  Die  auswärtige  Politik  und  Verwaltung  ist  lediglich  Sache 
der  Vereinigten  Staaten  von  Deutschland.  Kein  einzelner  Freistaat  ist 
hierzu  berechtigt.  Er  darf  auch  keinen  Vertrag  und  kein  Bündnis  mit 
einem  nichtdeutschen  Staate  eingehen,  er  ist  zur  Erhebung  von  Zöllen 
auf  Ein-  und  Ausfuhr  nicht  berechtigt.  Das  Besteuerungsrecht  steht 
dem  Freistaate  nur  in  dem  ihm  von  der  Reichsgesetzgebung  belassenen 
Rahmen  zu. 

§  44.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Deutschland  verbürgen  jedem 
Freistaate  die  republikanische  Staatsform  und  können  deren  Beibehal- 
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tung  durch  Bundesexekution  erzwingen.  Sie  gewährleisten  jedem  Frei¬ 
staat  gegen  feindlichen  Einfall  sowie  auf  Antrag  der  gesetzgebenden 
oder  vollziehenden  Gewalt  (wenn  die  Legislative  nicht  versammelt 
werden  kann)  gegen  innere  Gewalttätigkeit  Schutz. 

§  45.  In  den  deutschen  (Gesamt-)  Bundesstaat  können  von  der 
Bundesversammlung  auch  andere  Staaten  als  die  zur  Zeit  der  Grün¬ 
dung  vorhandenen  auf  genommen  werden. 

§46.  Wenn  Freistaaten  ihre  verfassungsmäßigen  Bundespflichten 
nicht  erfüllen,  können  sie  dazu  im  Wege  der  Exekution  angehalten  wer¬ 
den.  Die  Exekution  ist  vor  der  Bundesversammlung  zu  beschließen  und 
vom  Staatsoberhaupte  zu  vollstrecken. 

§  47.  Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reichs  müssen  für  jedes 
Jahr  veranschlagt  und  auf  den  Reichshaushaltsplan  gebracht  werden. 
Dieser  wird  vor  Beginn  des  Etatjahres  durch  Gesetz  festgestellt. 

Die  gemeinschaftlichen  Ausgaben  werden  in  der  Regel  für  ein  Jahr 
bewilligt,  können  jedoch  in  besonderen  Fällen  auch  für  eine  längere 
Dauer  bewilligt  werden. 

Über  die  Verwendung  aller  Einnahmen  des  Reichs  ist  durch  den 
ersten  Minister  der  Bundesversammlung  zur  Entlastung  jährlich  Rech¬ 
nung  zu  legen. 

In  Fällen  eines  außerordentlichen  Bedürfnisses  kann  im  Wege  der 
Reichsgesetzgebung  die  Aufnahme  einer  Anleihe  sowie  die  Übernahme 
einer  Bürgschaft  zu  Lasten  des  Reichs  erfolgen. 

§  48.  Zur  Bestreitung  aller  gemeinschaftlichen  Ausgaben  der 
Reichsrepublik  dienen  zunächst  die  Einnahmen,  die  aus  den  Zöllen 
und  direkten  wie  indirekten  Reichssteuern,  aus  dem  Post-,  Telegraphen- 
und  Eisenbahnwesen,  sowie  aus  den  übrigen  Verwaltungszweigen 
fließen.  Soweit  die  Ausgaben  durch  diese  Einnahmen  nicht  gedeckt 
sind,  sind  sie  durch  Beiträge  der  einzelnen  Freistaaten  nach  dem  Maß¬ 
stabe  des  Einkommens,  das  von  der  Bevölkerung  des  betreffenden  Frei¬ 
staates  steuerlich  erfaßt  wird,  beizubringen.  Weitere  Einzelheiten  sind 
einem  besonderen  Reichsgesetze  Vorbehalten. 

§  49.  Deutschland  bildet  ein  einheitliches  Zoll-  und  Handels¬ 
gebiet,  umgeben  von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze.  Ausgeschlossen 
bleiben  die  wegen  ihrer  Lage  zur  Einschließung  in  die  Zollgrenze  nicht 
geeigneten  einzelnen  Gebietsteile.  (Helgoland,  die  Freihafengebiete  zu 
Hamburg  und  Bremen,  Freibezirke  an  Hafenplätzen,  sowie  badische 
Gebietsteile  an  der  Grenze  gegen  die  Schweiz.)  Die  Zollgrenzen  um- 
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schließen  das  Großherzogtum  Luxemburg,  die  österreichischen  Ge¬ 
meinden  Jungholz  und  Mittelberg. 

Alle  Gegenstände,  welche  sich  in  freiem  Verkehr  eines  Freistaates 
befinden,  können  in  jeden  andern  Freistaat  eingeführt  und  dürfen  in 
letzterem  einer  Abgabe  nur  insoweit  unterworfen  werden,  als  daselbst 
gleichartige  inländische  Erzeugnisse  einer  inneren  Steuer  unterliegen. 

§  50.  Die  Sonderrechte  Bayerns,  Württembergs  und  Badens  in 
bezug  auf  die  Besteuerung  des  Bieres  sind  in  einem  besonderen  Reichs¬ 
gesetze  zu  regeln. 

§51.  Die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  und  Verbrauchs¬ 
steuern  bleibt  jedem  Freistaate,  soweit  derselbe  sie  bisher  ausgeübt 
hat,  innerhalb  seines  Gebietes  überlassen. 

Das  Staatsoberhaupt  überwacht  die  Einhaltung  des  gesetzlichen 
Verfahrens  durch  Reichsbeamte,  welche  er  den  Zoll-  oder  Steuerämtern 
und  den  Direktivbehörden  der  einzelnen  Staaten,  nach  Vernehmung 
des  Staatenhauses,  beiordnet. 

Die  von  diesen  Beamten  über  Mängel  bei  der  Ausführung  der  ge¬ 
meinschaftlichen  Gesetzgebung  gemachten  Anzeigen  werden  der  Bun¬ 
desversammlung  zur  Beschlußnahme  vorgelegt. 

§  52.  Der  Ertrag  der  Zölle  und  der  Reichsteuern  fließt  in  die 
Reichskasse. 

Dieser  Betrag  besteht  aus  der  gesamten  von  den  Zöllen  und  den 
übrigen  Abgaben  auf  gekommenen  Einnahme  nach  Abzug: 

1.  der  auf  Gesetzen  oder  allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  be¬ 
ruhenden  Steuervergütungen  und  Ermäßigungen, 

2.  der  Rückerstattungen  für  unrichtige  Erhebungen, 

3.  der  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten,  und  zwar: 

a)  bei  den  Zöllen  der  Kosten,  welche  an  den  gegen  das  Ausland 
gelegenen  Grenzen  und  in  dem  Grenzbezirke  für  den  Schutz 
und  die  Erhebung  der  Zölle  erforderlich  sind, 

b)  bei  der  Salzsteuer  der  Kosten,  welche  zur  Besoldung  der  mit 
Erhebung  und  Überwachung  dieser  Steuer  auf  den  Salzwerken 
beauftragten  Beamten  aufgewendet  werden, 

c)  bei  der  Rübenzuckersteuer  und  Tabaksteuer  der  Vergütung, 
welche  nach  den  jeweiligen  Beschlüssen  des  Staatenhauses  den 
einzelnen  Freistaatenregierungen  für  die  Kosten  der  Verwal¬ 
tung  dieser  Steuern  zu  gewähren  ist, 

d)  bei  den  übrigen  indirekten  Steuern  mit  fünfzehn  Prozent  der 
Gesamteinnahme. 
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Die  außerhalb  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze  liegenden  Gebiete 
tragen  zu  den  Ausgaben  des  Bundesstaates  (Reichs)  durch  Zahlung 
eines  Aversums  bei. 

Bayern,  Württemberg  und  Baden  haben  an  dem  in  die  Reichs¬ 
kasse  fließenden  Ertrage  der  Steuern  von  Branntwein  und  Bier  und 
an  dem  diesem  Ertrage  entsprechenden  Teile  des  vorstehend  erwähnten 
Aversums  keinen  Teil. 

§  53.  Die  von  den  Erhebungsbehörden  der  Freistaaten  nach  Ab¬ 
lauf  eines  jeden  Vierteljahres  aufzustellenden  Quartalauszüge  und  die 
nach  dem  Jahres-  und  Bücherschlusse  aufzustellenden  Abschlüsse  über 
die  im  Laufe  des  Vierteljahres  beziehungsweise  während  des  Rech¬ 
nungsjahres  fällig  gewordenen  Einnahmen  an  Zöllen  und  nach  §  48 
zur  Reichskasse  fließenden  Verbrauchsabgaben  werden  von  den  Di- 
rektivbehörden  der  Freistaaten,  nach  vorangegangener  Prüfung,  in 
Hauptübersichten  zusammengestellt,  in  welchen  jede  Abgabe  geson¬ 
dert  nachzuweisen  ist,  und  es  werden  diese  Übersichten  an  das  Staaten¬ 
haus  eingesandt. 

Dieses  stellt  auf  Grund  dieser  Übersichten  von  drei  zu  drei  Mo¬ 
naten  den  von  der  Kasse  jedes  Freistaates  der  Reichskasse  schuldigen 
Betrag  vorläufig  fest  und  setzt  von  dieser  Feststellung  die  Regierungen 
der  Bundesstaaten  in  Kenntnis,  legt  ihnen  auch  alljährlich  die  schließ- 
liche  Feststellung  jener  Beträge  mit  seinen  Bemerkungen  vor.  Die  Re¬ 
gierungen  beschließen  über  diese  Feststellung. 

§  54.  Inwieweit  die  Bestimmungen  des  Zollvereinigungsvertrages 
vom  8.  Juli  1867  in  Kraft  bleiben,  wird  durch  besonderes  Reichsgesetz 
bestimmt. 

§  55.  Eisenbahnen,  welche  im  Interesse  der  Verteidigung  Deutsch¬ 
lands  oder  im  Interesse  des  gemeinsamen  Verkehrs  für  notwendig  er¬ 
achtet  werden,  können  kraft  eines  Reichsgesetzes  auch  gegen  den  Wider- 
Spruch  der  Freistaaten,  deren  Gebiet  die  Eisenbahnen  durchschneiden , 
unbeschadet  der  Landeshoheitsrechte,  für  Rechnung  des  Reiches  an¬ 
gelegt  und  mit  dem  Enteignungsrechte  ausgestattet  werden. 

Jede  bestehende  Eisenbahnverwaltung  ist  verpflichtet,  sich  den 
Anschluß  neuangelegter  Eisenbahnen  auf  Kosten  der  letzteren  gefallen 
zu  lassen. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  bestehenden  Eisenbahn- 
Unternehmungen  ein  Widerspruchsrecht  gegen  die  Anlegung  von  Pa¬ 
rallel-  oder  Konkurrenzbahnen  einräumen,  werden,  unbeschadet  bereits 
erworbener  Rechte,  für  das  ganze  Reich  hierdurch  aufgehoben.  Ein 
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solches  Widerspruchsrecht  kann  auch  in  den  künftig  zu  erteilenden 
Konzessionen  nicht  weiter  verliehen  werden1). 

§  56.  Die  deutschen  Eisenbahnen  sind  im  Interesse  des  allgemeinen 
Verkehrs  wie  ein  einheitliches  Netz  zu  verwalten.  Zu  diesem  Behuf 
müssen  die  Einzelstaaten  auch  die  neu  herzustellenden  Bahnen  nach 
einheitlichen  Normen  anlegen  und  ausrüsten  lassen. 

§  57.  Übereinstimmende  Betriebseinrichtungen,  insbesondere  gleiche 
Bahnpolizei-Reglements  sind  durch  Reichsgesetz  einzuführen.  Die 
Vereinigten  Staaten  von  Deutschland  haben  dafür  Sorge  zu  tragen, 
daß  die  Eisenbahnverwaltungen  die  Bahnen  jederzeit  in  einem  die 
nötige  Sicherheit  gewährenden  baulichen  Zustande  erhalten  und  sie 
mit  Betriebsmaterial  so  ausrüsten,  wie  das  Verkehrsbedürfnis  es  er 
heischt. 

§  58.  Die  Eisenbahn  Verwaltungen  sind  verpflichtet,  die  für  den 
durchgehenden  Verkehr  und  zur  Herstellung  ineinander  greifender 
Fahrpläne  nötigen  Personenzüge  mit  entsprechender  Fahrgeschwindig¬ 
keit,  desgleichen  die  zur  Bewältigung  des  Güterverkehrs  nötigen  Güter¬ 
züge  einzuführen,  auch  direkte  Expeditionen  im  Personen-  und  Güter¬ 
verkehr  unter  Gestattung  des  Übergangs  der  Transportmittel  von 
einer  Bahn  auf  die  andere,  gegen  die  übliche  Vergütung  einzurichten. 

§  59.  Der  Reichsregierung  steht  die  Kontrolle  über  das  Tarif  wesen 
zu.  Die  Eisenbahnverkehrsordnung  vom  26.  Oktober  1908  erhält  Ge¬ 
setzeskraft.  Die  Reichsregierung  wird  dahin  wirken,  daß  die  möglichste 
Gleichmäßigkeit  und  Herabsetzung  der  Tarife  erzielt,  insbesondere,  daß 
bei  größeren  Entfernungen  für  den  Transport  von  Kohlen,  Koks,  Holz, 
Erzen,  Steinen,  Salz,  Roheisen,  Düngungsmitteln  und  ähnlichen  Gegen¬ 
ständen  ein  dem  Bedürfnis  der  Landwirtschaft  und  Industrie  entspre¬ 
chender  ermäßigter  Tarif,  und  zwar  zunächst  tunlichst  der  Einpfennig- 
Tarif  eingeführt  werde. 

§  60.  Bei  eintretenden  Notständen,  insbesondere  bei  ungewöhn¬ 
licher  Teuerung  der  Lebensmittel,  sind  die  Eisenbahn  Verwaltungen  ver¬ 
pflichtet,  für  den  Transport,  namentlich  von  Getreide,  Mehl,  Hülsen¬ 
früchten  und  Kartoffeln,  zeitweise  einen  dem  Bedürfnis  entsprechen¬ 
den,  von  dem  Staatsoberhaupt  auf  Vorschlag  des  Staatenhauses  fest¬ 
zustellenden,  niedrigen  Spezialtarif  einzuführen,  welcher  jedoch  nicht 
unter  den  niedrigsten  auf  der  betreffenden  Bahn  für  Rohprodukte 
geltenden  Satz  herabgehen  darf. 


x)  Laband,  Staatsrecht,  Bd.  3,  S.  108ff.  Seydel,  Reichsverf.,  S.  270L 
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Die  vorstehend,  sowie  die  in  den  §§  56 — 60  getroffenen  Bestim¬ 
mungen  sind  auf  Bayern  nicht  anwendbar. 

Den  Vereinigten  Staaten  steht  jedoch  auch  Bayern  gegenüber  das 
Recht  zu,  im  Wege  der  Gesetzgebung  einheitliche  Normen  für  die  Kon¬ 
struktion  und  Ausrüstung  der  für  die  Landesverteidigung  wichtigen 
Eisenbahnen  aufzustellen. 

§61.  Den  Anforderungen  der  Behörden  der  Vereinigten  Staaten 
in  betreff  der  Benutzung  der  Eisenbahnen  zum  Zwecke  der  Verteidi¬ 
gung  Deutschlands  haben  sämtliche  Eisenbahn  Verwaltungen  unweiger¬ 
lich  Folge  zu  leisten.  Insbesondere  ist  das  Militär  und  alles  Kriegs¬ 
material  zu  gleichen  ermäßigten  Sätzen  zu  befördern. 

§  62.  Das  Postwesen  und  das  Telegraphenwesen  werden  für  das 
gesamte  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  Deutschlands  als  einheitliche 
Staatsverkehrs- Anstalten  eingerichtet  und  verwaltet.  Die  Gesetze  des 
Reichs  in  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechangelegenheiten  bleiben 
bestehen. 

§  63.  Die  Einnahmen  des  Post-  und  Telegraphenwesens  sind  für 
das  ganze  Reich  gemeinschaftlich.  Die  Ausgaben  werden  aus  den  ge¬ 
meinschaftlichen  Einnahmen  bestritten.  Die  Überschüsse  fließen  in 
die  Reichskasse. 

§  64.  Das  Staatsoberhaupt  hat  die  oberste  Leitung  der  Post-  und 
Telegraphen  Verwaltung.  Die  von  ihm  bestellten  Behörden  haben  die 
Pflicht  und  das  Recht,  dafür  zu  sorgen,  daß  Einheit  in  der  Organi¬ 
sation  der  Verwaltung  und  im  Betriebe  des  Dienstes,  sowie  in  der 
Qualifikation  der  Beamten  hergestellt  und  erhalten  wird. 

Dem  Staatsoberhaupt  steht  der  Erlaß  der  reglementarischen  Fest¬ 
setzungen  und  allgemeinen  Verwaltungsanordnungen,  sowie  die  aus¬ 
schließliche  Wahrnehmung  der  Beziehungen  zu  anderen  Post-  und 
Telegraphen  Verwaltungen  zu. 

Sämtliche  Beamte  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  sind  ver¬ 
pflichtet,  den  Anordnungen  des  Staatsoberhauptes  Folge  zu  leisten. 
Diese  Verpflichtung  ist  in  den  Diensteid  aufzunehmen. 

Die  Anstellung  der  bei  den  Verwaltungsbehörden  der  Post-  und 
Telegraphie  in  den  verschiedenen  Bezirken  erforderlichen  oberen  Be¬ 
amten  (z.  B.  der  Direktoren,  Räte,  Ober-Inspektoren),  ferner  die  An¬ 
stellung  der  zur  Wahrnehmung  des  Aufsichts-  usw.  Dienstes  in  den 
einzelnen  Bezirken  als  Organe  der  erwähnten  Behörden  fungierenden 
Post-  und  Telegraphenbeamten  (z.  B.  Inspektoren,  Kontrolleure)  geht 
für  das  ganze  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  vom  Staatsoberhaupt 
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aus,  welchem  diese  Beamten  den  Diensteid  leisten.  Den  einzelnen  Lan¬ 
desregierungen  wird  von  den  in  Rede  stehenden  Ernennungen,  soweit 
dieselben  ihre  Gebiete  betreffen,  behufs  der  landesherrlichen  Bestäti¬ 
gung  und  Publikation  rechtzeitig  Mitteilung  gemacht  werden. 

Die  andern  bei  den  Verwaltungsbehörden  der  Post  und  Telegraphie 
erforderlichen  Beamten,  sowie  alle  für  den  örtlichen  und  technischen 
Betrieb  bestimmten,  mithin  bei  den  eigentlichen  Betriebsstellen  tätigen 
Beamten  usw.  werden  von  den  betreffenden  Landesregierungen  an¬ 
gestellt. 

§  65.  Die  Bestimmungen  in  den  vorstehenden  §§  62 — 64  finden  auf 
Bayern  und  Württemberg  keine  Anwendung.  An  ihrer  Stelle  gelten 
für  beide  Bundesstaaten  folgende  Bestimmungen. 

Dem  Reiche  ausschließlich  steht  die  Gesetzgebung  über  die  Vor¬ 
rechte  der  Post-  und  Telegraphie,  über  die  rechtlichen  Verhältnisse 
beider  Anstalten  zum  Publikum,  über  die  Portofreiheiten  und  das 
Posttaxwesen,  jedoch  ausschließlich  der  reglementarischen  und  Tarif  - 
bestimmungen  für  den  internen  Verkehr  innerhalb  Bayerns,  beziehungs¬ 
weise  Württembergs,  sowie,  unter  gleicher  Beschränkung,  die  Fest¬ 
stellung  der  Gebühren  für  die  telegraphische  Korrespondenz  zu. 

Ebenso  steht  dem  Reiche  die  Regelung  des  Post-  und  Telegra¬ 
phenverkehrs  mit  dem  Auslande  zu,  ausgenommen  den  eigenen  un¬ 
mittelbaren  Verkehr  Bayerns,  beziehungsweise  Württembergs  mit 
seinen  dem  Reiche  nicht  angehörenden  Nachbarstaaten,  wegen  dessen 
Regelung  es  bei  der  Bestimmung  im  §  49  des  Postvertrages  vom  23. 
November  1867  bewendet. 

An  den  zur  Reichskasse  fließenden  Einnahmen  des  Post-  und 
Telegraphenwesens  haben  Bayern  und  Württemberg  keinen  Teil. 

§  66.  Die  Kauffahrteischiffe  aller  Freistaaten  bilden  eine  einheit¬ 
liche  Handelsmarine. 

Das  Reich  hat  das  Verfahren  zur  Ermittelung  der  Ladungsfähig¬ 
keit  der  Seeschiffe  zu  bestimmen,  die  Ausstellung  der  Meßbriefe,  sowie 
der  Schiffszertifikate  zu  regeln  und  die  Bedingungen  festzustellen,  von 
welchen  die  Erlaubnis  zur  Führung  eines  Seeschiffes  abhängig  ist. 

In  den  Seehäfen  und  auf  allen  natürlichen  und  künstlichen  Wasser¬ 
straßen  der  einzelnen  Freistaaten  werden  die  Kauffahrteischiffe  sämt¬ 
licher  Freistaaten  gleichmäßig  zugelassen  und  behandelt. 

Auf  natürlichen  Wasserstraßen  dürfen  Abgaben  nur  für  solche 
Anstalten  (Werke  und  Einrichtungen)  erhoben  werden,  die  zur  Er¬ 
leichterung  des  Verkehrs  bestimmt  sind.  Sie  dürfen  bei  staatlichen  und 
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kommunalen  Anstalten  die  zur  Herstellung  und  Unterhaltung  erforder¬ 
lichen  Kosten  nicht  übersteigen.  Die  Herstellungs-  und  Unterhal¬ 
tungskosten  für  Anstalten,  die  nicht  nur  zur  Erleichterung  des  Ver¬ 
kehrs,  sondern  auch  zur  Förderung  anderer  Zwecke  und  Interessen 
bestimmt  sind,  dürfen  nur  zu  einem  verhältnismäßigen  Anteil  durch 
Schiffahrtsabgaben  aufgebracht  werden.  Als  Kosten  der  Herstellung 
gelten  die  Zinsen  und  Tilgungsbeträge  für  die  auf  ge  wendeten  Kapitalien. 

Die  Vorschriften  des  Abs.  4  finden  auch  Anwendung  auf  die  Ab¬ 
gaben,  die  für  künstliche  Wasserstraßen  und  für  Anstalten  an  solchen, 
sowie  in  Häfen  erhoben  werden. 

Der  Bemessung  von  Befahrungsabgaben  können  im  Bereiche  der 
Binnenschiffahrt  die  Gesamtkosten  für  eine  Wasserstraße,  ein  Strom¬ 
gebiet  oder  ein  Wasserstraßennetz  zugrunde  gelegt  werden. 

Auf  die  Flößerei  finden  diese  Bestimmungen  insoweit  Anwendung, 
als  sie  auf  schiffbaren  Wasserstraßen  betrieben  wird. 

Auf  fremde  Schiffe  oder  deren  Ladungen  andere  oder  höhere  Ab¬ 
gaben  zu  legen,  als  von  den  Schiffen  der  Freistaaten  oder  deren 
Ladungen  zu  entrichten  sind,  steht  keinem  Freistaate,  sondern  nur 
dem  Reiche  zu. 

Zweiter  Hauptteil.  Das  Reichsgebiet 

§  67.  Das  Reichsgebiet  umfaßt  alle  Freistaaten. 

§  68.  Eine  Änderung  des  Reichsgebietes  kann  nur  auf  dem  Wege 
der  Reichsgesetzgebung  und  gleichzeitiger  Landesgesetzgebung  erfol¬ 
gen,  wenn  hierdurch  die  Grenzen  des  Reichs  verändert  werden.  Der 
Reichsgesetzgebung  und  der  Landesgesetzgebung  der  betreffenden 
Freistaaten  bedarf  es  jedoch  auch  dann,  wenn  eine  Vereinigung  meh¬ 
rerer  Freistaaten  oder  eine  andere  Verbindung  ihrer  Teile  erfolgen  soll, 
als  sie  zur  Zeit  der  Gründung  der  Vereinigten  Staaten  Deutschlands 
bewirkt  worden  ist. 

Dritter  Hauptteil.  Rechte  der  Reichsangehörigen. 

§69.  Jeder  Reichsangehörige  (Reichsgesetz  vom  22.  Juli  1913) 
genießt  dem  Ausland  gegenüber  den  Schutz  des  Deutschen  Reichs. 

Jeder  Reichsangehörige  ist  in  jedem  deutschen  Freistaate  als  In¬ 
länder  zu  behandeln  und  demgemäß  zum  festen  Wohnsitz,  zum  Ge¬ 
werbebetriebe,  zu  öffentlichen  Ämtern,  zur  Erwerbung  von  Grund- 
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stücken,  zur  Erlangung  des  Staatsbürgerrechts  und  zum  Genüsse  aller 
sonstigen  bürgerlichen  Rechte  unter  denselben  Voraussetzungen  wie 
der  Einheimische,  zuzulassen,  auch  in  betreff  der  Rechtsverfolgung  und 
des  Rechtsschutzes  ihm  gleich  zu  behandeln.  Kein  Deutscher  darf  in 
der  Ausübung  dieser  Befugnis  durch  die  Obrigkeit  seiner  Heimat  oder 
durch  die  Obrigkeit  eines  andern  Freistaates  beschränkt  werden. 

§  70.  Alle  Deutsche  sind  vor  dem  Gesetze  gleich.  Standesvorrechte 
finden  nicht  statt.  Die  öffentlichen  Ämter  sind,  unter  Einhaltung  der 
von  den  Gesetzen  festgestellten  Bedingungen,  für  alle  dazu  Befähigten 
gleich  zugänglich.  Ein  Recht  auf  ein  Amt  gibt  es  jedoch  nicht. 

§  71.  Die  Wohnung  ist  unverletzlich.  Das  Eindringen  in  sie  und 
Haussuchungen,  sowie  die  Beschlagnahme  von  Briefen  und  Papieren 
sind  nur  in  den  reichsgesetzlich  bestimmten  Fällen  und  Formen  ge¬ 
stattet. 

§  72.  Niemand  darf  seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen  werden. 
Ausnahmegerichte  und  außerordentliche  Kommissionen  müssen  auf 
einem  Reichsgesetze  beruhen. 

§  73.  Strafen  können  nur  auf  Grund  eines  Gesetzes  angedroht  oder 
verhängt  werden. 

§  74.  Der  unmittelbare  Eingriff  in  das  Eigentum  ist  unzulässig. 
Er  darf  nur  erfolgen  auf  Grund  eines  Gesetzes  aus  Gründen  des  öffent¬ 
lichen  Wohles,  in  diesem  Falle  jedoch  nicht  nur  im  Falle  der  Enteig¬ 
nung,  sondern  auch  durch  polizeiliche  Verfügung  oder  Verordnung. 

§  75.  Der  bürgerliche  Tod  und  die  Strafe  der  Vermögensentziehung 
finden  nicht  statt. 

§  76.  Die  Freiheit  der  Auswanderung  kann  von  Reichs  wegen  nur 
in  bezug  auf  die  Wehrpflicht  und  Steuerpflicht  beschränkt  werden. 

§  77.  Die  Freiheit  des  Religionsbekenntnisses,  die  Vereinigung  zu 
Religionsgesellschaften  und  der  gemeinsamen  häuslichen  und  öffent¬ 
lichen  Religionsübung  ist  gewährleistet.  Der  Genuß  der  bürgerlichen 
und  staatsbürgerlichen  Rechte  und  die  Zugänglichkeit  der  Ämter  ist 
unabhängig  von  dem  Religionsbekenntnisse.  Den  bürgerlichen  und 
staatsbürgerlichen  Pflichten  darf  durch  die  Ausübung  der  Religionsfrei¬ 
heit  kein  Abbruch  geschehen. 

§  78.  Die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei. 

§  79.  Jeder  Deutsche  hat  das  Recht,  durch  Wort,  Schrift,  Druck 
und  bildliche  Darstellung  seine  Meinung  zu  äußern.  Die  Vorzensur  darf 
nicht  eingeführt  werden;  jede  Beschränkung  der  Preßfreiheit  bedarf 
eines  Reichsgesetzes.  Hierbei  ist  jedoch  der  Grundsatz  festzuhalten, 

3t 


36 


daß  gegen  die  Presse  nur  Ordnungsvorschriften  zulässig  sind,  sie  im 
übrigen  nur  den  allgemeinen  Vorschriften  der  Strafgesetze  untersteht. 

§  80.  Vergehen,  die  durch  Wort,  Schrift,  Druck  oder  bildliche 
Darstellung  begangen  werden,  sind  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen 
zu  bestrafen. 

§  81.  Alle  Reichsangehörige  haben  das  Recht,  zu  Zwecken,  die  den 
Strafgesetzen  nicht  zuwiderlaufen,  Vereine  zu  bilden  und  sich  zu  ver¬ 
sammeln.  Inwieweit  dieses  Recht  polizeilichen  Beschränkungen  unter¬ 
liegt,  hat  ein  besonderes  Reichs  Vereinsgesetz  zu  bestimmen.  Dieses 
trifft  auch  sonstige  Regelungen.  Es  ist  jedoch  unzulässig,  politische 
Vereine  einer  gegenüber  andern  Vereinen  ungünstigeren  Rechtsordnung 
zu  unterstellen. 

§  82.  Das  Petitionsrecht  steht  allen  Deutschen  zu.  Petitionen  unter 
einem  G-esamtnamen  sind  nur  Behörden  und  Körperschaften  gestattet. 

§  83.  Das  Briefgeheimnis  ist  unverletzlich.  Die  bei  strafgericht- 
lichen  Untersuchungen  und  in  Kriegsfällen  notwendigen  Beschrän¬ 
kungen  stellt  ein  Reichsgesetz  fest. 


Dritter  Teil. 

Begründung. 

I.  Zur  einleitenden  Formel  der  Verfassungs  urkunde. 

1.  Das  Deutsche  Volk  gründet  zusammen  mit  den  sämt¬ 
lichen  deutschen  Freistaaten  einen  Bundesstaat. 

Nicht  das  deutsche  Volk  allein  und  nicht  die  Freistaaten  für  sich, 
sondern  beide  zusammen  vollziehen  den  Gründungsakt.  Warum  nicht 
bloß  das  deutsche  Volk,  da  es  doch  in  seinem  persönlichen  Bestände 
mit  den  Angehörigen  der  sämtlichen  deutschen  Freistaaten  überein¬ 
stimmt?  Weil  das  deutsche  Volk  als  ganzes  im  Augenblicke  der 
Gründung  der  Vereinigten  Staaten  nur  durch  die  Nationalversammlung 
vertreten,  aber  staatlich  noch  nicht  oder  nicht  mehr  organisiert  ist 
und  neben  ihm  die  vorläufigen  Gewalten  in  den  bisherigen  Einzelstaaten 
tatsächliche  Herrschaftsformen  —  wir  sprechen  von  Freistaaten  — 
darstellen,  deren  Mitberücksichtigung  für  jede  praktische  Politik  un¬ 
erläßlich  ist.  Das  Gegenteil  würde  auch  schon  deshalb  ein  Fehler  sein, 
weil  dabei  die  Besonderheiten  der  deutschen  Stämme,  Landschaften, 
Kulturmittelpunkte  nicht  in  ihrer  jeweiligen  Geschlossenheit  zur  Gel¬ 
tung  kämen.  Zu  bedenken  bleibt  auch,  daß  bei  der  politischen  Lage 
und  Stimmung  in  Deutschland,  der  teilweise  starken  Gegensätzlichkeit 
zwischen  Nord  und  Süd,  an  einen  Einheitsstaat  nicht  zu  denken  ist. 
Es  kann  nur  ein  Bundesstaat  zur  Wirklichkeit  werden.  Ihn  kann 
jedoch  ein  durch  die  bisherige  Beichsverfassung  nicht  mehr  zusammen¬ 
gehaltenes  Volk  nur  mit  den  bisherigen  und  wahrlich  deutlich  genug 
wahrnehmbaren  partikularen  Kräften  zustande  bringen.  Daß  um¬ 
gekehrt  die  Freistaaten  den  neuen  Bundesstaat  nicht  ohne  das  deutsche 
Volk  schaffen  können,  leuchtet  ohne  weiteres  ein;  denn  nur  das  Volk 
in  seiner  Gesamtheit,  durch  eine  mit  weitestgehendem  demokratischem 
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Wahlrecht  geschaffene  Vertretung  kann  die  Einheit  der  deutschen 
Nation  darstellen. 

,,Das  Deutsche  Volk“.  Gemeint  ist  das  Volk  des  bisherigen  Deut¬ 
schen  Reiches.  Und  doch  konnte  dieser  letztere  Ausdruck  nicht  ge¬ 
wählt  werden.  Sollte  Elsaß-Lothringen  an  Frankreich  übergehen, 
Deutsch- Österreich  den  Anschluß  an  unseren  neuen  Bundesstaat  fin¬ 
den,  dann  würde  er  unzutreffend  und  zu  eng  sein.  ,,Das  Deutsche  Volk“ 
ist  auch  dann  Gründer  des  Gesamtstaates,  wenn  nicht  alle  Deutschen 
in  seinen  Grenzen  leben  würden.  Wehmutsvoll  denken  wir  an  sie,  die 
an  der  Westgrenze  jetzt  von  uns  losgelöst  werden  sollen,  an  die  Deut¬ 
schen  im  Baltenlande,  in  Rußland,  in  Ungarn. 

2.  Das  Deutsche  Volk  ist  in  einem  Gesamtstaate 
nicht  mehr  organisiert.  Das  Deutsche  Reich  besteht  ver¬ 
fassungsrechtlich  nicht  mehr. 

A.  Wie  die  Eingangsformel  der  Reichsverfassung  vom  14.  April 
1871  wörtlich  erklärt,  schließen  der  König  von  Preußen  im  Namen 
des  Norddeutschen  Bundes,  die  Könige  von  Bayern  und  Württemberg, 
die  Großherzöge  von  Hessen  und  Baden  ,, einen  ewigen  Bund“,  ,,der 
den  Namen  Deutsches  Reich  führen  wird“.  Der  Bestand  dieses  Deut¬ 
schen  Reichs  war  nach  Maßgabe  seiner  Verfassung  an  das  Vorhanden¬ 
sein  der  Monarchen  gebunden.  Mit  der  Abdankung  oder  Absetzung  der 
deutschen  Fürsten  im  November  1918  haben  die  monarchischen 
Staaten  zu  bestehen  aufgehört.  Mit  der  Beseitigung  ihrer  Oberhäupter 
sind  die  monarchischen  Mitglieder  des  deutschen  Bundesstaates  fort¬ 
gefallen.  Gewiß  gehörten  dem  Deutschen  Reiche  auch  die  Republiken 
Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  an.  Aber  selbst  angenommen,  daß  sie 
in  ihrem  Bestände  und  ihrer  Verfassungsorganisation  nach  der  deut¬ 
schen  Revolution  unversehrt  aufrecht  erhalten  geblieben  wären,  so 
können  sie  doch  natürlich  nicht  allein  das  Deutsche  Reich  darstellen, 
nachdem  die  Monarchien  als  solche  zu  bestehen  auf  gehört  haben. 
Die  Frage,  ob  denn  die  bisherigen  Einzelstaaten  des  Deutschen  Reichs 
nicht  als  Republiken  weiterbestehen  und  in  ihrer  Zusammenfassung 
das  bisherige  Reich  bilden,  muß  bestimmt  verneint  werden.  Denn 
die  verkündeten  Republiken  haben  noch  keine  verfassungsmäßige  Or¬ 
ganisation  und  das  bisherige  Reich  können  sie  schon  deshalb  nicht 
darstellen,  weil  es  zweiundzwanzig  Monarchien  umfaßt  hatte.  Der 
Weg  muß  also  über  die  Auflösung  der  bisherigen  staatsrechtlichen 
Form,  in  eine  neue  republikanische  bundesstaatliche  Form  gehen. 
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B.  Unser  Leitsatz  muß  weiter  mit  dem  Hinweis  auf  das  rechtliche 
Gefüge  des  bisherigen  Deutschen  Reichs  begründet  werden. 

a)  Der  bisherige  Bundesstaat  setzt  das  im  einzelnen  geregelte  Zu¬ 
sammenwirken  der  drei  Staatsorgane:  Kaiser,  Bundesrat  und 
Reichstag,  voraus .  Infolge  der  Abdankung  W ilhelms  1 1 .  fehlt  das 
erste  jener  Organe.  Das  preußische  Königtum,  mit  dem  das  Kaisertum 
unlöslich  verknüpft  war,  ist  beseitigt.  Alle  verfassungsmäßigen  Rechte 
und  Pflichten  des  Kaisers  sind  damit  erloschen.  Wer  auch  ihr  Träger 
jetzt  und  in  Zukunft  sein  mag,  der  deutsche  Kaiser  des  1870/71  gegrün¬ 
deten  Reichs  ist  es  nicht. 

b)  Die  Wirksamkeit  des  Reichstages  hat  aufgehört.  Sein  staats¬ 
rechtliches  Dasein  ist  erloschen.  Die  Verwahrung  seines  Präsidenten 
gegen  die  Ausschaltung  des  Parlaments  hat  ebenso,  wie  der  Vorbehalt 
der  Einberufung,  nur  theoretische  Bedeutung.  Die  revolutionären 
Machthaber  lehnen  seine  Funktion  ab.  Dadurch,  daß  sich  die  über¬ 
wältigende  Mehrheit  des  deutschen  Volks  für  die  Wahl  einer  Na¬ 
tionalversammlung  ausspricht,  ist  das  Schicksal  des  bisherigen,  d.  h. 
auf  Grund  der  Reichsverfassung  gewählten  Reichstages  besiegelt.  Die 
Volksvertretung  des  neuen  Deutschland  tritt  an  seine  Stelle. 

c)  Auch  der  Bundesrat  besteht  nicht  mehr.  Er  war  nach  der 
Reichs  Verfassung  der  Vertretungskörper  der  verbündeten  Regierungen 
bei  Ausübung  der  Reichsgewalt,  soweit  diese  nicht  dem  Kaiser  über¬ 
tragen  war.  Die  verbündeten  Regierungen  sind  aber  durch  die  deut¬ 
sche  Revolution  außer  Tätigkeit  gesetzt  und  durch  vorläufige,  nicht 
nach  den  reichsverfassungsmäßigenVoraussetzungen  entstandene 
Machthaber  ersetzt  worden.  Gebildet  wurde  der  Bundesrat  aus  Bevoll¬ 
mächtigten  der  Landesherren  bzw.  der  Senate  von  Hamburg,  Bremen  und 
Lübeck.  Die  Landesherren  können  aber  keine  Bevollmächtigte  mehr  in 
den  Bundesrat  senden,  und  die  in  ihn  gesandten  haben  keinen 
Vollmachtgeber  und  deshalb  keine  Vollmacht  mehr. 

Der  Bundesrat  ist  nach  der  Reichs  Verfassung  der  Souverän  des 
Deutschen  Reichs  gewesen,  die  Reichsgewalt  lag  in  seiner  Hand, 
soweit  sie  nicht  durch  besondere  Bestimmungen  dem  Kaiser  über¬ 
tragen  war.  Dieser  hatte  nur  die  ihm  ausdrücklich  gewährten  Befug¬ 
nisse,  alle  andern  standen  im  Zweifel  dem  Bundesrat  zu.  Es  kann 
unmöglich  bestritten  werden,  daß  der  Bundesrat  in  seiner  reichs verfas¬ 
sungsmäßigen  Entstehungsform  (Ernennung  durch  22  Landesherren, 
abgesehen  von  den  drei  Hansastädten)  und  der  bezeichne ten  Recht¬ 
stellung  nicht  mehr  vorhanden  ist.  Nennt  man  eine  noch  tätige  Kör- 
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perschaft  „Bundesrat“,  so  stellt  sie  nicht  den  Bundesrat  der  Reichs- 
verfassung  dar. 

Der  Rat  der  Volksbeauftragten  hat  unter  Gegenzeichnung  des 
Staatssekretärs  des  Innern  (i.  V.  Dr.  Lewald)  eine  Verordnung  vom 
14.  November  1918  (Reichs-Gesetzbl.  S.  1311)  erlassen,  wonach  der 
Bundesrat  ermächtigt  wird,  die  ihm  nach  den  Gesetzen  und  Verord¬ 
nungen  des  Reichs  zustehenden  Verwaltungsbefugnisse  auch  fernerhin 
auszuüben.  Diese  mit  Gesetzeskraft  versehene  Verordnung  trat  mit  der 
Verkündigung  am  15.  November  1918  in  Kraft.  Gegenüber  den  in  der 
Öffentlichkeit  sofort  auftauchenden  Zweifeln  wurde  dann  amtlich 
erklärt,  daß  die  gesetzgebenden  Befugnisse  des  Bundesrats  zwar  be¬ 
seitigt  seien,  nicht  aber  die  verwaltenden.  Nach  der  Reichs  Verfassung 
hatte  aber  der  Bundesrat  außer  Zuständigkeiten  auf  dem  Gebiete  der 
Rechtspflege  (Art.  76,  77)  vor  allem  eine  solche  auf  dem  der  Gesetz¬ 
gebung,  die  von  ihm  in  Übereinstimmung  mit  dem  Reichstage  ausgeübt 
wurde  (Art.  5).  Ein  Bundesrat,  dem  seine  Haupt funktion  entzogen 
ist,  ist  nicht  mehr  der  Bundesrat  der  Reichsverfas  sung.  Der  Name 
mag  geblieben  sein,  die  sachliche  Einrichtung  besteht  nicht  mehr.  Man 
kann  also  jene  Verordnung,  im  Zusammenhang  mit  der  gegenwärtigen 
Lage  der  Dinge,  staatsrechtlich  nur  so  werten,  daß  unter  „Bundesrat“ 
eine  Körperschaft  verstanden  wird,  die  noch  (ganz  oder  teilweise) 
aus  den  früheren  Bevollmächtigten  der  deutschen  Landesregierungen 
besteht  und  Verwaltungstätigkeit  nach  der  Art  und  (vielleicht)  dem 
Umfange  der  früheren  Staatsordnung  leistet. 

Zu  beachten  bleibt  auch,  daß  der  Vorsitz  im  Bundesrat  nach  Art.  15 
Abs.  1  der  Reichs  Verfassung  dem  vom  Kaiser  zu  ernennenden  Reichs¬ 
kanzler  zustand.  Gibt  es  keinen  deutschen  Kaiser  mehr,  so  kann  es 
auch  keinen  Reichskanzler  mehr  geben  oder  allenfalls  einen  Reichs¬ 
kanzler,  der  von  einem  nicht  mehr  in  Tätigkeit  befindlichen  Kaiser 
eingesetzt  ist.  Da  aber  auch  tatsächlich  ein  Reichskanzler,  wie  so¬ 
gleich  festzustellen  sein  wird,  nicht  mehr  vorhanden  ist,  fehlt  es  auch 
an  einem  Vorsitzenden  des  Bundesrats.  Dieses  Reichsorgan  ist  daher, 
von  welcher  Seite  man  es  auch  betrachten  wolle,  nicht  mehr  vorhanden. 

d)  Wollte  man  aber  selbst,  im  Widerspruch  mit  jeder  staatsrecht¬ 
lichen  Logik,  annehmen,  daß  eines  der  bisherigen  Reichsorgane,  der 
Bundesrat,  in  fortdauernder,  rechtlich  maßgebender  Wirksamkeit  ge¬ 
blieben  sein  könnte,  so  müßte  dem  entgegengehalten  werden,  daß  die 
Reichsverfassung  nur  in  dem  sinnvollen,  wenn  auch  recht  verwickelten 
Ineinandergreifen  von  Kaiser,  Bundesrat  und  Reichstag  Leben  erhielt 
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und  bewahren  könnte,  und  daß  die  Herausnahme  auch  nur  eines 
großen  Rades  aus  der  Staatsmaschinerie  diese,  verfassungsrechtlich 
gesehen,  außer  Betrieb  setzen  muß. 

3.  Rechtscharakter  der  vorläufigen  Regierung. 

Die  Reichsverfassung  ist  daher  nicht  mehr  in  Kraft.  Das  kon¬ 
stitutionelle  System  ist  zusammengebrochen.  Nach  welchem  öffent¬ 
lichen  Grundrechte  leben  wir?  Es  ist  das  Kennzeichen  der  Revolution, 
daß  sie  altes  Recht  stürzt,  aber  selbst  nicht  ohne  neues  Recht  aus- 
kommen  kann.  Die  Majestät  des  Rechts  äußert  sich  auch  darin,  daß 
ein  rein  tatsächlicher  Zustand  in  allerkürzester  Zeit  nach  seiner  recht¬ 
lichen  Ordnung  verlangt.  Die  parlamentarische  Regierung,  wie  sie 
sich  im  Oktober  1918  anbahnte,  ist  durch  die  Revolution  vorläufig 
beseitigt.  Am  9.  November  übernahm  die  sozialdemokratische  Partei 
die  Regierungsgewalt,  beteiligte  an  ihr  alsbald  zu  gleichem  Teil  die 
sog.  Unabhängige  Sozialdemokratie.  Der  Reichskanzler,  Prinz  Max 
von  Baden,  soll  mit  Zustimmung  aller  Reichsstaatssekretäre  Herrn  Ebert 
die  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  Reichskanzlers  übertragen  haben. 
Es  kann  dahin  gestellt  bleiben,  ob  dies,  wenn  es  wirklich  geschah, 
staatsrechtlich  zulässig  war.  Jedenfalls  ist  gleich  darauf  eine  neue 
tatsächliche  Regierung  entstanden.  An  Stelle  eines  einzigen  ver¬ 
antwortlichen  Ministers,  des  Reichskanzlers,  ist  eine  gleichberechtigte 
Körperschaft  zusammengetreten,  die  sich  als  „Rat  der  Volks¬ 
beauftragten“  bezeichnet  und  die  Mitwirkung  von  Staatssekretären 
mit  weiten  Machtbefugnissen  gestattet.  „Die  neue  Regierung  hat 
sich  auf  die  Art  eingerichtet,  daß  sie  einige  Minister  und  Staats¬ 
sekretäre  von  vorwiegend  fachlicher  Bedeutung  als  Gehilfen  beibe¬ 
halten,  auch  einige  Stützen  der  früheren  Mehrheitspolitik  übernom¬ 
men,  aber  im  übrigen  sämtliche  leitenden  Posten  unter  die  sozialdemo¬ 
kratische  und  unabhängige  sozialdemokratische  Partei  aufgeteilt  hat 
unter  besonderer  Berücksichtigung  derjenigen  Persönlichkeiten,  welche 
einen  Anteil  an  der  Vorbereitung  der  Revolution  und  an  dem  heutigen 
Schicksal  Deutschlands  geltend  machen  können.  Je  drei  Mitglieder  der 
beiden  sozialistischen  Parteien  bilden  das  eigentliche  und  entschei¬ 
dende  Kabinett  und  die  heutige  provisorische  Regierung  in  Deutsch¬ 
land.  Jedem  Staatssekretär  oder  Minister  aus  anderm  Lager  werden 
zwei  Mitglieder  der  sozialdemokratischen  Parteien  an  die  Seite  gestellt1).“ 

*)  Am  16.  Dezember  1918  ist  der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amts 
Dr.  Solf  zurückgetreten. 
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(Hugo  Böttger.)  Die  bei  dem  Ausbruch  der  Revolution  geschaffenen 
Arbeiter-  und  Soldatenräte,  zunächst  örtlichen  Ursprungs,  haben  je¬ 
doch  eine  starke  politische  Macht  in  sich  vereinigt.  In  einer  Erklärung 
der  Regierung  vom  10.  November  hieß  es:  „Die  politische  Gewalt  liegt 
in  den  Händen  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte.“  Diese  bildeten  einen 
Vollzugsausschuß  von  28  Mitgliedern,  14  Soldaten  und  14  Arbeitern 
(Sozialdemokraten  beider  Richtung)  und  zwar  aus  den  Berliner  Arbeiter¬ 
und  Soldatenräten.  Das  Verhältnis  (die  Zuständigkeitsabgrenzung)  des 
Vollzugsrats  zum  „Rat  der  Volksbeauftragten“  (auch  „vorläufige 
Reichsregierung“,  „Kabinett“  genannt)  bedurfte  einer  Klärung.  Sie 
ist  für  die  erste  Übergangszeit  versucht  worden  durch  eine  keineswegs 
ganz  deutliche  Vereinbarung  zwischen  dem  Vollzugsrate  des  Arbeiter¬ 
und  Soldatenrats  von  Groß-Berlin  und  dem  „Rate  der  Volksbeauf¬ 
tragten“  vom  22.  November  1918: 

a)  Die  politische  Gewalt  liegt  in  den  Händen  der  Ar¬ 
beiter-  und  Soldatenräte  der  deutschen  sozialistischen 
Republik.  Ihre  Aufgabe  ist  es,  die  Errungenschaften  der  Revolution 
zu  behaupten  und  aufzubauen,  sowie  die  Gegenrevolution  niederzu¬ 
halten. 

b)  Bis  eine  Delegiertenversammlung  der  Arbeiter-  und  Sol¬ 
datenräte  einen  Vollzugsrat  der  deutschen  Republik  gewählt  hat, 
übt  der  Berliner  Vollzugsrat  die  Funktionen  der  Arbeiter-  und  Sol¬ 
datenräte  der  deutschen  Republik  im  Einverständnis  mit  den  Arbeiter¬ 
und  Soldatenräten  von  Groß-Berlin  aus. 

c)  Die  Bestellung  des  Rates  der  Volksbeauftragten  durch  den  Ar¬ 
beiter-  und  Soldatenrat  von  Groß-Berlin  bedeutet  die  Übertragung 
der  Exekutive  der  Republik. 

d)  Die  Berufung  und  Abberufung  der  Mitglieder  des  entscheiden¬ 
den  Kabinetts  der  Republik  und  —  bis  zur  endgültigen  Regelung  der 
staatlichen  Verhältnisse  —  auch  Preußens  erfolgt  durch  den  zentralen 
Vollzugsrat,  dem  auch  das  Recht  der  Kontrolle  zusteht. 

e)  Vor  der  Berufung  der  Fachminister  durch  das  Kabinett  ist 
der  Vollzugsrat  zu  hören.  Sobald  wie  möglich  wird  eine  Reichsver¬ 
sammlung  von  Delegierten  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  zu¬ 
sammentreten;  der  Termin  wird  noch  bekannt  gemacht  werden1). 

l)  Zu  dem  Beschluß  über  die  Einigung  des  Vollzugsausschusses 
mit  der  Regierung  schrieb  am  23.  Oktober  1918  die  „Deutsche  Allgemeine 
Zeitung“  u.  a.  folgendes:  „Man  wird  die  Einigung,  die  zwischen  dem  Vollzugsrat 
des  Arbieter-  und  Soldatenrates  von  Groß-Berlin  und  der  gegenwärtigen  Reichs- 
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Im  Anschluß  hieran  hat  am  23.  November  der  Vollzugsrat  des 
Berliner  Arbeiter-  und  Soldatenrates  seine  Ergänzung  durch  Mit¬ 
glieder  aus  dem  Reiche  beschlossen,  soweit  es  sich  um  die  Erledi¬ 
gung  der  ihm  vorläufig  durch  das  ganze  Gebiet  der  Republik  zustehen¬ 
den  Geschäfte  handelt.  Jene  ergänzenden  Mitglieder  sind  von  der  Ver¬ 
tretung  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  der  nicht-preußischen  Bundes¬ 
staaten  zu  wählen.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Wahl  dieser 
Delegierten  und  deren  Verteilung  auf  die  Einzelstaaten  sind  der  ein¬ 
beruf  enen  Delegiertenkonferenz  der  Bundesstaaten  überlassen. 

Da  der  Rat  der  Volksbeaufrtagten  vor  der  Vereinbarung  vom 
22.  November  1918  schon  bestand,  kann  er  nicht  durch  sie  geschaffen 

regierung  nach  langwierigen  Erörterungen  erzielt  wurde,  schon  deshalb  mit  Be¬ 
friedigung  auf  nehmen  müssen,  weil  dadurch  wenigstens  fürs  erste  klare  Ver¬ 
hältnisse  geschaffen  sind,  während  man  bisher  fortwährend  im  Dunkeln  darüber 
tappte,  wo  die  Befugnisse  des  Vollzugsrates  auf  hörten  und  die  der  Volksbeauf¬ 
tragten  anfingen.  Jetzt  wurde  diese  Grenze  ziemlich  scharf  gezogen.  Eine  grund¬ 
sätzliche  Änderung  gegenüber  dem  bisherigen  Zustand,  wie  er  aus  den  Verhält¬ 
nissen  der  Revolutionstage  geworden  war,  trat  allerdings  nicht  ein.  Nach  wie 
vor  liegt  die  oberste  politische  Gewalt  und  die  letzte  Entscheidung  in  den  Händen 
der  Arbeiter-  und  Soldatenräte,  die  im  Vollzugsrate  des  Groß-Berliner 
Arbeiter-  und  Soldatenrates  so  lange  ihre  Vertretung  haben,  wie  die  Arbeiter¬ 
und  Soldatenräte  aus  der  ganzen  deutschen  Volksrepublik  einen  gemeinsamen 
Vollzugsrat  gewählt  haben  werden.  Dieser  Vollzugsrat  stellt  gewissermaßen 
einen  Ersatz  für  die  souveräne  Volksvertretung  dar,  und  von  seinem 
Willen  hängt  es  ab,  welcher  Kurs  gesteuert  wird.  Die  Reichsregierung,  der  Rat 
der  Volksbeauftragten,  bandelt  im  Einvernehmen  mit  dem  Vollzugsrate  und  kann 
auch  nur  so  lange  im  Amte  bleiben,  wie  er  sich  in  Übereinstimmung  mit  dem 
Willen  dieses  Vollzugsrates  befindet.  Solange  aber  sich  die  Reichsregierung 
dieses  Vertrauens  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  sicher  weiß,  liegt  in  ihren  Händen 
die  gesamte  Exekutive.  Der  Vollzugrat  des  Arbeiter-  und  Soldatenrats  hat  bei 
Ausführung  der  exekutiven  Gewalt  der  Reichsregierung  nur  kontrollierend 
mitzuwirken. 

Sehr  zu  beachten  ist,  daß  die  amtliche  Mitteilung  die  so  getroffene  Verein¬ 
barung  über  die  Abgrenzung  der  Kompetenzen  als  Rechtszustand  nur  für  die 
erste  Übergangszeit  bezeichnet.  Die  endgültige  Regelung  der  staatlichen  Verhält¬ 
nisse  in  der  neuen  deutschen  Volksrepublik  steht  noch  bevor.  Welchen  Weg  sie 
gehen  wird,  ist  noch  unbestimmt.  Die  soeben  getroffene  Vereinbarung  sieht 
vor,  daß  zunächst  die  Delegiertenversammlung  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte 
aus  ganz  Deutschland  den  Vollzugsrat  der  deutschen  Republik  wählt.  Es  leuchtet 
aber  ein,  daß  auch  dieser  erweiterte  Vollzugsrat,  der  gegenüber  dem  schon  heute 
bestehenden  nach  demokratischer  Auffassung  einen  unleugbaren  Fortschritt 
daratellen  wird,  ebenfalls  nur  ein  Provisorium  sein  kann ;  Deutschlands  endgültige 
Gestaltung  wird  nicht  von  der  Vertretung  einzelner  Gruppen  und  Klassen, 
sondern  von  der  Vertretung  der  ganzen  Nation  zu  regeln  sein.“ 
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worden  sein.  Es  zeigt  sich,  daß  der  politischen  Machtstellung  eine 
rechtliche  Begründung  folgen  mußte.  Die  Vereinbarung  stellt  sich  auf 
den  Boden  der  sozialistischen  Reichsrepublik,  gibt  aber  zu,  daß  die 
staatlichen  Verhältnisse  noch  nicht  endgültig  geregelt  sind,  was  gleich¬ 
bedeutend  ist  mit  der  Tatsache,  daß  diese  Republik  noch  der  verfas¬ 
sungsmäßigen  Organisation  entbehrt.  Vorläufig  wurde  von  dem  Aus¬ 
gangspunkte  aus,  daß  die  politische  Gewalt  in  den  Händen  der  Arbeiter¬ 
und  Soldatenräte  liegt1),  eine  Reichsversammlung  ihrer  Delegierten 
zu  einem  damals  noch  nicht  bekannten  Termine  vorgesehen.  Diese 
Delegiertenversammlung  will  dann  einen  Vollzugsrat  der  deutschen 
Republik  wählen.  Solange  dies  noch  nicht  geschehen  ist  ,,übt  der  Ber¬ 
liner  Vollzugsrat  die  Funktionen  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  der 
deutschen  Republik  im  Einverständnis  mit  den  Arbeiter-  und  Soldaten¬ 
räten  von  Groß-Berlin  aus“.  Folgerichtig  wäre  es  gewesen,  zu  sagen, 
er  übt  die  Funktionen  des  Vollzugsrats  der  deutschen  Republik  aus, 
der  nach  jener  Vereinbarung  zu  b)  von  der  Delegiertenversammlung 
der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  zu  wählen  ist.  Infolge  der  nachher  be¬ 
schlossenen  Ergänzung  des  Berliner  Vollzugsrats  durch  die  Vertretung 
der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  der  nichtpreußischen  Bundesstaaten 
kann  es  offenbar  nicht  der  Berliner  Vollzugsrat  allein  sein,  dem  jene 
Aufgabe  zufällt2). 

*)  Hugo  Böttger  bezeichnet  sie  als  „ein  Klassen-  und  Parteiregiment,  das 
auf  die  demokratischen  Grundsätze  der  Mehrheit  verzichtet  und  sich  dem  Syndi¬ 
kalismus  verschrieben  hat,  der  Herrschaft  der  »kühnen  Minderheiten',  um  einmal 
das  zu  erreichen,  was  Bebel  auf  dem  Stuttgarter  Internationalen  Sozialisten- 
Kongreß  (1907)  prophezeit  hatte,  daß  der  Militarismus  bei  der  ersten  Gelegen¬ 
heit  seiner  Anwendung  sich  selbst  den  Hals  brechen  würde,  und  zweitens,  was 
dieser  Kongreß  ebenfalls  gefordert  hatte,  daß  die  durch  den  Krieg  herbeigeführte 
wirtschaftliche  und  politische  Krise  zur  Aufrüttelung  des  Volks  ausgenutzt  und 
dadurch  die  Beseitigung  der  kapitalistischen  Klassenherrschaft  beschleunigt 
werden  sollte“.  Vgl.  Challaye,  Revolutionärer  Syndikalismus  und  reformisti¬ 
scher  Syndikalismus,  deutsch  1913  bei  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),  Tübingen 
und  die  Schrift  des  zeitigen  Beigeordneten  des  Staatssekretärs  des  Auswärtigen 
Amts,  Karl  Kautsky,  Die  Diktatur  des  Proletariats  1918,  die  sich  gegen  sie 
ausspricht. 

2)  Inzwischen  ist  der  Vollzugsrat  heftigen  Angriffen  der  Berliner  Arbeiter¬ 
und  Soldatenräte  ausgesetzt  gewesen  (28.  bis  30.  November)  und  seine  „staats¬ 
rechtliche“  Stellung  war  ins  Unsichere  gestellt.  Immerhin  hat  der  Vollzugsrat  noch 
am  29.  November  die  Errichtung  von  vier  Abteilungen  (Ressorts)  beschlossen.  Die 
erste  Abteilung  soll  sich  mit  der  Reichspolitik  beschäftigen.  Sie  setzt  sich 
zusammen  aus  acht  preußischen  Mitgliedern,  acht  Vertretern  der  übrigen  Bundes¬ 
staaten  und  drei  Mitgliedern  der  Ost-,  Westfront  und  Marine.  Die  zweite  Ab- 
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Der  V erfassungsbau  ist  daher  wohl  so  gedacht:  Die  örtlichen  Ar¬ 
beiter-  und  Soldatenräte  bilden  die  unterste  Grundlage.  Auf  ihr  soll 
sich  eine  Delegiertenversammlung  aller  Arbeiter-  und  Soldatenräte  der 
ganzen  deutschen  sozialistischen  Republik  aufbauen1).  Diese  (Reichs-) 
Delegiertenversammlung  soll  einen  ,, Vollzugsrat  der  deutschen  (Reichs-) 
Republik“  wählen.  Von  den  Funktionen,  die  dieser  später  haben  soll, 
wird  nichts  gesagt,  denn  unter  dem  zu  d)  der  Vereinbarung  genannten 
,, zentralen  Vollzugsrat“  scheint  der  Berliner  (jetzt  durch  nichtpreußische 
Mitglieder  ergänzte)  Vollzugsrat  verstanden  worden  sein.  Nur  dieser 
war  zunächst  tatsächlich  in  Wirksamkeit  und  nur  er  konnte  die  Be¬ 
rufung  und  Abberufung  der  Mitglieder  des  entscheidenden  Kabinetts 
der  (Reichs-) Republik  und  Preußens  bewirken  und  es  kontrollieren.  Vor 
der  Berufung  der  Fachminister  durch  das  Kabinett  konnte  nur  die  An¬ 
hörung  des  Berliner  Vollzugsrates  gemeint  sein.  Es  scheint  aber,  daß 
man  sich  unter  dem  beabsichtigten  Vollzugsrat  der  deutschen  Republik 
eine  Art  von  souveräner  Körperschaft  vorzustellen  hat,  die  ihrerseits  ein 
Kabinett  (Ministerium,  Regierung)  bestellt.  Ob  dieses  nach  den  Richt¬ 
linien  des  Vollzugsrats  der  deutschen  Republik  regieren  soll,  oder  eine 
aus  jener  entnommenen  Gruppe  sein  soll,  ist  nicht  klar  zu  erkennen. 

Niemand  weiß  heute,  ob  die  weiteren  Ereignisse,  ob  das  Verhältnis 
zu  den  uns  feindlichen  Staaten,  die  Abtrennungsbestrebungen  einzelner 
Teile  des  bisherigen  Deutschen  Reiches  (nordwestdeutsche  Republik, 
rheinische  Republik,  süddeutsche  Republik)  die  Verwirklichung  dieses 
oder  eines  ähnlichen  Programms  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  und 
der  jetzigen  Reichsregierung  ermöglichen  werden;  ob  bejahenden¬ 
falls  die  skizzierte  Organisation  freiwillig  von  ihren  Urhebern  geändert 

teilung  behandelt  die  preußischen  Angelegenheiten  und  setzt  sioh  zu¬ 
sammen  aus  neun  Mitgliedern  des  Vollzugsrats.  Die  dritte  Abteilung  wird  ge¬ 
bildet  aus  sieben  Mitgliedern  für  ausschließlich  Groß-Berliner  Angelegen¬ 
heiten.  Die  vierte  Abteilung  wird  bestehen  aus  vier  Mitgliedern  und  behandelt 
die  internen  Angelegenheiten  des  Vollzugsrats.  Diese  vier  Abteilungen 
arbeiten  selbständig,  doch  müssen  sie  besonders  wichtige  Fragen  dem  Plenum 
zur  Beschlußfassung  vorlegen. 

*)  Sie  ist  auf  den  16.  Dezember  1918  nach  Berlin  einberufen  worden  und 
tatsächlich  zusammengetreten.  Am  18.  Dezember  beschloß  diese  Reichskon¬ 
ferenz,  daß  sie  die  gesamte  politische  Macht  in  Deutschland  darstelle,  die 
gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  bis  zur  anderweitigen  Regelung  durch 
die  Nationalversammlung  dem  Rate  der  Volksbeauftragten  übertrage, 
Der  Kongreß  bestellte  ferner  einen  Zentralrat  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte, 
der  die  Überwachung  des  deutschen  und  preußischen  Kabinetts  ausübt.  Ihm  steht 
das  Recht  der  Berufung  und  Abberufung  der  Volksbeauftragten  des  Reichs  und 
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wird,  ob  insbesondere  die  aus  den  Vertretern  des  ganzen  deutschen 
V olkes  bestehende  baldigst  zusammenzuberufende  Nationalver¬ 
sammlung  an  die  Stelle  der  Reichsversammlung  von  Delegierten 
der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  treten  wird.  Sicher  ist  nur,  daß  dieses 
neue  System  der  Revolution  einen  weiteren  Beweis  dafür  liefert,  daß 
das  Staatsrecht  der  Reichsverfassung  nicht  mehr  am  Leben  ist1). 

Preußens  zu.  Zur  Überwachung  der  Geschäftsführung  in  den  Reichsämtern  werden 
vom  Rat  der  Volksbeauftragten  Beigeordnete  der  Staatssekretäre  bestellt.  Vor 
Berufung  der  Fachminister  und  der  Beigeordneten  ist  der  Zentralrat  zu  hören. 

*)  Unter  der  Bezeichnung  „Konferenz  der  deutschen  Bundesstaaten“  ist  am 
25.  November  1918  in  Berlin  eine  Versammlung  von  Vertretern  der  derzeitigen 
revolutionären  Regierungen  in  den  bisherigen  deutschen  Einzelstaaten  zusammen¬ 
getreten,  in  der  der  Vorsitzende,  Volksbeauftragter  Ebert,  hinsichtlich  der  Ver¬ 
fassungsfrage  erklärte:  Die  endgültige  Regelung  der  Zusammenarbeit  zwischen 
Reichsleitung  und  Bundeststaaten  muß  der  Nationalversammlung  Vorbehalten 
werden,  zu  deren  baldigster  Einberufung  die  jetzige  Regierung  entschlossen  sei. 
Vorerst  müsse  ein  Provisorium  zwischen  Einzelstaaten  und  Reich  geschaffen  wer¬ 
den.  Trotz  der  während  der  Beratungen  zutage  getretenen  Gegensätze  erfolgte 
das  Eintreten  für  die  verfassunggebende  Nationalversammlung  mit  solchem 
Nachdruck,  daß  man  die  Gewißheit  hegen  kann,  die  Konferenz  werde  sich  in 
Betätigung  der  Kundgebungen  aus  dem  ganzen  Reiche  in  diesem  Sinne  ent¬ 
scheiden.  Hingegen  herrschte  noch  Meinungsverschiedenheit  über  den  Zeitpunkt 
der  Einberufung.  Während  die  einen  für  die  schleunigste  Einberufung  eintreten, 
sind  die  andern  für  die  sorgfältige  Vorbereitung  und  Schaffung  eines  Ubergangs¬ 
zustandes  gewesen.  (Köln.  Zeitung  vom  26.  November  1918,  Morgenausgabe 
Nr.  1094.)  Am  30.  November  1918  hat  der  Rat  der  Volksbeauftragten  die  Ver¬ 
ordnung  über  die  Wahlen  zur  verfassunggebenden  deutschen  Nationalversamm¬ 
lung  (Reichswahlgesetz)  erlassen  (RGBl.  S.  1345);  Abänderungen  vom  6.  De¬ 
zember  1918  (RGBl.  S.  1403).  Das  Wahlrecht  entspricht  dem  Grundsätze  des 
Aufrufs  vom  12.  November  1918  (RGBl.  S.  1303):  „Alle  Wahlen  zu  öffentlichen 
Körperschaften  sind  fortan  nach  dem  gleichen,  geheimen,  direkten,  allgemeinen 
Wahlrecht  auf  Grund  des  proportionalen  Wahlsystems  für  alle  mindestens 
20  Jahre  alten  männlichen  und  weiblichen  Personen  zu  vollziehn.“  Das  Reich 
wird  in  dem  Gebietsumfang  vom  1.  August  1914,  ohne  daß  damit  der  Ent¬ 
scheidung  der  Friedensverträge  vorgegriffen  wird,  in  38  Verhältniswahlkreise  ein¬ 
geteilt,  in  denen  [nach  der  Einwohnerzahl  je  6  bis  16  Abgeordnete  zu  wählen 
sein  werden.  Die  Wahlen  sollen,  nach  erteilter  Zustimmung  der  am  16.  De¬ 
zember  1918  zusammengetretenen  Reichsversammlung  der  Arbeiter-  und  Sol¬ 
datenräte  Deutschlands,  am  19.  Januar  1919  stattfinden.  Die  Wahl¬ 
ordnung  zur  konstituierenden  Nationalversammlung  ist  ebenfalls  vom  30.  No¬ 
vember  1918  (RGBl.  S.  1353).  In  dem  Reichswahlgesetz  ist  bestimmt,  daß 
auch  Personen  des  Soldatenstandes  berechtigt  sind,  an  der  Wahl  teilzunehmen 
(§  3).  Ausgeschlossen  vom  Wahlrecht  ist,  1.  wer  entmündigt  ist  oder  unter 
vorläufiger  Vormundschaft  steht,  2.  wer  infolge  eines  rechtskräftigen  Urteils  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  ermangelt  (§  4).  Armenunterstützung  und  Konkurs 
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4.  Die  rechtliche  Stellung  der  Freistaaten. 

Ist  die  Keichsverfassung  vom  14.  April  1871  nicht  mehr  in  Wirk¬ 
samkeit  und  hat  sich  an  Stelle  von  Kaiser,  Bundesrat  und  Reichstag 
die  tatsächliche  politische  Gewalt  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte  und 
das  von  ihrem  Vollzugsrat  abhängige  Kabinett  (Rat  der  Volks¬ 
beauftragten)  gesetzt,  so  ist  auch  in  dem  Gefüge  der  Einzelstaaten  eine 
wesentliche  Veränderung  vor  sich  gegangen.  Sie  waren  schon  vor  der 
Reichsgründung  vorhanden,  diese  hat  sie  weder  1867  noch  1870/71 
geschaffen.  Würde  die  Reichsverfassung  aufgelöst  worden  sein,  ohne 
daß  die  Einzelstaaten  durch  die  Revolution  in  ihrem  rechtlichen  Be¬ 
stände  berührt  worden  wären,  so  hätten  sie  zunächst  als  Einzelstaaten, 
wie  vor  einem  halben  Jahrhundert,  ihre  staatsrechtliche  Existenz  weiter¬ 
führen  können.  Tatsächlich  ist  aber  nicht  nur  die  monarchische  Staats¬ 
form  der  bisherigen  deutschen  Einzelstaaten  weggefallen,  sondern  es 
ist  der  Staatscharakter  einer  Anzahl  von  ihnen  bis  auf  weiteres  über¬ 
haupt  in  Frage  gestellt  worden.  Die  Verhältnisse  liegen  sehr  verschie¬ 
den,  sind  in  gärendem  Flusse  und  deshalb  noch  nicht  übersehbar.  An 
Stelle  der  Monarchie  in  Bayern  wurde  die  Republik  ausgerufen1), 

sind  nicht  mehr  Gründe  für  den  Verlust  des  Wahlrechts.  Voraussetzung  der 
Wählbar karkeit  ist  einjährige  Reichsangehörigkeit  (§  5).  Auf  durchschnittlich 
150000  Einwohner  fällt  ein  Abgeordneter.  Ein  Überschuß  von  mindestens 
75000  Einwohnern  im  Wahlbezirk  wird  den  vollen  150000  gleichgesetzt  (§  6). 
Die  Wahlvorschläge  müssen  von  mindestens  100  Wahlberechtigten  des  Wahlkreises 
unterzeichnet  sein.  Sie  dürfen  nicht  mehr  Namen  tragen,  als  Abgeordnete  im 
Kreise  zu  wählen  sind.  Mehrere  Wahlvorschläge  können  miteinander  verbunden 
werden  usw.  (§§  10  Ab.  2,  12  Abs.  1). 

*)  Gotha  erklärte  seinen  Anschluß  an  die  Republik  Bayern.  Die  partikula- 
ristischen  Tendenzen  beleuchtet  es  auch  grell,  daß  der  „bayrische  Präsident 
Eisner  eine  diplomatische  Note  für  sechs  Millionen  Bayern  an  die  großen  Welt¬ 
mächte  sendet  —  das  hatte  selbst  Ludwig  III.  nicht  getan.  Der  Vertreter  des 
bayrischen  Kriegsministers  erklärt,  daß  die  bayrischen  Soldaten  ,bis  zur  Regelung 
der  Beziehungen  Bayerns  zum  Reich4  die  deutsche  Kokarde  ablegen  würden“.. 
So  Erich  Kaufmann,  „Gefahren  für  die  Deutsche  Einheit“  im  „Tag“  vom  26.  No¬ 
vember  1918  Nr.  275  mit  der  Frage:  „Haben  wir  denn  kein  Reich  mehr?“  Ich 
antworte:  Staatsrechtlich  nicht  mehr.  Sachlich  gibt  er  das  im  Eingang  eines 
zweiten  Aufsatzes  über  denselben  Gegenstand  in  derselben  Zeitung  vom  27.  November 
(Nr.  270)  zu.  Aber  natürlich  kann  nur  eine  Meinung  herrschen :  das  neue  Reich 
ist  aufs  schnellste  zu  schaffen.  —  Auch  die  am  28.  November  erfolgte  Erklärung 
des  Präsidenten  Eisner,  er  breche  die  Beziehungen  der  bayrischen  Republik  zum 
Auswärtigen  Amt  des  Deutschen  Reiches  ab,  gehört  in  diesen  Zusammenhang. 
Die  Reichseinheit  ist  aufs  höchste  gefährdet,  wenn  eine  einzelstaatliche  Regierung 
sich  der  Reichsleitung,  mag  diese  auch  illegitim  sein,  entzieht.  Denn  eine  tat- 
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ob  sie  aber  besteht,  ist  staatsrechtlich  zweifelhaft,  weil  sie  vorläufig 
nur  eine  revolutionäre  Regierung  besitzt,  die  auf  dem  Arbeiter-  und 
Soldatenrate,  nicht  auf  dem  Willen  der  Mehrheit  des  bayerischen 
Volkes  beruht  und  auch  kein  Parlament  besitzt.  Allerdings  ist  an¬ 
fangs  Dezember  ein  „provisorischer  Nationalrat“  geschaffen,  der  das 
vorläufige  Parlament  der  bayerischen  Republik  sein  soll.  Jeden¬ 
falls  ist  die  Organisation  des  republikanischen  Staates  auch  in  seinen 
Grundlagen  noch  nicht  vollendet.  In  Preußen,  Sachsen,  Württem¬ 
berg,  Baden,  Hessen  liegt  es  ebenso  und  doch  schon  mit  einiger 
Abweichung.  Die  territorialen  Grenzen  scheinen  nicht  mehr  sicher 
festzustehen,  indem  die  Arbeiter-  und  Soldatenräte  in  Oldenburg, 
Ostfriesland* 1),  Bremen2),  Stade,  Harburg,  Hamburg  und  Schleswig- 
Holstein  eine  neue  Republik  ausgerufen  haben  und  die  Bestrebungen 
zur  Loslösung  des  Rheinlandes  und  Westfalens  sich  verstärken, 
die  thüringischen  Staaten  sich  zusammenschließen  wollen  und  die 
Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  an  Stelle  der  bayerischen 
eine  süddeutsche  Republik  sich  ergibt,  die  auch  Württemberg,  Baden 
und  vielleicht  auch  die  Rheinlande  umfaßt  mit  oder  ohne  Hinzunahme 
von  Deutsch- Österreich.  Die  Zusammenlegung  von  Mecklenburg- 
Schwerin  und  Strelitz,  von  Reuß  älterer  und  jüngerer  Linie  usw.  liegt 
ebenfalls  im  Bereiche  naher  Möglichkeiten.  Es  ist  also  mehr  als  zweifel¬ 
haft,  ob  die  Einzelstaaten,  wie  sie  bisher  im  Deutschen  Reiche  bestan¬ 
den,  in  derselben  räumlichen  Umgrenzung  weiter  bestehen  bleiben. 
Ändern  sie  sich  in  ihrem  Gebietsumfang  und  in  ihrer  Grundordnung, 
dann  sind  sie  auch  nicht  mehr  die  Einzelstaaten  von  früher. 

Man  wird  deshalb  vielleicht  noch  nicht  für  alle  bisherigen  deut¬ 
schen  Einzelstaaten,  wohl  aber  für  die  meisten  von  ihnen  sagen  dürfen, 
daß  sie  mit  den  Staaten,  die  das  Deutsche  Reich  gebildet  haben,  ver¬ 
fassungsrechtlich  nicht  mehr  identisch  sind.  Es  sind  vielmehr  neue, 
in  der  Entwicklung  zur  staatlichen  Konsolidierung  begriffene  Macht¬ 
gebilde  vorhanden,  ohne  eine  von  dem  ganzen  Volke  des  betreffenden 
Gemeinwesens  anerkannte  Rechtsform.  Überall  ist  aber  die  republika- 
sche  Einrichtung  vorgesehen  und  in  einer  den  unfertigen  staatlichen 
Verhältnissen  entsprechenden  Übung.  Bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  dem 

sächliche  Staatslenkung  findet  statt.  Sonst  müßte  man  annehmen,  wir  lebten 
staatsrechtlich  im  Chaos  —  ein  Widerspruch  in  sich  selbst! 

1)  Ostfriesland  gehört  zur  preußischen  Provinz  Hannover! 

2)  Bremen  erklärte  zuerst,  sich  als  Staat  aufzulösen,  nahm  diese  Erklärung 
jedoch  wieder  zurück. 


49 


die  Nationalversammlung  eine  Verfassungsurkunde  der  Vereinigten 
Staaten  von  Deutschland  schafft  und  die  neue  Gesamtstaatsform 
gründet,  muß  die  innere  Ordnung  dieser  früheren  „Einzelstaaten“  oder 
„Bundesstaaten“,  jetzigen  —  organisatorisch  und  vielfach  auch  ge¬ 
bietsmäßig  veränderten  —  „Freistaaten“  soweit  hergestellt  sein,  daß 
sie  als  Staaten  angesehen  werden  können.  Hierzu  gehört  außer  dem 
Gebiet  und  Volk  eine  oberste,  auf  Rechtsverfassung,  nicht  der  bloßen 
Macht  ruhende  Herrschaft.  Nicht  ausgeschlossen  wäre  es  aber,  daß, 
wie  die  endgültige  Reichsrepublik  die  republikanische  Staatsform  auch 
der  zu  ihr  gehörigen  Freistaaten  zu  verbürgen  haben  wird,  die  end¬ 
gültige  Formung  der  Verfassungs-  und  Machtverhältnisse  der  Einzel¬ 
staaten  gerade  durch  die  Gründung  des  Bundesstaates  wenn  nicht 
vollzogen,  so  doch  erheblich  in  positivem  Sinne  beeinflußt  werden 
könnte.  Dies  zu  beachten  ist  deshalb  wichtig,  weil  es  verhängnisvoll 
werden  könnte,  wenn  von  irgend  welcher  Seite  her  die  Erkundung 
politischen  Willens  aller  Freistaaten  durch  die  Wahl,  die  Zusammen¬ 
berufung  der  Nationalversammlung,  die  Gründung  der  Vereinigten 
Staaten  und  die  Schaffung  einer  Verfassung  mit  der  Behauptung  ver¬ 
zögert  würde,  daß  erst  der  politische  und  Verfassungszustand  der  Frei¬ 
staaten  endgültig  und  fest  gefügt  sein  müsse1). 

Sämtliche  Freistaaten  sind  in  dem  Entwurf  vorgesehen.  Die 
Formel  läßt  Raum  für  Deutsch- Österreich,  verriegelt  auch  andern 
Volkssplittern  nicht  den  Eingang  zum  Deutschen  Reiche  für  die  Zukunft. 

5.  Daß  die  Vereinigten  Staaten  von  Deutschland  eine 
Neugründung  sind,  wird  nach  alledem  nicht  zweifelhaft  sein.  So 
einfach  und  selbstverständlich  das  zu  sein  scheint,  es  bedarf  näherer 
Erläuterung,  daß  es  sich  um  eine  Gründung  durch  das  deutsche  Volk 
und  die  deutschen  Freistaaten  handelt,  ferner  daß  die  Gründung  des 
Bundesstaats  und  die  Schaffung  der  Verfassung  gleichzeitig  vor  sich 
gehen. 

In  der  deutschen  Staatsrechtslehre  wurde  viel  darüber  gehandelt, 
ob  die  Entstehung  eines  Staates  überhaupt  rechtlich  zu  erfassen  ist, 
weil  der  Staat  selbst  die  Voraussetzung  der  Rechtsordnung  ist,  er  also 

x)  Vielleicht  denkt  Erich  Kaufmann  an  ähnliches,  wenn  er  a.  a.  O.  eine 
vielleicht  noch  größere  Gefahr  als  in  dem  Bolschewismus  darin  sieht,  wenn  sich 
die  Teile  vor  dem  Ganzen  konsolidieren,  die  zentrifugalen  und  partikularistischen 
Tendenzen  eine  gewaltige  Stärkung  erfahren.  Ich  meine:  erst  Reichsgründung, 
dann  endgültige  Gestaltung  der  Einzelstaaten. 

Stier-Somlo:  Verfassungsentwurf. 
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nicht  das  Ergebnis  einer  von  ihm  selbst  erst  zu  schaffenden  Rechts¬ 
ordnung  sein  kann.  So  hat  sich  insbesondere  Georg  Jellinek  schon 
vor  mehr  als  einem  Menschenalter  zu  der  Auffassung  bekannt,  alle 
Vorgänge,  durch  die  die  Schöpfung  eines  Staates  erfolgt,  entbehren  der 
juristischen  Qualifikation,  seien  Tatsachen,  die  geschichtlich  aber  nicht 
mit  einer  juristischen  Formel  erfaßt  werden  können.  „Das  wesentliche 
Moment  im  Begriffe  des  Staates  ist,  daß  er  Ordnung  ist  und  eine  Ord¬ 
nung  vor  der  Ordnung  ist  ein  Widerspruch  in  sich  selbst.  Daher  ist 
erste  Ordnung,  die  erste  Verfassung  eines  jeden  Staates  juristisch  nicht 
weiter  ableitbar“1).  Auch  später  hat  derselbe  Schriftsteller  betont, 
das  Staatsrecht  sei  unfähig,  den  Staatenbildungsprozeß  zu  erklären. 
Der  Staat  könne  nicht  Recht  für  seine  eigene  Entstehung  festsetzen, 
da  er  zuerst  dasein  muß,  um  Recht  schaffen  zu  können.  Staatsschöp¬ 
fungsakte  können  allerdings  nach  dem  Rechte  der  durch  sie  betroffenen 
Staaten  gewertet  werden:  sie  können  gegen  die  Rechtsordnung  dieser 
Staaten  sein  oder  ihr  gemäß  erfolgen.  Niemals  kann  aber  der  also  ent¬ 
standene  Staat  nach  dem  Rechte  eines  anderen  beurteilt  werden,  denn 
das  Recht  kann  nur  das  werten,  was  seiner  möglichen  Herrschaft  unter¬ 
liegt.  Der  Staat  sei  zunächst  eine  historisch-soziale  Bildung,  an  die 
das  Recht  sich  erst  anschließt,  die  es  aber  nicht  zu  schaffen  vermag, 
die  vielmehr  die  Grundlage  seines  Daseins  ist.  Rechtliche  Tatsachen 
gehen  der  Zeugung  menschlicher  Individuen  voran  und  knüpfen  sich 
an  sie  an.  Der  Zeugungsakt  selbst  aber  liegt  menschlich  außerhalb 
des  Rechts2).  Zutreffend  macht  aber  Laband  (a.  a.  0.  S.  35 f .)  eine 
Einschränkung  geltend.  Für  ihn  ergibt  sich  hinsichtlich  des  bisherigen 
Deutschen  Reichs,  daß  zwar  die  erste  Ordnung  oder  Verfassung  eines 
Staates  aus  der  von  ihm  gesetzten  Rechtsordnung  nicht  ableitbar  ist; 
die  Entstehung  des  Staates  an  sich,  d.  h.  die  Entwicklung  einer  öffent¬ 
lichen  Gewalt  aus  einem  vorstaatlichen,  der  Rechtsordnung  überhaupt 
baren  Zustande  ist  daher  juristisch  unerfaßbar.  Allein  anders  ver¬ 
halte  es  sich,  wenn  eine  anerkannte  Rechtsordnung  vorhanden  ist  und 
eine  Staatsgewalt  bereits  besteht,  an  die  Stelle  der  bisherigen  staatlichen 
Gestaltung  aber  eine  neue  gesetzt  wird.  Hier  können  die  Vorgänge, 
welche  zur  Aufrichtung  der  neuen  Staatsgewalt  führen,  allerdings 
rechtlich  erfaßt  und  qualifiziert  werden;  freilich  nicht  nach  der  (noch 
gar  nicht  vorhandenen)  Rechtsordnung  des  neuen  Staatsgebildes, 

x)  Jellinek,  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen,  1887,  S.  253 ff,  264,266. 

a)  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  3.  Aufl.  1914,  S.  273f.  Ähnlich  haben 
sich  auch  Otto  Gierke,  Zorn  u.  a.  geäußert. 


51 


wohl  aber  nach  den  Rechtsvorschriften  der  bereits  bestehenden  Staats¬ 
ordnung,  unter  deren  Herrschaft  sich  diese  Vorgänge  vollziehen.  Mit 
Rücksicht  auf  die  letztere  können  die  Gründungsvorgänge  des  neuen 
Staates  als  Usurpation,  Revolution,  Gewaltakt  und  Rechtsbruch  oder 
als  legitime,  ihre  Kraft  aus  dem  Recht  herleitende  Handlungen  er¬ 
scheinen.  Zwar  sei  auch  die  auf  einem  nicht  legitimen  Wege  entstan¬ 
dene,  Staatsordnung  kraft  ihrer  tatsächlichen  Existenz  von  Wirksam¬ 
keit  und  kann  zur  Rechtsordnung  werden;  aber  daraus  folgt  nicht, 
daß  es  rechtlich  unerheblich  und  gleichgültig  sei,  ob  die  Staatsgründung 
ein  rechtmäßiger  oder  ein  rechtswidriger  Vorgang  gewesen  sei.  Hieraus 
folgert  Lab  and,  daß  zwar  nicht  der  Rechtsgrund  der  Bundesverfassung, 
wohl  aber  die  Rechtmäßigkeit  der  staatlichen  Willensakte  und  Hand¬ 
lungen,  durch  welche  die  Schöpfung  des  Bundesstaates  erfolgte,  nach  dem 
zur  Zeit  der  Errichtung  des  Bundes  geltenden  Staatsrecht  der  Einzel¬ 
staaten  und  daher  für  jeden  derselben  besonders  zu  beantworten  ist. 

Welche  Bedeutung  haben  diese  Erörterungen  für  die  Frage  der 
Gründung  der  deutschen  Reichsrepublik?  Wir  müssen  aus  ihnen  er¬ 
kennen,  daß  in  der  Tat  diese  Gründung  ein  rein  tatsächlich-politisch¬ 
gesellschaftlicher  Vorgang  ist,  daß  aber  die  Rechtmäßigkeit  der  staat¬ 
lichen  Willensakte,  durch  die  die  Vereinigten  Staaten  von  Deutschland 
geschaffen  werden,  zu  beurteilen  ist  nach  dem  Rechte  der  Freistaaten. 
Diese  müssen  die  Organe  schaffen,  die  mit  der  gewählten  Vertretung 
des  gesamten  deutschen  Volkes  die  Gründungshandlung  als  solche  vor¬ 
nehmen.  Es  müssen  Schwierigkeiten  vermieden  werden,  wie  sie  bei 
der  Gründung  des  Deutschen  Reiches  entstanden  waren  und  von  denen 
sogleich  Näheres  zu  sagen  ist. 

Die  Frage  aber,  ob  die  Verfassung  oder  die  Staatsgründung  zuerst 
sein  wird,  muß  auf  die  radikale  und  einfache  Weise  gelöst  werden,  die 
in  dem  vorliegenden  Entwmrf  vorgesehen  ist  durch  die  Worte,  daß  der 
Bundesstaat  nach  der  gleichzeitig  mit  seiner  Gründung  in 
Kraft  tretenden  Verfassung  lebt. 

6.  Ein  Bundesstaat  soll  es  sein. 

Er  hebt  sich  scharf  ab  von  dem  Staatenbund,  als  dessen  be¬ 
kanntestes  Beispiel  der  Deutsche  Bund  1815 — 1866  angesprcchen  wer¬ 
den  kann.  Es  war  dies  ein  völkerrechtlicher  Verein  der  deutschen 
Fürsten  und  freien  Städte  zur  Wahrung  der  Unabhängigkeit  und  Un¬ 
verletzlichkeit  ihrer  im  Bund  begriffenen  Staaten  und  zur  Erhaltung 
der  inneren  und  äußeren  Sicherheit  Deutschlands.  Gedacht  war  er  in 
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seinem  Innern  als  eine  Gemeinschaft  selbständiger  unter  sich  unab¬ 
hängiger  Staaten,  mit  wechselseitigen  gleichen  Vertragsrechten  und 
Pflichten.  In  seinen  äußeren  Verhältnissen  sollte  er  eine  in  politischer 
Einheit  verbundene  Macht  sein.  Es  war  ein  völkerrechtlicher  Verein, 
dessen  Herrschaft  sich  nur  auf  Staaten,  nicht  auf  deren  Angehörige 
erstreckte.  Der  Staatenbund  wird  zwar  von  einer  höheren  Stelle  aus 
geleitet,  aber  diese  ist  nicht  souverän,  sie  bildet  nur  eine  Vereinsorgani¬ 
sation  mit  Vereinsgewalt.  Die  verbundenen  Staaten  sind  nicht  einander 
untergeordnet,  sondern  nebeneinander  gestellt.  Die  Form  des  Staaten¬ 
bundes  hat  sich  weder  in  Deutschland,  noch  in  der  Schweiz,  wo  sie  bis 
1848  bestand,  bewährt.  Der  einzig  mögliche  Typus  für  eine  heutige 
Staatenverbindung  ist  für  uns  der  Bundesstaat.  Für  die  Pflege  der 
nationalen  Interessen  wurde  unter  diesem  Namen  aus  der  Summe  von 
einzelnen  Staaten  eine  über  diese  sich  erhebende  Gewalt  im  Deutschen 
Reiche  herausgehoben,  mit  souveränen  Rechts-  und  Machtmitteln  aus¬ 
gestattet.  Daneben  blieben  aber  auch  die  Gebietsverbände  bestehen, 
aus  denen  der  Bund  oder  das  Reich  hervorgegangen  ist.  Im  Bundes¬ 
staate  besteht  sowohl  für  den  Bund  wie  für  seine  Glieder  je  eine  Staats¬ 
gewalt,  die  sich  in  einem  materiell  abgegrenzten  Wirkungskreise  bewegt. 
Der  Zentralgewalt  (dem  Reiche,  Bunde)  stehen  die  Gliedstaaten  oder 
Einzelstaaten  gegenüber.  Bundes-  oder  Reichsgewalt  ist  nicht  eine 
bloße  Vereinsgewalt,  sie  ist  vielmehr  eine  unmittelbare  über  alle  An¬ 
gehörigen  des  Staatenverbandes ;  die  einzelnen  Staaten  sind  nicht  neben¬ 
einander  gestellt,  sondern  dem  Reiche  untergeordnet. 

Entgegen  den  theoretischen  Bedenken  früherer  Jahrzehnte,  daß 
die  rechtliche  Natur  der  Staatsgewalt  eine  Teilung  und  Begrenzung 
der  Interessen  unausführbar  erscheinen  lasse,  hat  sich  tatsächlich  die 
bundesstaatliche  Verfassungsform  in  der  Schweiz,  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  und  nicht  zuletzt  in  Deutschland  bewährt. 
Das  Kennzeichen  dieses  Rechtszustandes  ist,  daß  die  Zentralgewalt 
und  die  Einzelstaatsgewalt  nicht  getrennt  und  gegenübergestellt,  son¬ 
dern  verbunden  und  zu  einem  einzigen  Staatswesen  zusammengefügt 
sind.  Gewiß  ist  der  einem  Bundesstaat  angehörige  Einzelstaat  ebenso 
wenig  wie  der  Zentralstaat  ein  Staat  in  vollem  Sinne,  wenn  man  beide 
am  Einheitsstaate  mißt.  Aber  in  dem  planmäßigen  Zusammenwirken 
von  Reich  und  Einzelstaaten  tritt  die  Universalität  und  Souveränität 
ihres  staatlichen  Willens  in  die  Erscheinung.  In  welcher  Weise  die 
Gliedstaaten  dem  Reiche  untergeordnet  sind,  ist  eine  Frage  der  ge¬ 
gebenen  Verfassung. 
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Es  ist  ein  dringendes  Erfordernis,  daß  der  neue  Bundesstaat  die 
Fülle  von  bedeutenden  Streitfragen,  die  das  bisherige  Reichsstaatsrecht 
aufwies,  nicht  übernimmt,  ihnen  vielmehr  durch  klare  Formulierungen 
in  der  Verfassung  oder  mindestens  in  den  amtlichen  begründenden 
Erklärungen  vorbeugt.  Es  muß  klargestellt  werden,  ob  neben  der 
Reichsrepublik,  die  selbstverständlich  Souveränität  besitzen  muß,  auch 
die  Einzelstaaten  eine,  wenn  auch  durch  die  Zuständigkeiten  des  Reichs 
begrenzte  Souveränität  besitzen  oder  ob  sie  nur  auf  den  Stand  von 
Provinzen  herabgedrückt  werden  sollen.  Ich  halte  das  erstere  für  das 
notwendig  Gegebene,  schon  um  die  selbständige  und  eigenartige  Ent¬ 
wicklung  und  den  politischen  Fortschritt  in  dem  deutschen  Freistaate 
nicht  zu  unterbinden.  Soweit  die  Zuständigkeit  nicht  nachweisbar  der 
Zentralgewalt  zugeschrieben  ist,  greift  die  Kompetenz  der  Freistaaten 
Platz.  Diese  Abgrenzung  muß  in  einer  Weise  vorgenommen  werden, 
die  jede  überragende  Hegemonie  (Vorherrschaft,  Übergewalt)  eines 
Staats  verfassungsrechtlich  ausschließt,  wenn  auch  nach  Größenverhält¬ 
nissen  (Gebiet,  Zahl  der  Staatsangehörigen)  und  Leistungen  eine  Ab¬ 
stufung  gewisser  Rechte  und  Pflichten  unvermeidlich  ist1).  Darüber 
hinaus  würd  eine  führende  Stellung  im  Bundesstaate,  falls  sie  sich 
herausbilden  sollte,  tatsächlich-politischer  oder  wirtschaftlicher  oder 
kultureller  Natur,  nicht  aber  durch  das  Verfassungsrecht  bestimmt 
sein.  Damit  wird  jedenfalls  die^Möglichkeit  eines  edlen  Wettbewerbs 
in  allen  für  die  Wohlfahrt  des  deutschen  Volkes  nützlichen  Maß¬ 
nahmen  erreicht,  ohne  die  so  gefährliche  und  Gegenwirkungen  heraus¬ 
fordernde  Verankerung  der  Vormacht  eines  einzelnen  Staates  in  der  Bun¬ 
desverfassung.  Die  Abhängigkeit  der  Freistaaten  von  dem  Reich  wird 
allerdings  gesteigert,  wenn  diesem  die  Möglichkeit  eröffnet  wird,  durch 
Verfassungsänderung  Inhalt  und  Umfang  der  den  Einzelstaaten  zu- 

a)  Auch  Max  Weber  bezeichnet  „die  Beseitigung  der  hegemonialen  groß¬ 
preußischen  Struktur  des  Reichs,  welche  in  Wahrheit  die  Herrschaft  einer  Kaste 
bedeutete“,  auch  für  die  preußische  Demokratie  als  Programmpunkt,  „Gerade 
im  gegenwärtigen  Moment  müßte  jedenfalls  die  Konstituante,  um  unter  einem 
weithin  sichtbaren  Zeichen  zu  tagen,  in  einer  anderen  Stadt  als  Berlin, 
einerlei  ob  Frankfurt  oder  München,  zusammentreten.  Ihre  Aufgabe  ist  es,  eine 
Verfassung  zu  schaffen,  welche  im  Falle  des  Fortbestandes  des  Föderalismus  im 
Interesse  des  Gleichgewichts  der  Stämme  nicht  nur  die  jetzigen  formellen  Vor¬ 
rechte  Preußens  beseitigt,  sondern  zur  Kompensation  seines  bleibenden  materiellen 
Schwergewichts  staatspolitische  Gegengewichte  darbietet.“  („Die  Staatsform 
Deutschlands“  II  in  der  Frankfurter  Zeitung  vom  24.  November  1918  Nr.  326, 
Erstes  Morgenblatt.) 
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stellenden  Kompetenzen  zu  verkürzen,  wie  dies  nach  der  bisherigen 
Reichsverfassung  Art.  78  möglich  war.  Allein  auch  in  diesem  Falle 
leiten  die  Freistaaten  ihre  Rechtstellung  nicht  von  derjenigen  des 
Bundesstaates  ab,  sondern  aus  der  von  ihnen  mitgeschaffenen  Reichs¬ 
verfassung;  sie  sind  nicht  Provinzen.  Andererseits  haben  die  Erfah¬ 
rungen  der  vergangenen  Jahrzehnte  dargetan,  daß  es  notwendig  wer¬ 
den  kann,  von  Reichs  wegen  in  rückständige  Verfassungszustände  der 
Einzelstaaten  einzugreifen,  so  daß  die  an  sich  etwa  unerwünschte  Abhän¬ 
gigkeit  der  letzteren  von  der  Bundesgewalt  auch  ihre  guten  Seiten  haben 
kann.  Wie  tief  beklagenswert  war  es  doch,  daß  es  nach  der  Reichs¬ 
verfassung  unmöglich  war,  den  mecklenburgischen  Herzogtümern  auch 
nur  eine  konstitutionelle  Verfassung,  andern  Einzelstaaten  ein  freiheit¬ 
liches  demokratisches  Wahlrecht  von  Reichs  wegen  aufzunötigen!  Die 
Möglichkeit  einer  Änderung  der  einzelstaatlichen  Verfassung 
durch  die  Reichsrepublik,  sei  es  im  Wege  der  Gesetzgebung  oder 
des  Referendums,  muß  offen  bleiben.  Die  größeren  Verhältnisse 
des  Reichs,  die  Weite  seiner  politischen  Horizonte,  der  demokratische 
Charakter  der  zu  schaffenden  Reichsverfassungseinrichtungen  werden 
dafür  bürgen,  daß  es  nicht  nur  nicht  hinter  der  Entwicklung  der  Frei¬ 
staaten  Zurückbleiben,  sondern  führend  wirken  wird.  So  werden  die 
Beschränkungen  der  Souveränität  der  Freistaaten  dem  ununterbroche¬ 
nen  Fortschritt  in  politischer  und  sozialer  Beziehung  zugute  kommen. 
Daß  damit  die  Gefahr  einer  zu  schroffen  Unitarisierung  gegeben  wäre, 
ist  nicht  zu  fürchten1).  Die  deutsche  Eigenbrödelei,  der  deutsche  Son- 

l)  Die  föderalistische  Lösung  der  Verfassungsfrage  hält  Max  Weber  a.  a.  O. 
sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  Zeitlage,  aber  auch  abgesehen  von  ihr,  grundsätzlich 
für  notwendig.  In  jener  Beziehung  macht  er  geltend,  daß  die  unitarische  Lösung 
wirtschaftlich  nicht  möglich  sei,  weil  Österreich  eigene  Währung  und  Noten¬ 
bank,  heterogene  Finanzwirtschaft  und  handelspolitische  Bedürfnisse  habe; 
politisch  nicht,  weil  die  berechtigte  Eigenart  nicht  nur  Österreichs,  sondern 
auch  Bayerns  ihr  scharf  widerstreben  würde.  Es  ist  mindestens  symptomatisch, 
daß  der  bayrische  Ministerpräsident  Kurt  Eisner  am  25.  Noveber  1918  seine 
persönliche  Ansicht  dahin  kundgab,  daß  zehn  deutsche  Republiken  gegründet 
werden  müßten.  Der  Süden  müsse  ein  Gegengewicht  gegen  Berlin  und  den  Norden 
bilden.  Die  „Los  von  Berlin-Bewegung“  sei  unter  den  bayrischen  Bauern  stark. 
Man  könne  nicht  zulassen,  daß  Berlin  das  neue  Deutschland  beherrsche.  Auch 
isei  die  Errichtung  von  zehn  deutschen  Republiken  geeignet,  ein  Gegengewicht 
gegen  Berlin  herzustellen.  Auf  der  einen  Seite  müßten  die  Republiken  Bayern, 
Deutsch- Österreich  und  die  Vereinigten  Staaten  Baden,  Württemberg  und  Hessen, 
auf  der  anderen  Seite  Preußen  selbst  stehn.  Dieses  Preußen  müsse  in  drei  Repu¬ 
bliken  zerfallen.  —  Sehr  bezeichnend  ist,  daß  der  natürliche  Widerstand  gegen 
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dergeist  —  an  sich  Urgründe  mancher  unerfreulicher  Ereignisse  — 
werden  für  sie  eine  starke  Hemmung  auf  lange  Zeit  bedeuten,  zumal 
die  partikularistischen  Tendenzen  sich  neuerdings  nicht  verringert,  son- 

die  Zerstückelung  Deutschlands  durch  zu  weit  gehenden  Partikularismus  doch 
nicht«  weniger  als  Begeisterung  für  einen  krassen  Einheitsstaat  erkennen  läßt. 
So  hören  wir  eine  bürgerliche  Stimme  aus  der  sozialdemokratischen  „Rheinischen 
Zeitung“  zu  Köln  vom  27.  November  1918: 

Vom  buntscheckigen  Gebilde  des  Bundesstaates  mit  seinen  26  Ländern  bis 
zum  einförmigen  zentralisierten  Einheitsstaat  ist  ein  so  weiter  Weg,  daß  Deutsch¬ 
land  diese  Entwicklung  kaum  mit  einem  einzigen  Schritt  wird  bewältigen  können. 
Wer  gleich  alles  will,  gerät  in  große  Gefahr,  nichts  zu  erreichen. 

Schon  regen  sich  an  allen  Ecken  und  Enden  die  Pfahldorfphilister,  die  an 
Stelle  der  bisherigen  Kleinstaaterei  eine  noch  größere  setzen  möchten  und  am 
liebsten  das  bisherige  Preußen  in  ebensoviele  Republiken  auf  teilten,  als  es  bis 
jetzt  Provinzen  hatte.  Deutschland  ist  von  der  Möglichkeit  bedroht,  die  reinste 
Musterkarte  großer,  kleiner  und  kleinster  Republiken  zu  werden.  Diejenigen,  die 
in  akademischer  Starrheit  am  einförmig  gegliederten  Einheitssystem  festhalten, 
rufen  durch  ihr  Auf  reizen  landschaftlicher  Neigungen  solche  Bestrebungen  ge¬ 
wissermaßen  hervor.  Wäre  es  nicht  weit  besser,  wenn  man  den  verschiedenen 
deutschen  Stämmen  einigermaßen  entgegenkäme  und  die  Bildung  von  einigen 
großem  Staaten  ermöglichen  würde,  die  einerseits  die  Kleinstaaterei  verhindern 
könnten  und  anderseits  eine  Bürgschaft  für  die  deutsche  Einheit  wä.-en?  Es 
ließen  sieh  da  wirtschaftliche  Gesichtspunkte  mit  der  Berücksichtigung  der  Stam- 
meseigentümlichkeitn  und  der  geographischen  Lage  vereinigen.]  Wir  denken 
uns  die  Entwicklung  folgendermaßen:  von  den  bereits  festzustellenden  Ansätzen 
der  ganzen  Bewegung  sind  es  eigentlich  nur  vier  Mittelpunkte,  die  als  Kerne 
zu  deutschen  Staatenbildungen  in  Frage  kommen.  Diese  vier  Kernpunkte  sind 
der  Rhein,  die  Donau,  die  nördlichen  Meeresküsten  und  Mitteldeutschland.  In 
der  natürlichsten  Weise  ließen  sich  auf  Grund  gemeinsamer  wirtschaftlicher  und 
kultureller  Grundlagen  vier  ziemlich  gleich  große  deutsche  Republiken  bilden, 
die  sich  gegenseitig  harmonisch  ergänzen  würden,  aufeinander  angewiesen  wären 
und  die  deutsche  Einheit  aufs  wirksamste  verbürgen  könnten.  So  bekämen  wir 
folgende  Gebilde: 

1.  Die  rheinische  Republik  (Rheinland,  Westfalen,  alle  Hessen,  Rhein - 
pfalz,  Baden  und  vielleicht  Württemberg). 

2.  Die  Donaurepublik  (Bayern,  Deutschösterreich  und  Württemberg, 
falls  es  nicht  die  rheinische  Republik  vorzieht). 

3.  Die  Nord-  und  Ostseerepublik  (Oldenburg,  Hansastädte,  Schleswig- 
Holstein,  Pommern,  Ost-  und  Westpreußen). 

4.  Die  mitteldeutsche  oder  sächsische  Republik  (Hannover,  Provinz 
und  Königreich  Sachsen,  Thüringen,  Brandenburg,  Schlesien). 

Sämtliche  bisherigen  deutschen  Bundesstaaten  ließen  sich  ohne  große 
Schwierigkeiten  in  eines  dieser  vier  Gebilde  eingliedern.  Wie  naheliegend  der 
Gedanke  teilweise  ist,  beweist  das  von  Tag  zu  Tag  stärkere  Verlangen  nach  der 
rheinischen  Republik.  In  allen  vier  Republiken  sind  gleichartige  Wirtschaft- 
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dem  vermehrt  haben.  Einen  weiteren  Schutz  gegen  die  überragende 
Macht  der  Bundesstaatsgewalt  über  die  Freistaaten  werden  die  Err 
schwerungen  der  Verfassungsänderung  und  auch  die  Einführung  des 
Referendums  darstellen. 

Die  grundsätzliche  Souveränität  der  einzelnen  Freistaaten  ist  im 
Entwurf  nicht  besonders  hervorgehoben,  weil  schon  in  dem  Worte 
Freistaat  angedeutet;  für  den  Bundesstaat  ist  die  Souveränität  be¬ 
sonders  erklärt;  aber  weil  selbstvertändlich,  könnte  auch  das  Wort 
,, souverän' 4  fortgelassen  werden. 

7.  Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Deutsch¬ 
land  ist  Gesetz,  nicht  Vertrag. 

Die  in  der  Eingangsformel  von  mir  gewählte  Ausdrucks  weise,  die 
die  Gründung  der  demokratischen  Reichsrepublik  gleichzeitig  mit 
dem  Inkrafttreten  seiner  Verfassung  in  die  Erscheinung  bringt,  soll 
auch  zu  einer  Festlegung  des  Rechtszustandes  führen,  dessen  Be¬ 
deutung  in  dieser  Hinsicht  besonders  klar  wird,  wenn  man  die  Grün¬ 
dungsvorgänge  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reichs, 
wenn  auch  nur  ganz  kurz,  betrachtet.  Die  über  sie  entstandenen  Mei¬ 
nungsverschiedenheiten  und  Zweifel  bei  der  verfassungsrechtlichen 
Beurteilung  dürfen  nicht  wiederkehren. 

Nach  dem  preußisch-österreichischen  Kriege  wurde  die  Auflösung 
des  Deutschen  Bundes  anerkannt  von  Österreich  in  Art.  II  des 
Präliminarfriedensvertrages  von  Nikolsburg  vom  26.  Juli  1866,  bald 
darauf  von  den  sämtlichen  Mitgliedern  des  ehemaligen  Deutschen  Bun¬ 
des  (mit  Ausnahme  Liechtensteins),  vom  Bundestag  und  endlich 
seitens  der  europäischen  Großmächte  durch  den  internationalen  Lon¬ 
doner  Vertrag  vom  11.  Mai  1867.  Österreich  gab  außerdem  seine  Zu¬ 
stimmung  zu  einer  neuen  Gestaltung  Deutschlands  ohne  Beteiligung 
des  österreichischen  Kaiserstaates,  versprach  ferner,  das  engere  Bun- 

liche  Interessen,  geringe  Ausnahmen  im  Gesamtbilde  sind  nicht  entscheidend. 
Ferner  wird  es  bei  einigem  Nachdenken  bald  ins  Auge  springen,  in  welchem  Maße 
diese  natürlichen  Gebilde  sich  gegenseitig  ergänzen  und  verstärken,  wie  zum 
Beispiel  die  rheinische  Republik  und  die  Donaurepublik.  Der  einheitliche  deutsche 
Staatenbund,  der  daraus  entstände,  hätte  eine  weit  größere  Stärke,  als  ein  jetzt 
mit  Hast  aufgerichteter  Einheitsstaat,  gegen  den  sich  stets  auf3  neue  partikula- 
ristische,  zentrifugale  Tendenzen  richten  würden.  Im  vorliegenden  Falle  wäre 
die  Gefahr  der  Loslösung  eines  Teiles  vom  Staatsganzen  weit  geringer,  als  in 
einem  künstlichen  Einheitsstaat.  Die  Loslösung  einer  rheinischen  Republik 
vom  Staate  wäre  in  einem  solchen  Rahmen  nie  zu  befürchten. 


57 


desverhältnis  anzuerkennen,  das  Preußen  nördlich  des  Mains  begrün¬ 
den  wird.  Die  norddeutschen  Staaten  schlossen  mit  Preußen  am  18.  Au¬ 
gust  1866  ein  Schutz-  und  Verteidigungsbündnis,  das  sog.  August¬ 
bündnis,  zur  Erhaltung  der  Unabhängigkeit  und  Unlösbarkeit  sowie 
der  inneren  und  äußeren  Sicherheit  ihrer  Staaten.  Sie  verpflichteten 
sich,  eine  Bundesverfassung  unter  Mitwirkung  eines  gemeinschaftlich 
zu  berufenden  Parlaments  festzustellen.  Zu  diesem  Zwecke  versprachen 
die  Regierungen,  gleichzeitig  mit  Preußen  Wahlen  zum  Parlamente 
anzuordnen  und  letzteres  gemeinschaftlich  mit  Preußen  einzuberufen, 
ferner  Bevollmächtigte  nach  Berlin  zu  entsenden,  um  den  Entwurf  einer 
Bundesverfassung  festzustellen,  der  dem  Parlament  zur  Beratung  und 
Vereinbarung  vorgelegt  werden  sollte.  Die  von  Lab  and1)  geführte 
staatsrechtliche  Schule  nahm  mit  Recht  an,  daß  der  Augustvertrag 
nicht  den  Norddeutschen  Bund  gegründet  hat,  sondern  nur  die  Ver¬ 
pflichtung  zu  einer  Gründung  enthielt,  daß  er  nur  seine  völker¬ 
rechtliche,  nicht  seine  staatsrechtliche  Grundlage  war.  Die  Parla¬ 
mentswahlen  und  die  Einberufung  des  Parlaments  kamen  (nicht  ohne 
Schwierigkeiten)  zustande,  die  bevollmächtigten  Vertreter  aller  ver¬ 
bündeten  Staaten  traten  in  Berlin  zusammen.  Als  das  Ergebnis  dieser 
Beratungen  wurde  ein  Verfassungsentwurf  dem  auf  den  24.  Februar 
1867  einberuf enen  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  vorgelegt,  der 
ihn  am  16.  April  1867  mit  einigen  Veränderungen  annahm.  Die  Auf¬ 
fassung,  daß  die  Bundesverfassung  auf  einer  Vereinbarung  zwischen 
den  verbündeten  Regierungen  einerseits  und  dem  beratenden  Reichs¬ 
tage  andererseits  beruhe  und  nur  kraft  dieserVereinbarung  bestehe2), 
wird  von  anderer  Seite3)  mit  wichtigen  Gründen,  die  jedoch  hier  nicht 
erörtert  werden  können,  bekämpft. 

Da  dem  Reichstage  durch  die  Mehrzahl  der  einzelstaatlichen  Wahl¬ 
gesetze  nur  das  Recht  zur  Beratung  einer  Bundesverfassung  erteilt 
war,  konnte  der  Eintritt  jedes  einzelnen  Staates  in  den  Bund  nur  durch 
Annahme  der  Bundesverfassung  erfolgen.  Alle  zum  Norddeutschen 
Bunde  gehörenden  Staaten  haben  deshalb  durch  Gesetz  erklärt,  daß 


*)  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  5.  Aufl.  (1911)  Bd.  1  S.  18. 

2)  In  verschiedensten  Abschattungen:  Thudichum,  Verfassungsrecht  des 
Norddeutschen  Bundes,  1870,  S.  51;  Westerkamp,  Reichsverfassung,  S.  21 
und  28,  Binding,  Die  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes,  1889,  besonders 
S.  17,  19,  66,  dagegen  Laband  a.  a.  0.,  S.  24f.,  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht, 
1892,  Bd.  1  S.  19ff. 

3)  Laband  a.  a.  O.,  S.  24. 
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die  Bundesverfassung  in  ihren  Gebieten  am  1.  Juli  1867  in  Kraft  treten 
soll.  Dieser  Gründungsvorgang  gab  zu  der  Spaltung  der  Meinungen 
der  Verfassungsrecbtler  Anlaß.  Einige  sahen  in  der  Verfassung  nur 
einen  völkerrechtlichen  Vertrag  (so  von  Martitz,  Westerkamp, 
Seydel,  G.  Meyer)  und  ließen  die  Folgerung  zu,  daß  auch  das  Bun¬ 
desverhältnis  ein  nur  vertragsmäßiges  ist;  die  Geltung  der  Bundes¬ 
verfassung  ist  in  jenen  Staaten  mit  einem  Akte  der  Landesgesetzgebung 
zu  begründen.  Die  Mehrzahl  der  Staatsrechtslehrer  aber  „erkennt  die 
staatliche  Natur  des  Reichs  (Norddeutschen  Bundes)  an  und  legt  der 
Verfassung  den  Charakter  eines  Gesetzes  bei,  welches  für  alle  Einzel¬ 
staaten  verbindlich  sei  und  auf  einer  über  allen  stehenden  Macht, 
auf  dem  staatlichen  Willen  der  Gesamtheit  beruht“1). 

Österreich  hatte  sich  im  Prager  Frieden  auch  damit  einverstanden 
erklärt,  daßj  die,  südlich  des  Mains  gelegenen  Staaten  in  einen  Verein 
zusammentreten,  dessen  nationale  Verbindung  mit  dem  Norddeutschen 
Bunde  der  näheren  Verständigung  zwischen  beiden  Vorbehalten  bleiben 
und  der  eine  national  unabhängige  Existenz  haben  sollte.  Wie  aus  dem 
Norddeutschen  Bunde  durch  die  mit  den  süddeutschen  Staaten  ge¬ 
schlossenen  Schutz-  und  Trutzbündnisse,  durch  den  Zoll  Vereins  vertrag 
vom  8.  Juli  1867  und  durch  die  sogenannten  November  Verträge  zwi¬ 
schen  dem  Norddeutschen  Bunde  einerseits  und  hintereinander  Ba¬ 
den,  Hessen,  Württemberg  und  Bayern  andererseits  das  Deutsche  Reich 
wurde,  braucht  hier  nicht  weiter  verfolgt  zu  werden2).  Was  hier 
allein  interessiert,  ist  nur,  daß  die  durch  die  Gründungs¬ 
vorgänge  des  Norddeutschen  Bundes  und  Deutschen  Reichs  ent¬ 
standenen  rechtlichen  Zweifel  auch  für  die  politische  Be¬ 
urteilung  der  deutschen  Reichsrepublik  von  größter  Be¬ 
deutung  werden  könnten  und  deshalb  von  vornherein 
durch  die  Ausdrucksweise  der  neuen  Verfassungsurkunde 
und  die  dieser  beizugebende  Begründung  ausgeschaltet 
werden  müssen.  Das  geschieht  nicht  nur  durch  Weglassung  aller 
sprachlichen  Wendungen,  die  auf  einen  Vertrag,  eine  Vereinbarung 

1)  Laband,  a.  a.  O.,  S.  33;  siehe  Anschütz,  Enzyklopädie  der  Rechts¬ 
wissenschaft,  S,  505 ff.,  aber  auch  besonders  Hänel,  Studien  zum  Deutschen 
Staatsrechte  Bd.  1:  Die  vertragsmäßigen  Elemente  der  Deutschen  Reichs  Verfas¬ 
sung,  1873  S.  53 ff.,  75ff.  Zorn,  Staatsrecht  Bd.  1  u.  2.,  Jellinek,  Staatenver- 
bindungen  S.  301  ff.  Vgl.  auch  Wenzel,  Zur  Lehre  der  vertragsmäßigen  Elemente 
der  Reichsverfassung,  1909. 

a)  Vgl.  statt  vieler  Laband,  Staatsrecht  Bd.  1  S.  38 — 52,  Hänel,  Staats¬ 
recht  Bd.  1  S.  14 — 61. 
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beim  Gründungsakt  und  bei  der  Schaffung  der  Verfassungsurkunde 
kindeuten  könnten,  sondern  auch  durch  die  ausdrückliche  Feststellung, 
daß  es  sich  um  ein  Grundgesetz  handelt,  von  dem  die  oben  wieder¬ 
gegebenen  Worte  gelten,  daß  es  für  alle  Freistaaten  verbindlich  ist  und 
eine  über  ihnen  stehende  Macht  schafft,  den  staatlichen  Willen 
der  Gesamtheit  ausspricht.  Gesetze  können  nicht  wie  Verträge 
einseitig  aufgehoben  werden.  Die  jederzeitige  vertragsmäßige  Lös¬ 
barkeit  des  Bundesstaates  durch  den  Vertragswillen  einzelner  Staaten 
oder  gar  eines  einzigen  Freistaates  ist  damit  ausgeschlossen. 

Vom  „ewigen  Bunde“  wollen  wir  freilich  nicht  reden.  Wir  haben 
erfahren,  daß  diese  „Ewigkeit“  nur  ein  halbes  Jahrhundert  gedauert 
hat.  Wir  wissen  auch,  daß  Verfassungen  und  Staatsformen  sich  durch 
die  lebendige  Kraft  der  in  ihnen  wirkenden  schöpferischen  Energien 
und  nicht  durch  bloße  Formen  des  Rechts  erhalten;  daß  politische 
und  gesellschaftliche  Vorgänge  sie  zermürben  können  und  daß  sie  dann, 
im  Marke  hohl,  zusammenbrechen  müssen.  Also  ist  keine  Verfassung 
für  alle  Zeiten  denkbar  und  jeder  Versuch,  sie  zu  einer  absoluten  Dauer 
rechtlich  festlegen  zu  wollen,  erscheint  unfruchtbar  und  unmöglich. 
Aber  es  darf  auch  umgekehrt  nicht  vergessen  werden,  daß  in  dem 
ständigen  Hinweis  auf  die  jederzeitige  Lösbarkeit  einer  Staaten  Verbin¬ 
dung,  also  in  der  Annahme,  daß  die  Verfassung  nur  Vertrag  sei,  ein 
ganz  bedenkliches  Element  der  Zersetzung  liegen  würde,  das  die  Er¬ 
starkung  des  Reichsbewußtseins  auf  das  höchste  gefährden  müßte.  In 
der  verfassungsmäßigen  feierlichen  Feststellung  der  grundsätzlichen 
Unlösbarkeit  des  um  das  Deutsche  Volk  und  die  Freistaaten  geschlun¬ 
genen  Staatenbandes  wird  eine  Kraft  sondergleichen  liegen.  Dies  be¬ 
sonders,  wenn,  im  Gegensatz  zur  bisherigen  Reichsverfassung,  aber  in 
Übereinstimmung  mit  zahlreichen  ausländischen  und  inländischen  ein¬ 
zelstaatlichen  Verfassungen,  erschwerende  Formen  für  die  Verfassungs¬ 
änderung  eingeführt  werden.  Nach  Art.  78  Abs.  1  der  bisherigen 
Reichs  Verfassung  erfolgen  Veränderungen  der  Verfassung  im  Wege  der 
einfachen  Gesetzgebung.  Sie  gelten  als  abgelehnt,  wenn  sie  im  Bundes- 
rate  vierzehn  Stimmen  gegen  sich  haben.  Erschwerungen  der  Ver¬ 
fassungsänderung  sind  auch  in  den  Artikeln  5,  35  und  37  zugunsten 
Preußens  bei  Angelegenheiten  über  das  Militärwesen,  die  Kriegsmarine, 
die  Zölle  und  indirekten  Steuern  ausgesprochen  werden.  Wie  sich  aus 
den  weiteren  Darlegungen  unseres  Textes  ergibt,  wird  vorgeschlagen, 
diese  Sonderrechte  Preußens  zu  beseitigen,  die  Rechte  der  Freistaaten 
durch  das  Referendum  bei  Verfassungsänderungen  zu  sichern. 
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II.  Name  und  Zweck  des  Bundesstaates  insbesondere. 

1.  Als  Name  des  Bundesstaates  ist  hier  „Vereinigte  Staaten  von 
Deutschland“  gewählt  worden.  Mit  Ausnahme  der  seit  1917  die  Macht 
besitzenden  russischen  Sowjetrepublik  enthält  keine  Verfassung  der 
Welt  in  ihrem  Namen  das  Wort  „demokratisch“  oder  „sozialistisch“. 
Sieht  man  hiervon  ab,  so  befindet  man  sich  in  Übereinstimmung  mit 
einer  sachlich  gerechtfertigten  Überlieferung,  wenn  man  solche  Eigen¬ 
schaftsworte  nicht  beifügt.  Die  Staatsform  gelangt  ohnedies  in 
den  einzelnen  Verfassungsbestimmungen  notwendigerweise  klar  zum 
Ausdruck  und  die  jeweilige  zukünftige  Richtung  der  Staatspolitik 
kann,  als  eine  Funktion,  ohnedies  nicht  mit  praktischem  Erfolge 
in  einer  die  ruhende  Grundorganisation  enthaltenden  Urkunde  fest¬ 
gelegt  werden.  Daß  eine  republikanische  Verfassung  wie  die  der 
Vereinigten  Staaten  von  Deutschland,  demokratisch  ist,  versteht  sich 
von  selbst.  Das  Kennzeichen  einer  „sozialistischen“  Republik  ist  nicht 
empfehlenswert.  Wenn  auch  selbstverständlich  „sozial“  und  „soziali¬ 
stisch“  verschiedene  Dinge  sind,  so  erscheinen  doch  ihre  Grenzen 
flüssig.  Als  die  soziale  Versicherungsgesetzgebung  und  der  deutsche 
Arbeiterschutz  durchgesetzt  wurden,  hat  man  sie  als  sozialistische 
Maßnahmen  begrüßt  oder  getadelt.  Vieles  von  dem,  was  jetzt  die  aller¬ 
radikalsten  Sozialisten  fordern,  z.  B.  achtstündiger  Arbeitstag  und 
Erwerbslosenfürsorge,  ist  auch  von  denen,  die  sozial  aber  nicht  sozia¬ 
listisch  im  äußersten  Sinne  sind,  vertreten  und  jetzt  auch  schon 
durchgeführt  worden1).  Die  Verstaatlichung  der  dazu  reifen 
Wirtschaftsbetriebe  und  Unternehmungen,  die  als  wichtigste 
sozialistische  Maßnahme  ins  Auge  gefaßt  ist,  wird  von  vielen  nicht 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  marxistischen  Forderung,  sondern  der 
ausgleichenden  sozialen  Gerechtigkeit  betrachtet  und  empfunden. 
Weiterhin  ist  die  Forderung  einer  Vergesellschaftung  der  sämt¬ 
lichen  Produktionsmittel  zwar  eine  rein  sozialistische.  Aber  in 
nicht  sozialistischen  Kreisen  wird  ihr,  soweit  sie  sich  auf  alle  Pro¬ 
duktionsmittel  bezieht,  keineswegs  aus  dem  Grunde  Widerstand  ge¬ 
leistet,  weil  sie  sozialistisch  ist,  sondern  weil  man  die  freie  Wirtschaft, 
das  Vorhandensein  und  Umsetzen  von  Kapital,  das  Bestehen  der  Finanz- 

x)  Vgl.  den  Aufruf  des  Rates  der  Volksbeauftragten  an  das  deutsche  Volk 
vom  12.  November  1918  Abs.  2  (RGBl.  S.  1303)  und  Verordnung  über  Erwerbs¬ 
losenfürsorge  vom  13.  November  1918  (RGBl.  S.  1305)  nebst  Abänderung  vom 
3.  Dezember  1918  (RGBl.  S.  1401), 
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institute,  die  Leitung  von  Betrieben  durch  im  höchsten  Grade  sach¬ 
verständige,  vom  wirtschaftlichen  Interesse  bestimmte  Personen  für 
unerläßlich  im  Interesse  der  Allgemeinheit,  des  Daseins  und  Fort¬ 
schritts  der  Volkswirtschaft  hält.  Man  meint,  daß  es  ökonomische 
Gesetze  naturhafter  und  psychologischer  Art  gebe,  die  durch  keinerlei 
Rationalisierung  beseitigt  werden  können.  Für  diesen  keineswegs  ge¬ 
ringen  Teil  des  deutschen  Volkes  würde  die  unbedingte  Sozialisierung 
aller  Wirtschaftsbetriebe  (deren  für  Alle  tragische  Folge  als  unaus¬ 
bleiblich  angesehen  wird)  unerträglich,  für  ihn  müßte  die  Bezeichnung 
„sozialistisch“  im  Titel  des  Bundesstaates  der  Ausdruck  einseitiger 
Unterdrückung  sein1).  Wenn,  was  sehr  wahrscheinlich  ist,  die  voll- 


J)  Andererseits  gibt  es  Persönlichkeiten  und  Kreise,  die  keineswegs  als 
sozialistische  angesprochen  werden  können,  die  für  die  Verstaatlichung  von 
gewissen  Betrieben  und  Unternehmungen  mit  großer  Energie  und  Geisteskraft 
eintreten.  Es  sei  hier  nur  an  die  verschiedenen  Schriften  von  Walther  Rathenau 
und  an  die  gegen  Ende  November  von  der  vorläufigen  Reichsregierung  eingesetzte 
Kommission  zur  Prüfung  dieser  Frage  erinnert,  in  der  sich  auch  bürgerliche 
Nationalökonomen,  wie  die  Professoren  Ballod,  Francke  und  Lederer,  befinden. 
Professor  Max  Weber  meint  a.  a.  O.,  die  Demokratie  werde  alle  Schlagworte,  heißen 
sie  „Organisation“  oder  „freie  Wirtschaft“,  „Gemeinwirtschaft“  oder  „Durchstaat- 
lichung“  ablehnen.  Die  Bezeichnung  einer  Maßregel  als  „sozialistisch“  oder  um¬ 
gekehrt  als  „liberal“  bedeutet  ihr  weder  Empfehlung  noch  das  Gegenteil.  Für  jedes 
Teilwirtschaftsgebiet  frage  sie  ausschließlich  nach  dem  sachlichen  Ergebnis: 
wie  man  dazu  gelangt,  einerseits  die  Erwerbsgrenzen  der  breiten  Arbeitermassen 
zu  verbessern,  andererseits  die  Ausgiebigkeit  der  Bedarfsversorgung  der  Gesamt¬ 
bevölkerung  zu  erhöhen. 

Einer  der  Verwalter  des  preußischen  Finanzministeriums,  Simon,  erklärte 
am  25.  November  1918  einem  Schriftleiter  der  Deutschen  Allgemeinen  Zeitung 
über  das  Problem  der  Vergesellschaftung  u.  a.: 

„Schon  die  Tatsache,  daß  die  Regierung  eine  besondere  Kommission  wählte, 
worin  hervorragende  deutsche  Volkswirte,  und  zwar  sowohl  Männer  des  prak¬ 
tischen  Wirtschaftslebens  als  auch  der  Wissenschaft  sitzen,  beweist  deutlich, 
daß  Experimente,  wie  sie  in  Rußland  vorgenommen  wurden,  vermieden 
werden  sollen,  daß  insbesondere  gefährliche  Überstürzungen  verhindert  werden. 
Als  oberste  Forderung  sehe  er  die  ununterbrochene  Fortführung  der 
Produktion  an.  Es  wird  besonderer  Wert  darauf  zu  legen  sein,  daß  durch  die 
Vergesellschaftung  keine  Unterbrechung  der  bisherigen  Tätigkeit  eintritt,  denn  wir 
haben  alle  das  gleiche  Interesse  an  der  bisherigen  Höchstleistung.  Wir  müssen 
nicht  nur  einheitlich  organisierte  Produktion  einführen,  sondern  zugleich  ein  gut¬ 
durchdachtes  System,  das  bei  kleinstem  Aufwand  die  höchsten  Erträge  gibt. 
An  Stelle  der  Verschwendung,  die  bisher  getrieben  wurde,  muß  eine  rationelle 
Ausnutzung  aller  Möglichkeiten  treten.  Das  Zeitmaß  wird  so  sehr  beschleunigt 
wie  nur  möglich,  denn  Arbeiter  und  Unternehmer  haben  das  gleiche  Interesse, 
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ständige  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  nicht  gelingt,  oder 
sich  nur  kurze  Zeit  um  den  Preis  unabsehbaren  Elendes  aufrecht  er¬ 
halten  ließe,  so  würde  jenes  Eigenschaftswort  „sozialistisch“  im  Namen 
des  deutschen  Bundesstaates  auch  den  Tatsachen  widersprechen. 

daß  Klarheit  darüber  geschafft  werde,  in  welcher  Weise  die  Produktion  organisiert 
werden  soll.  Man  solle  nur  die  Betriebe  vergesellschaften,  die  dazu 
reif  sind.  Man  habe  mit  Recht  von  einer  Verstaatlichung  der  Waffenindustrie, 
von  einer  Sozialisierung  der  Elektrizitätsindustrie  gesprochen.  So  werde 
man  insbesondere  daran  denken,  die  Stromgewinnung  für  den  Staat  nutzbar  zu 
machen.  Alle  Monopolprodukte,  wie  Kohle,  Kali  usw.  gehören  unter  allen 
Umständen  der  Allgemeinheit.  Gedacht  werde  in  erster  Reihe  an  großzügige 
Reform  der  Bodenverteilung,  ferner  zum  Beispiel  an  rationellere  Ausnutzung 
der  Zementindustrie,  Ziegeleien  u.  dgl.,  von  welcher  der  gesamte  Baumarkt 
den  größten  Nutzen  haben  wird.  Auch  könne  man  erwägen,  gewisse  Formen  des 
Großhandels  der  Allgemeinheit  nutzbar  zu  machen,  sei  es  in  Form  von  Handels¬ 
monopolen  oder  von  besondern  Staats-  und  Verteilungsstellen.  Am  leichtesten 
■werde  Sozialisierung  dort  vor  sich  gehen,  wo  es  sich  um  den  Ersatz  von  Privat¬ 
monopolen  durch  Staatsmonopole  handelt,  wie  zum  Beispiel  in  der 
chemischen  Industrie.  In  Betracht  kommen  nur  solche  Betriebe,  wobei 
in  sicherer  Aussicht  steht,  daß  ein  Gewinn  erzielt  wird.  Die  großen  Gehälter  für 
leitende  Persönlichkeiten  werden  sich  ohne  Gefahr  für  die  Leistungsfähigkeit  der 
Betriebe  senken  lassen  zugunsten  einer  bessern  Entlohnung  der  Arbeiter  und 
Angestellten.  Die  revolutionäre  Regierung  denke  gar  nicht  an  Gewalt¬ 
maßregeln.  In  Betracht  komme  nur  Enteignung,  keine  Konfiskation.  Bei 
jedem  Unternehmen  werde  eine  Entschädigung  von  Fall  zu  Fall  festgesetzt  werden. 
Sei  der  Wert  festgesetzt,  dann  solle  man  eine  besondere  Anleihe,  eine  Nationali- 
sierungsanleihe,  schaffen,  deren  ausschließlicher  Zweck  ist,  dem  Staate  die  Mittel 
zu  geben,  die  er  zur  Durchführung  des  Vergesellschaftungsprogramms  braucht. 
Im  Interesse  der  breiten  Massen  werden  ferner  als  sozialistische  Maßnahmen  für 
unbedingt  notwendig  gehalten  der  Abbau  der  indirekten  Steuern  und  die 
Erhöhung  der  Einkommen-  und  Vermögenssteuern.  Ferner  müsse  das  Erbrecht 
im  weitesten  Maße  reduziert  werden,  so  daß  auf  diese  Weise  schon  automatisch 
die  großen  Kapitalien  beseitigt  werden.  Die  Sozialisierung  dür  fte  eine  Reichs - 
angelegenheit  bleiben,  denn  sonst  ist  eine  einheitliche,  zielbewußte  Wirt¬ 
schaftspolitik  undurchführbar.“  —  Übrigens  wird  mit  Recht  zu  sagen  sein,  daß 
die  Forderung  einer  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  rein  negativ  ist, 
nur  die  Verneinung  des  Kapitalismus  bedeutet.  Weder  Marx  noch  Kautskj 
haben  klar  gesagt,  wie  das  kapitalistische  Privateigentum  von  Grund  und  Boden, 
Gruben  und  Bergwerken,  Rohstoffen,  Werkzeugen,  Maschinen  und  Verkehrs¬ 
mitteln  in  gesellschaftliches  Eigentum  verwandelt  werden  soll.  Ist  es  die  Ver¬ 
staatlichung,  so  wäre  das  „in  so  doktrinärer  Verallgemeinerung  nichts  anderes 
als  endgültige  und  töt liehe  Bürokratisierung.  Es  wä  e  die  Ausschaltung 
des  Unternehmers  aus  der  Wirtschaft  —  nicht  etwa  nur  die  Ausschaltung  des 
ausbeutenden  Kapitalisten,  sondern  vielmehr  die  Ausschaltung  des  unterneh¬ 
menden  Menschen,  des  Menschen  mit  Initiative,  mit  Wagemut,  mit  Führer- 
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2.  Mit  diesen  Ausführungen  ist  schon  auf  den  Zweck  der  Ver¬ 
einigten  Staaten  von  Deutschland  eingegangen. 

A.  Der  neue  Bundesstaat  soll  das  allgemeine  Wohl  fördern, 
nicht  das  einzelner  Klassen,  Schichten,  Stände;  es  soll  geschehen  im 
Sinne  ausgleichender  sozialer  Gerechtigkeit,  ohne  Unterdrückung  irgend¬ 
einer  Gruppe.  Das  Ziel  kann  nur  das  Gleichgewicht  aller  politischen, 
gesellschaftlichen  und  sittlichen  Kräfte  sein.  Jeder  wirtschaftliche, 
soziale,  kulturelle  Werte  schaffende  Volksteil  soll  sich  so  viel  an  Macht 
und  Einfluß  erwerben,  behalten  und  sichern,  als  ihm  unbeschadet  der 
Macht  und  des  Einflusses  der  andern  Volksteile  belassen  werden  kann. 

B.  Die  Wahrung  der  äußeren  und  inneren  Sicherheit  des 
Bundesstaates,  der  damit  als  geschlossenes  Gemeinwesen  dem  Auslande 
gegenübertritt  und  sich  in  den  zu  bildenden  Völkerbund  eingliedert, 
aber  auch  der  einzelnen  Freistaaten  und  aller  seiner  Angehörigen,  wird 
als  weiterer  Zweck  hervorgehoben.  Schutz  nach  außen  wie  nach  innen 
kann  kein  Staat  entbehren,  will  er  nicht  die  Beute  eroberungslüsterner 
Nachbarstaaten  oder  der  inneren  Zuchtlosigkeit  werden.  Der  demokra¬ 
tische  und  republikanische  Charakter  des  Bundesstaates  bürgt  dafür, 
daß  die  ihm  zur  Verfügung  zu  stellenden  Mittel  für  diesen  Zweck  nie¬ 
mals  zur  politischen  oder  wirtschaftlichen  oder  geistigen  Knechtung 
führen  werden.  Die  Wendung,  daß  auch  die  äußere  und  innere 
Sicherheit  aller  Angehörigen  des  Bundesstaates  zu  seiner  Aufgabe 
gemacht  wird,  bringt  dies  noch  besonders  zum  Ausdruck. 

C.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Deutschland  stellen  einen  Kechts- 
staat  dar.  Dies  kommt  in  vier  Beziehungen  zum  Vorschein. 

freude,  die  zwar  gewiß  und  vielfach  zuerst  den  materiellen  Gewinn  als  Ziel  erstrebt, 
für  den  aber  nebenher,  und  um  so  mehr,  jo  mehr  er  eben  selber  ist,  das  Verlangen 
nach  Verantwortung,  nach  Macht,  nach  Leistung  und  Erfolg  den  immer  vorwärts 
drängenden  Antrieb  zu  höchster  Kraftanstrengung  und  zu  höchster  Tatkraft 
bildet.  Diese  Art  von  Unternehmer  kann  keine  Verbeamtung,  auch  eine  soziali¬ 
stische  nicht,  ersetzen“.  (Vgl-  die  vorzüglichen  Aufsätze:  „Der  Staat  des  sozialen 
Rechts,  Leitsätze  für  eine  demokratische  Wirtschaftspolitik“  in  der  Frankfurter 
Zeitung  v.  23.,  26.,  27.  Nov.  1918  je  I.  Morgenblatt,  wo  vor  allem  die  Fragen 
demokratischer  Boden-,  Industrie-  und  Bankpolitik  erörtert  werden.)  Das  spezi¬ 
fisch  Sozialistische  verflüchtigt  sich  immer  mehr  und  häufiger  und  stärker  werden 
die  Berührungspunkte  der  praktisch  Mögliches  erstrebenden  Sozialistenführer 
und  der  auf  Erreichbares  abzielenden  Demokraten,  denen  Verstaatlichungs¬ 
ideen  keineswegs  fremd  sind,  nur  daß  sie  sich  nicht  in  unterschiedlosem  Doktri¬ 
narismus  vor  sachlichen  Hindernissen  verschließen.  Auf  der  Linie  der  „für 
die  Verstaatlichung  reifen  Betriebe“  liegt  die  Hoffnung  auf  eine 
Verständigung. 
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a)  Der  Bundesstaat  hat  den  Zweck,  seine  eigene  Verfassung  und 
damit  die  Republik  und  die  Demokratie  zu  gewährleisten.  Aber  er 
muß  auch  der  Bürge  sein 

b)  für  die  Verfassungen  jedes  einzelnen  Freistaates.  Zu  diesem 
Behufe  muß  er  mit  genügender  Macht  ausgestattet  sein,  um  die  repu¬ 
blikanische  Verfassungsform  in  jedem  seiner  Staatsglieder  zu  sichern, 
wenn  nötig  zu  schaffen  und  zu  fördern,  Verfassungsstreitigkeiten  zu  er¬ 
ledigen  und  mit  allen  gesetzlichen  Mitteln  die  Gleichartigkeit  der  Ver¬ 
fassungsentwicklung  und  des  Verfassungslebens  in  der  Gesamtrepublik 
und  in  den  Freistaaten  herzustellen  und  zu  erhalten. 

c)  Der  Rechtsstaat  ist  bisher  unvollständig  durchgeführt  worden. 
Es  ist  Sache  des  Bundesstaates,  ihn  zu  verwirklichen  und  ihm  Dauer 
zu  verleihen.  Neben  der  Selbstverwaltung  auf  allen  Gebieten  der 
staatlichen  und  gemeindlichen  Vollziehung  (Verwaltung),  aber  auch 
in  andern  öffentlich-rechtlichen  Körperschaften1)  muß  der  Schutz 
gegenüber  der  —  grundsätzlich  auf  dem  Boden  des  Rechts  stehen¬ 
den  —  Verwaltung  gewährleistet  und  ausgebaut  werden  (Verwal¬ 
tungsgerichtsbarkeit,  Beschwerdeverfahren  usw.).  Für  die  Pflege  des 
Rechts  auf  dem  Gebiete  des  bürgerlichen  und  Strafrechts  muß  in  Or¬ 
ganisation  und  Funktion  alles  im  Sinne  demokratischer  und  sozialer 
Erneuerung  getan  werden,  auch  die  Strafvollstreckung  muß  von  die¬ 
sem  Geiste  durchdrungen  sein. 

d)  Hand  in  Hand  damit  geht  die  Schaffung  einer  von  staat¬ 
lichem  Eingriff  freien  Rechtssphäre,  wie  sie  schon  bisher, 
wenn  auch  unzulänglich,  durch  die  sogenannten  Grundrechte  ab¬ 
gegrenzt,  durch  eine  nachfolgende  Verwaltungsgesetzgebung  und  Ver¬ 
waltungsübung  vielfach  eingeschränkt  worden  ist.  Ein  Zustand  weit¬ 
gehender  Freiheit  vom  Staate,  besonders  in  allen  die  persönlichste 
Lebensbetätigung  und  individuelle  Kultur  betreffenden  Fragen  muß 
verfassungsmäßig  gesichert  werden.  Desto  eher  wird  es  dann  möglich 
sein,  die  dringend  notwendige  Erhöhung  des  Gemeinschaftsgefühls  und 
Gemeinschaftsgeistes  im  Sinne  erweiterter  Pflichten  gegenüber  dem 
Staate  auf  allen  Gebieten  zu  erreichen,  die  außerhalb  der  höchst¬ 
persönlichen  Lebensbetätigung  liegen.  Das  Nötige  hierüber  wird 
bei  den  Grundrechten  zu  sagen  sein.  In  dem  wohlausgebauten 

x)  Dieser  Gedankengang  berührt  sich  mit  der  Forderung  der  Demokrati¬ 
sierung  aller  Verwaltungskörperschaften,  die  die  vorläufige  preuß. 
Regierung  in  ihrem  Aufruf  an  das  Volk  vom  12.  November  1918  aufgestellt  hat. 
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Rechtsstaat  wird  die  Freiheit  und  Gleichheit  aller  Bürger  ausreichend 
geschützt  sein. 

Die  Folgerungen  aus  der  Aufnahme  dieser  Zwecke  lassen  sich 
leicht  ableiten.  Insbesondere  bedeuten  sie  einen  Vorrang  des  Bun¬ 
desstaates  gegenüber  den  Freistaaten,  soweit  es  sich  um 
Durchsetzung  jener  Zwecke  für  alle  Angehörigen  auf  deutschem  Boden 
handelt,  also  nicht  Angelegenheiten  in  Frage  stehen,  deren  örtlicher 
Charakter  oder  berechtigter  parti kularistischer  Einschlag  die  Zustän¬ 
digkeit  der  Gesamtrepublik  ausschließt  und  die  des  Freistaates  be¬ 
gründet1). 

III.  Zum  ersten  Hauptteil  des  Entwurfs  über  die  Staatsgewalt. 

A.  Souveränität  und  Gesetzgebung. 

Der  §  1  löst  auf  die  einfachste  Weise  die  Frage  nach  der  Sou¬ 
veränität.  Als  Inhaber  aller  Staatsgewalt,  von  dem  alle  Befugnisse 
ihren  Ursprung  nehmen,  wird  das  Deutsche  Volk  erklärt.  Das  hat 
staatsrechtlich  negative  und  positive  Bedeutung.  Jene  insofern,  als 
kein  Organ  des  Reichs,  weder  die  Bundesversammlung  als  Ganzes  noch 
die  Nationalversammlung,  noch  das  Staatenhaus,  auch  nicht  die  Ge- 


J)  Die  Verfassungsurkunde  des  Deutschen  Reichs  hat  in  ihrer  Einleitungs¬ 
formel  als  Zweck  bezeichnet:  den  Schutz  des  Bundesgebiets  und  des  innerhalb 
desselben  gültigen  Rechts,  sowie  die  Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen  Volkes. 
Meine  Formulierung  geht  über  diese  in  manchen  Punkten  hinaus.  Die  Verfassung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  wird  folgendermaßen  eingeleitet:  „Wir 
das  Volk  der  Vereinigten  Staaten,  von  der  Absicht  beseelt,  einen  vollkommneren 
Bund  zu  schließen,  Gerechtigkeit  zu  befestigen,  innere  Ruhe  zu  gewährleisten,  für 
die  gemeinsame  Verteidigung  zu  sorgen,  das  Gemeinwohl  zu  fördern  und  uns  und 
unsern  Nachkommen  die  Segnungen  der  Freiheit  zu  sichern,  verordnen  und  setzen 
diese  Verfassung  für  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.“  Die  Bundes¬ 
verfassung  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  29.  Mai  1874  beginnt, 
wie  folgt:  ,,Im  Namen  Gottes  des  Allmächtigen!  Die  schweizerische  Eidgenossen¬ 
schaft,  in  der  Absicht,  den  Bund  der  Eidgenossen  zu  befestigen,  die  Einheit,  Kraft 
und  Ehre  der  schweizerischen  Natur  zu  erhalten  und  zu  fördern,  hat  nachstehende 
Bundesverlassung  angenommen.“ 

Natürlich  steht  nichts  entgegen,  die  in  der  von  mir  vorgeschlagenen  ein¬ 
leitenden  Formel  enthaltenen  Gedanken,  deren  Tragweite  die  obigen  Darlegungen  zu 
I.  und  II.  erkennen  lassen,  in  die  Verfassungsurkunde  selbst  einzuarbeiten. 
Doch  dürfte  das  Verfahren  meines  Entwurfes  aus  politischen  und  systematischen 
Gründen  vorzuziehen  sein. 

Stier-Somlo:  Verfassungsentwurf. 
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samtheit  der  Freistaaten  als  Einheit,  ebensowenig  das  Staatsoberhaupt 
(Präsident,  Obmann)  als  die  Quelle  aller  Staatsgewalt  im  Bunde  gelten 
sollen.  Positiv  bedeutet  es,  daß  die  letzte  Entscheidung  das  Volk 
besitzt.  Bei  unausgleichbaren  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Bun¬ 
desversammlung  oder  der  National  Vertretung  oder  dem  Staatenhause 
einerseits,  der  Regierung  andererseits  hat  das  Volk  ebenso  das  letzte 
Wort  zu  sprechen,  wie  bei  Streitigkeiten  zwischen  den  beiden  Teilen 
der  Bundesversammlung.  Differenzen  zwischen  dem  Präsidenten  und 
der  Bundesversammlung  oder  einem  ihrer  Teile  (Nationalversammlung 
oder  Staatenhaus)  werden  verfassungsmäßig  von  vornherein  durch  die 
Verteilung  der  Kompetenzen  ausgeschaltet.  Auch  bei  Verfassungs¬ 
streitigkeiten  innerhalb  der  Freistaaten  wird,  wenn  der  verfassungs¬ 
mäßig  vorgesehene  Ausgleich  nicht  bewerkstelligt  werden  kann,  an 
das  Volk  appelliert.  Die  Einrichtung  des  Referendums  gibt  ihm  weitere 
Befugnisse.  Vielleicht  ist  auch  grundsätzlich  bei  allen  Zweifeln  über  die 
Zuständigkeit,  falls  diese  auf  anderem  verfassungsmäßigen  Wege  in 
friedlicher  Weise  nicht  behoben  werden  können,  die  Volksabstimmung 
vorzusehen.  Im  Texte  des  Entwurfs  ist  nur  die  Verfassungsänderung 
hervorg3hoben. 

Zu  §2. 

Die  gesetzgebende  Gewalt,  deren  Inhalt  und  Umfang  weiter  unten 
(s.  §§  5 — 9,  S.  70 — 80)  angegeben  wird,  übt  das  Volk  durch  die  Bundes¬ 
versammlung  aus,  die  sich  aus  der  Nationalversammlung1)  und  dem 
Staatenhause  zusammensetzt.  Jene  ist  das  unitarische,  dieses  das  parti- 
kularistische  (föderative)  Element.  Die  gesetzgebende  Gewalt  erfährt 
jedoch  eine  Einschränkung  durch  das  dem  Volke  gewährte  Referendum 
und  die  Initiative  (Anregung). 

B.  Rechtsprechung. 

Zu  §3. 

a)  Hinsichtlich  der  rechtsprechenden  Gewalt  bedarf  es  gegen¬ 
über  dem  Zustande  im  bisherigen  Deutschen  Reich  keiner  grundsätz¬ 
lichen  Änderung.  Doch  wurde  die  (auch  in  dem  Gerichtsverfassungs¬ 
gesetz  §  1,  Art.  86  preuß.  VerfUrk.,  bolg.  VerfUrk.  Art.  107  usw.  ent¬ 
haltene)  Fassung:  ,,Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Namen  des  Königs 

l)  Natürlich  ist  hier  nicht  die  konstituierende  Nationalversammlung 
gemeint,  die  die  neue  Reichsverfassung  schaffen  soll,  sondern  die  durch  diese  zu 
dauernder  Wirksamkeit  berufene  Nationalversammlung. 
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(bzw.  des  Großherzogs  usw.,  des  Reichs)  durch  unabhängige,  keiner 
anderen  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unterworfenen  Gerichte  ausgeübt“, 
in  zwei  Beziehungen  geändert.  Einmal  wird  natürlich  in  Zukunft  nur 
im  Namen  des  Volkes  Recht  gesprochen  werden.  Sodann  wird  im 
Entwurf  statt  „Gesetz“  mit  Vorbedacht  „geltendes  Recht“  gesagt.  Es 
soll  hier  einer  großen  und  berechtigten  Bewegung  in  der  Rechtswissen¬ 
schaft  und  Rechtsprechung  Rechnung  getragen  werden,  die  dem  Richter 
eine  rechtsschöpferische  Tätigkeit  zuweist,  so  daß  er  auch  dort, 
wo  kein  geschriebenes  Gesetz  zur  Verfügung  steht,  zu  entscheiden  hat, 
wenn  immer  sein  Urteil  (Entscheidung,  Beschluß,  Verfügung)  sich  als 
geltendes  Recht  erkennen  läßt.  Mag  man  die  Tendenzen  und  Ziele  der 
sogenannten  freien  Rechtsschule,  die  sich  übrigens  mannigfach  ab¬ 
schatten,  als  zu  weitgehend,  als  bedenklich  oder  gefährlich  ansehen: 
jedenfalls  bringt  sie  den  alten  und  immer  wieder  neuen  Gesichtspunkt 
zu  scharfem  Ausdruck,  daß  die  Justiz  sich  in  der  schablonenhaften  An¬ 
wendung  des  gegebenen  Rechts  schon  deshalb  nicht  voll  auswirken 
kann,  weil  dieses  auf  die  vielen  neu  auf  tauchenden  Lebensverhältnisse 
nicht  anwendbar  ist  oder  stark  lückenhaft  erscheint.  Die  Zulässigkeit 
des  richterlichen  freien  Ermessens  zeigen  gewisse  Bestimmungen  des 
geltenden  Rechts.  Es  genügen  hier  einige  Hinweise  auf  das  BGB.,  wo 
z.  B.  die  Entscheidung  abgestellt  wird  auf  die  „Umstände  des  Falles“ 
(§§  151,  328,  612,  638),  die  „Würdigung  des  Falles“  (§  119),  auf  „Treu 
und  Glauben“  (§§  157,  242),  die  Verkehrssitte  (§§  151  Abs.  2,  157,  242), 
die  vorsätzliche  g  gen  die  guten  Sitten  verstoßende  Schadenszufügung 
und  das  Schikaneverbot  (§§  826,  226);  von  der  „Angemessenheit“  ist  in 
dem  BGB.  fünfundvierzigmal  die  Rede.  Abgesehen  jedoch  von  aus¬ 
drücklichen  Hinweisen  des  Gesetzes  kann  das  freie  Ermessen  dem 
Richter  ferner  nicht  versagt  werden,  wenn  er  in  dem  geschriebenen 
Rechte  eine  Reihe  von  Bestimmungen  vorfindet,  denen  er  den  kon¬ 
kreten  Inhalt  nach  Lage  der  Umstände  bei  der  Rechtsanwendung 
geben  soll.  Wenn  es  z.  B.  im  Gewerberechte  vielfach  auf  die  „Zuver¬ 
lässigkeit“  eines  die  Konzession  Nachsuchenden,  in  der  RVO.  auf  die 
„Leistungsfähigkeit“  eines  Arb- itgebers  ankommt,  so  muß  hier  dei 
Richter  fr  i  entscheiden.  Dass  lbe  gilt  bei  Zweifeln  darüber,  welche 
Normen  der  R  chtsordnung  anzuwenden  sind.  Nicht  minder  hat  das 
freie  Ermessen  Platz  zu  greifen,  wenn  zwar  der  Rechtssatz  unzweifelhaft 
anzuwenden  ist,  aber  hinsichtlich  der  Rechtsfolgen  mehrere  Möglich- 
k  iten  sich  eröffnen,  z.  B.  b  i  der  Bemessung  der  Strafe.  Somit  ist  also 
das  der  Justiz  eigentümliche  Moment  der  strengen  Bindung  an  das 
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Gesetz  durchbrochen.  Zwar  liegt  diese  Bindung  vor,  aber  sie  ist  ein- 
geschlossen  in  dem  Erfordernis  der  Rechtgemäßheit.  Die  Bindung 
des  Richters  an  das  Recht  ist  eine  unantastbare  Regel,  aber  das  ge¬ 
schriebene  Gesetz  versagt  oft;  wo  das  der  Fall  ist,  tritt  das  freie  Er¬ 
messen  bei  der  rechtsprechenden  Tätigkeit  in  Zivil-,  Straf-  und  Ver¬ 
waltungsgerichtssachen  in  sein  Recht.  Jedesmal  ist  aber  das  freie  Er¬ 
messen  nur  ein  Mittel  zur  Herstellung  einer  rechtgemäßen  Entschei¬ 
dung,  niemals  eine  Handhabe,  den  Richter  über  den  Gesetzgeber  zu 
stellen,  neue  Rechtsnormen  zu  schaffen,  die  nicht  in  der  Richtung 
und  Fortsetzung  der  bisherigen  bereits  festgelegten  Linie  liegen.  Der 
Richter  darf  nicht  Gesetzgebungs  politik  treiben,  sich  nicht  über  den 
Gesetzgeber  stellen.  Sind  die  Gesetze  unzweckmäßig  oder  schädlich, 
so  müssen  sie  in  den  verfassungsmäßig  vorgesehenen  Formen  ab¬ 
geändert  oder  beseitigt  werden.  So  lange  sie  aber  bestehen,  muß  sie 
der  Richter  an  wenden;  er  darf  nicht  neues  Recht  gegenüber  dem  be¬ 
stehenden  setzen.  Die  Mittel,  die  zur  Erfüllung  des  Erfordernisses 
der  Rechtgemäßheit  anzuwenden  sind,  sind  mannigfache.  Eines  der 
wichtigsten  ist  aber  die  Erkenntnis  der  Grundlinien  und  Grundgedanken, 
die  das  ganze  Rechtssystem  beherrschen  und  die  auch  richtunggebend 
sind  für  die  Entscheidung  in  den  Fällen,  in  denen  das  Gesetz  dem 
Wortlaute  nach  wirklich  oder  scheinbar  versagt.  Aber  nicht  nur  Ge¬ 
setz,  auch  Gewohnheitsrecht,  Satzung  und  Gerichtsgebrauch  kann  zur 
Anwendung  kommen.  All  dies  wird  durch  die  Formel  des  Entwurfes 
gedeckt,  daß  der  Richter  nur  dem  geltenden  Rechte,  diesem  aber 
unbedingt,  unterworfen  ist.  Dagegen  ist  die  bisher  übliche  Formu¬ 
lierung,  die  es  nur  auf  das  Gesetz  abstellt,  unzureichend. 

b)  Insoweit  der  Grundsatz,  daß  die  rechtsprechende  Gewalt  unab¬ 
hängigen  Richtern  zusteht,  die  Frage  der  Trennung  von  Justiz 
und  Verwaltung  und  den  Ausschluß  der  sogenannten  Kabine ttsjustiz 
verfassungsmäßig  erledigen  wollte,  ist  heute  zu  sagen:  mit  dem  Fort¬ 
fall  der  Monarchie  ist  der  letzterwähnte  Punkt  gegenstandlos  gewor¬ 
den.  Über  die  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  aber  denkt  man 
in  der  Gegenwart  anders  als  früher,  weil  einerseits,  wie  soeben  fest¬ 
gestellt,  die  Justiz  das  Element  des  freien  Ermessens,  das  ursprünglich 
nur  der  Verwaltung  eigentümlich  war,  auf  genommen  hat,  anderseits 
die  Verwaltung  eine  immer  stärkere  Bindung  durch  das  Gesetz  ,,im 
Sinne  jeder  Rechtsnorm“  erkennen  läßt.  Das  übliche  materielle  Ent¬ 
scheidungsmerkmal  der  Verwaltung  gegenüber  der  Justiz  kann  man 
nicht  mehr  in  der  Herrschaft  des  Gedankens  von  der  Zweckmäßigkeit, 
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Staatsnotwendigkeit  usw.  allein  finden;  denn  das  justizielle  Moment  der 
Rechtsgebundenheit  greift  bis  zu  einem  weitgebenden  Maße  auch  bei 
der  Verwaltung  Platz.  Freilich  geschieht  dies  nicht  in  einem  ausschließ¬ 
lichen  Sinne,  weil  eben  die  Rechtsstaatsidee  als  politisches  Prinzip  sich 
noch  nicht  überall  in  Rechtsformen  umgesetzt  hat.  Immerhin  ist  der 
Widerspruch  lösbar,  der  darin  liegt,  daß  einerseits  die  Verwaltung  im 
modernen  Rechtsstaat  unter  der  Rechtsordnung,  also  unter  dem 
,, Gesetze“  steht,  andererseits  der  Anerkennung  des  Grundsatzes  des 
freien  Ermessens  nicht  entbehrt,  im  Gegensätze  zur  Justiz,  die  die  Wah¬ 
rung  der  Rechtsordnung  zur  Aufgabe  hat  und  außerhalb  dieses 
Zieles  liegende  Zweckmäßigkeitsgründe  nicht  kennen  darf.  Nur  wo 
das  Gesetz  nicht  nur  Mittel  zum  Zweck,  sondern  Schranke  der  Ver¬ 
waltung  ist,  erscheint  der  Rechtsstaat  in  vollem  Sinne  durchgeführt. 
Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  waltet  zwar  nicht  Gesetzlosigkeit,  es  sind 
aber  die  Schranken  des  Ermessens  mehr  oder  minder  weit  hinaus¬ 
gezogen.  Der  Spielraum  der  Verwaltungstätigkeit  ist  noch  ein  großer, 
für  viele  Fälle  sind  nur  allgemeine  Rechtsgrundsätze  vorhanden 
und  maßgebend.  Für  die  Justiz  kann  das  freie  Ermessen  nur  Aus¬ 
nahme,  nicht  aber  beherrschender  Grundsatz  sein,  der  Verwaltung 
wohnt  es  jedoch  ihrer  Natur  nach  inne. 

Wird  auf  diese  Weise  deutlich,  daß  es  sich  nicht  nur  um  ein  schweres, 
sondern  auch  um  ein  erst  in  der  Entwicklung  befindliches  Problem 
handelt,  so  scheint  es  mir  nicht  nötig  und  nicht  zweckmäßig,  seine 
Lösung  in  der  Verfassungsurkunde  zu  versuchen. 

C.  Vollziehung  (Verwaltung). 

Zu  §  4. 

Die  vollziehende  Gewalt  ist  der  Regierung  (Ministerium,  Ka¬ 
binett)  unter  verfassungsmäßiger  Mitwirkung  des  Oberhaupts  der 
Reichsrepublik  zugewiesen.  Gemeint  ist  die  Verwaltung  im  engeren 
Sinne,  jene  Staatstätigkeit,  die  unter  der  Gesetzgebung  und  außer¬ 
halb  der  Rechtsprechung  vor  sich  geht.  Der  Ausdruck  „vollziehende 
Gewalt“  ist  hergebracht  und  kann  ruhig  beibehalten  werden,  wenn 
auch  die  „Verwaltung“  keineswegs  nur  Gesetzes  Vollziehung  ist,  sondern 
auch  schöpferischen  Charakter  trägt.  Die  Ausführungen  über  das  freie 
Ermessen  haben  dies  annähernd  klargestellt.  In  welcher  Weise  die  voll¬ 
ziehende  Gewalt  zwischen  dem  Ministerium  und  dem  Staatsoberhaupte 
zu  verteilen  ist,  wird  in  den  §§  25—37  des  Entwurfs  geregelt. 
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D.  Der  Weg  der  Reiclisgesetzgebung. 

Zu  §  5. 

a)  Mit  dieser  Vorschrift  beginnt  die  Einzelregelung  über  die  Aus¬ 
übung  der  Staatsgewalten.  Nach  der  bisherigen  Reichsverfassung  Art.  5 
Satz  1  wurde  die  Reichsgesetzgebung  ausgeübt  durch  den  Bundesrat 
und  den  Reichstag.  An  die  Stelle  jenes  ist  als  Repräsentant  der  Frei¬ 
staaten  das  Staatenhaus  zu  setzen,  an  die  Stelle  des  Reichstages  die 
Nationalversammlung.  Nach  wie  vor  wird  hier  der  Gedanke  der 
Durchsetzung  sowohl  des  unitarischen  wie  des  partikularisti sehen 
Prinzips  bzw.  die  Herstellung  eines  Gleichgewichts  zwischen  beiden 
verfolgt.  Während  aber  nach  der  bisherigen  Reichsverfassung  (daselbst 
Satz  2)  die  Übereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versamm¬ 
lungen  zu  einem  Reichsgesetz  erforderlich  und  ausreichend  war,  ist 
hier  im  Entwurf  eine  teilweise  andere  Ordnung  vorgeschlagen,  die  sich 
an  Art.  I  Sekt.  7,  2  der  Nordamerikanischen  Bundesverfassung  anlehnt. 
Eine  dem  Reichstag  wenig  günstig  gesinnte  und  auf  die  Stärkung  der 
Macht  der  verbündeten  Regierungen  bewußt  oder  unbewußt  ausgehende 
staatsrechtliche  Auffassung  hatte  die  Lehre  von  der  Sanktion  des  Bundes¬ 
rates  erfunden;  sie  erklärt,  trotz  des  Wortlauts  im  Art.  5  der  Reichs¬ 
verfassung,  daß  die  Mehrheitsbeschlüsse  von  Bundesrat  und  Reichstag 
nicht  ausreichend  seien,  es  vielmehr  noch  der  Sanktion  des  Bundesrats 
bedürfe,  der  der  eigentliche  Gesetzgeber  sei.  Es  lohnt  sich  heute  nicht 
mehr,  diese  irrtümliche  Auffassung,  die  die  verfassungsmäßig  aus¬ 
gesprochene  Gleichberechtigung  des  Reichstages  leugnete,  letzteren 
herabsetzte  und  nur  von  wenigen,  wie  Otto  Gierke,  in  ihrer  Halt¬ 
losigkeit  bekämpft  wurde,  zu  widerlegen.  Es  gilt  heute,  die  Gleich¬ 
berechtigung  der  beiden  Gesetzgebungskörper,  die  in  der 
Bundesversammlung  vereinigt  sind,  anzuerkennen,  daneben  aber  dem 
Oberhaupte  der  Reichsrepublik  eine  Mitwirkung  zu  geben,  die  sich 
nicht  nur  auf  eine  rein  formale  Ausfertigung  und  Verkündigung  be¬ 
schränkt.  Es  soll  ihm  nicht  die  Möglichkeit  genommen  werden,  ernst¬ 
liche  Bedenken  zur  Geltung  zu  bringen.  Findet  er  mit  diesen  jedoch 
bei  den  gesetzgebenden  Körpern  keinen  Anklang,  so  wird  bei  einer 
nochmaligen  Beratung  und  Beschlußfassung  mit  zwei  Drittel  Mehrheit 
der  Entwurf  gleichwohl  Gesetz.  Will  man  dem  Staatsoberhaupt  eine 
so  große  Machtvollkommenheit  nicht  einräumen,  dann  könnte  man 
auch  bestimmen,  daß  der  ursprüngliche  Beschluß  der  Bundesversamm¬ 
lung  aufrecht  erhalten  bleibt,  es  sei  denn,  daß  sich  zwei  Drittel  beider 
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Gesetzgebungskörper  bei  der  zweiten  durch  das  Staatsoberhaupt  ver¬ 
anlaß  ten  Beratung  für  seine  Auffassung  entscheiden.  Während  in  dem 
Texte  meines  Entwurfes  also  eine  Zweidrittelmehrheit  von  den  Gesetz¬ 
gebungskörperschaften  verlangt  wird,  wenn  sie  gegen  den  Staatsobmann 
entscheiden  sollen,  mache  ich  hier  den  Eventualvorschlag,  daß  es  der 
Zweidrittelmehrheit  für  den  Fall  bedarf,  daß  der  ursprüngliche  Be¬ 
schluß  im  Sinne  des  Reichsoberhaupts  abgeändert  werden  soll. 

b)  Der  Präsident  soll  nicht  die  Möglichkeit  einer  Verschleppung 
oder  Ausnutzung  bestimmter  politischer  Zustände  haben.  Er  muß  sich 
innerhalb  vierzehn  Tage  entscheiden,  sonst  erhält  das  Gesetz  ohne 
seine  Ausfertigung  und  Verkündigung  Rechtskraft.  Es  kann  aber  auch 
sein,  daß  die  Gesetzgebungskörper  von  seinen  Einwendungen  innerhalb 
dieser  vierzehn  Tage  erfahren,  jene  für  berechtigt  halten  und  sich  da¬ 
von  überzeugen,  daß  die  Rücksendung  der  Entwürfe  aus  sachlichen 
Gründen  noch  nicht  möglich  war ;  sie  können  dann  eine  weitere  Frist 
bewilligen  oder  durch  Verlängerung  der  Zurücksendungsfrist  auf  un¬ 
bestimmte  Zeit  die  Berechtigung  der  Einwendungen  des  Reichsobmanns 
anerkennen. 

c)  In  dem  bisherigen  Reichsverfassungsrecht  war  Zweifel  darüber, 
wann  einem  vom  Reichstage  beschlossenen  Gesetzentwurf  die  Zustim¬ 
mung  des  Bundesrats  erteilt  werden  muß.  Im  allgemeinen  hielt  man  es 
für  genügend,  wenn  dies  erst  nach  Beginn  der  neuen  Reichstagssession 
geschah.  Dagegen  war  es  sehr  streitig,  ob  es  ausreicht,  wenn  der  Bundes¬ 
rat  erst  nach  Beginn  einer  neuen  Legislaturperiode  seine  Übereinstim¬ 
mung  zum  Ausdrucke  brachte.  Die  Frage  wurde  bejaht  von  Seydel, 
Kommentar  zur  Reichsverfassung  S.  115,  117  und  von  Laband, 
Staatsrecht,  5.  Aufl.,  Bd.  2  S.  55  gegen  seine  eigene  Auffassung  in 
früheren  Auflagen.  In  dem  Entwurf  schlage  ich  vor,  daß  kein  Mehr¬ 
heitsbeschluß  der  beiden  gesetzgebenden  Körper  vorliegt,  wenn  ein 
von  der  Nationalversammlung  beschlossener  Entwurf  die  Zustimmung 
des  Staatenhauses  nicht  innerhalb  derselben  Sitzungsperiode  erhält. 
Nicht  aufgenommen  ist  eine  Bestimmung,  wie  sie  in  der  Nordameri¬ 
kanischen  Verfassung  Art.  1  Sekt.  7  Ziff.  2  Abs.  3  enthalten  ist: 
,,Doch  sollen  in  allen  solchen  Fällen  (nämlich  bei  der  Zustimmung 
zu  den  Abänderungsvorschlägen  des  Präsidenten  mit  zwei  Dritteln) 
die  Stimmen  beider  Häuser  durch  Namensaufruf  festgestellt  werden 
und  die  Namen  aller  Mitglieder,  die  für  oder  gegen  das  Gesetz 
stimmen,  sollen  in  das  Protokoll  des  betreffenden  Hauses  eingetragen 
werden.“ 
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d)  Nicht  aufgenommen  ist  in  die  neue  Verfassungsurkunde  der 
Art.  5  Abs.  2  der  Reichsverfassung:  „Bei  Gesetzesvorschlägen  über  das 
Militärwesen,  die  Kriegsmarine  und  die  im  Art.  35  bezeichneten  Ab¬ 
gaben  gibt,  wenn  im  Bundesrate  eine  Meinungsverschiedenheit  statt¬ 
findet,  die  Stimme  des  Präsidiums  den  Ausschlag,  wenn  sie  sich  für 
die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Einrichtungen  ausspricht.“ 
In  Konsequenz  des  oben  festgestellten  Grundsatzes,  daß  die  Vor¬ 
machtstellung  Preußens  verfassungsrechtlich  nicht  wie  bisher  fest¬ 
gelegt  werden  soll,  ist  von  der  Aufnahme  dieser  Bestimmung,  aber 
auch  derjenigen  des  Art.  37  der  Reichsverfassung  Abstand  genommen 
worden,  der  lautete:  „Bei  der  Beschlußnahme  über  die  zur  Ausführung 
der  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung  (Art.  35)  dienenden  Verwaltungs¬ 
vorschriften  und  Einrichtungen  gibt  die  Stimme  des  Präsidiums  als¬ 
dann  den  Ausschlag,  wenn  sie  sich  für  die  Aufrechterhaltung  der  be¬ 
stehenden  Vorschrift  oder  Einrichtung  ausspricht.“  Es  bestand  in  der 
Wissenschaft  Übereinstimmung  darüber,  daß  die  Stimme  des  „Prä¬ 
sidiums“  nicht  die  Stimme  des  Kaisers,  sondern  die  preußische  Stimme 
war. 

e)  Nach  Art.  2  der  Reichsverfassung  erhielten  die  Reichsgesetze 
ihre  verbindliche  Kraft  durch  ihre  Verkündigung  von  Reichs  wegen, 
welche]  mittels  des  Reichsgesetzblattes  geschah.  Sofern  nicht  im 
publizierten  Gesetze  ein  anderer  Anfangstermin  seiner  verbindlichen 
Kraft  bestimmt  war,  begann  die  letztere  mit  dem  vierzehnten  Tage 
nach  Ablauf  desjenigen  Tages,  an  welchem  das  betr.  Stück  des  Reichs¬ 
gesetzblattes  in  Berlin  ausgegeben  worden  ist.  Es  lag  kein  Anlaß  vor, 
eine  von  dieser  Regelung  abweichende  Bestimmung  in  den  vorliegenden 
Entwurf  hineinzubringen,  wenn  auch  die  Fassung  etwas  einfacher  ge¬ 
staltet  worden  ist.  Dagegen  ist  eine  Änderung  insofern  notwendig 
geworden,  als  es  sich  um  Gesetzentwürfe  handelt,  die  trotz  der  Ein¬ 
wendungen  des  Reichsoberhaupts  von  der  Bundesversammlung  in 
wiederholter  Beratung  angenommen  werden  oder  die  Gesetzeskraft 
erhalten  ohne  Gegenzeichnung  des  Präsidenten,  weil  dieser  die  verfas¬ 
sungsmäßige  Frist  von  vierzehn  Tagen  verstreichen  läßt.  Hier  müßte 
eine  Regelung  getroffen  werden,  die  die  Rechtskraft  von  der  Aus¬ 
fertigung  und  Verkündigung  durch  das  Reichsoberhaupt  unabhängig 
macht. 

f)  Daß  Reichsgesetze  den  Landesgesetzen  Vorgehen,  ist  auch  in 
dieser  neuen  Verfassung  zu  bestimmen  gewesen. 

g)  Im  Gegensatz  zur  bisherigen  Reichs  Verfassung  ist  die  Frage  des 
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Verordnungsrechts  gleich  mit  zur  Regelung  gelangt1).  Es  sollen 
auf  diese  Weise  erhebliche  staatsrechtliche  Zweifel  abgeschnitten  wer¬ 
den.  Das  Verordnungsrecht  wird,  im  übrigen  im  Einklang  mit  der 
herrschenden  deutschen  Staatsrechtslehre,  nur  auf  Grund  Ermächtigung 
des  Gesetzes  zulässig  sein.  Auch  die  Verordnungsberechtigkeiten  sind 
ausdrücklich  zu  bezeichnen:  das  Staatsoberhaupt,  das  Ministerium 
(Kabinett),  dessen  Vorsitzender  oder  ein  bestimmtes  Mitglied,  aber 
auch  ein  Freistaat  kann  in  Betracht  kommen.  Eine  Unterbevollmäch¬ 
tigung  ist  nur  zulässig,  wenn  das  Gesetz  dies  vorsieht.  Ausdrücklich 
werden  sogenannte  Verwaltungs Verordnungen  von  der  gesetzlichen 
speziellen  Ermächtigungsnotwendigkeit  ausgenommen.  Sie  sind  im 
Rahmen  des  Behördenorganismus  und  für  diesen  zulässig.  Ausfüh¬ 
rungsbestimmungen  fallen  dagegen  in  den  Rahmen  derjenigen  Verord¬ 
nungen,  für  die  es  einer  gesetzlichen  Ermächtigung  bedarf.  Die  Rege¬ 
lung,  wie  sie  z.  B.  im  Art.  45  der  preußischen  Verfassungsurkunde  vor¬ 
kommt,  wo  der  König  zum  Erlaß  der  Ausführungsverordnungen  befugt 
erklärt  wird,  ist  daher  hier  nicht  für  zweckmäßig  gehalten  worden. 

Neu  ist  auch  die  mannigfachen  Streitfragen  vorbeugende  Formu¬ 
lierung  dieses  Entwurfs,  daß  alle  Reichs  Verordnungen  in  dem  Reichs¬ 
gesetzblatt  veröffentlicht  werden  müssen.  Auf  diese  Weise  wird  die 
bisher  übliche  teils  verfassungswidrige,  teils  höchst  unzweckmäßige 
Veröffentlichung  von  Reichsverordnungen  in  den  verschiedensten  Pu¬ 
blikationsorganen  beseitigt. 


Zu  §  6. 

Die  Einfügung  des  Referendums  in  das  Staatsrecht  des  Reiches 
entspricht  der  Bedeutung,  die  das  deutsche  Volk  als  politischer  Faktor 
erlangt  hat.  Es  empfiehlt  sich  auch  deshalb,  weil  dadurch  der  Ein¬ 
seitigkeit  parlamentarischen  Regimes  —  insbesondere  bei  einer  Ent¬ 
wicklung,  die  eine  große  Zahl  von  Berufspolitikern  in  die  National¬ 
versammlung  bringt  —  vorgebeugt  werden  kann.  Auch  der  schon  seit 
Jahrzehnten  vorgebrachte  Grund  ist  zu  beachten,  daß  das  Referendum 
das  richtige  Verhältnis  der  Gesetze  zu  den  Ideen,  den  Bedürfnissen 
und  dem  Bildungsgrade  des  Volkes  herstellt,  auch  deren  bessere  Be¬ 
obachtung  sichert.  Ferner  ist  die  Bedeutung  der  Volksabstimmung 

J)  Für  das  bisherige  Recht  vgl.  die  Literatur  bei  Lab  and,  Staatsrecht 
5.  Aufl.  Bd.  2  S.  85,  87,  88,  90;  Dambitsch,  Die  Verfassung  des  Deutschen 
Reichs,  1910  S.  44,  55ff.,  60,  65,  173,  186ff.,  216f.,  227ff.,  230,  333,  347f.,  430, 
550 f.,  560,  590 f.,  602ff. 
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für  die  politische  Erziehung  nicht  gering  zu  veranschlagen,  besonders, 
wenn,  wie  in  Deutschland,  die  möglichste  Lebhaftigkeit  des  politischen 
Interesses  gegenüber  der  bisher  zum  Teil  geradezu  unbegreiflichen 
Gleichgültigkeit  eine  der  wichtigsten  Zukunftsfragen  ist.  Immerhin 
soll  das  Referendum  und  die  sogenannte  Vorabstimmung  nur  bei  Ver¬ 
fassungsänderungen  Platz  greifen.  Der  'weiteren  Entwicklung  in 
Deutschland  kann  es  überlassen  bleiben,  die  Bewährung  der  Einrich¬ 
tung  und  ihrer  Erweiterung  zu  erweisen.  Die  Gefahr,  daß  die  Bedeutung 
der  Volksvertretung  und  des  Parlamentarismus  durch  das  Referendum 
erheblich  verringert  werden  würde,  besteht  nach  meiner  Überzeugung 
nicht.  Im  übrigen  wird  sich  über  die  Vor-  und  Nachteile  nur  an  der 
Hand  von  Erfahrungen,  die  in  der  Schweiz,  in  fast  allen  Einzelstaaten 
der  Nordamerikanischen  Union  sowie  in  Australien  gemacht  worden 
sind,  streiten  lassen1),  und  auch  dann  nur  mit  recht  zweifelhaftem 
Erfolge.  Denn  die  Art,  wie  das  deutsche  Volk  das  Referendum  hand¬ 
haben  wird,  läßt  sich  nicht  voraussehen;  doch  ist  es  mindestens  sehr 
wahrscheinlich,  daß  die  Verhältnisse  eine  ganz  andere  Gestalt  an¬ 
nehmen  werden,  als  in  den  bezeichneten  Staaten. 

Hier  ist  das  obligatorische  Referendum  und  nur  bei  Ver¬ 
fassungsänderungen  vorgeschlagen.  Doktrinäre  Bedenken  dürfen  nicht 
Platz  greifen,  insbesondere  nicht  die  Erwägung,  daß  das  Referendum 
auf  die  Vertragstheorie,  auf  den  staatengründenden  Vertrag,  zurück¬ 
geführt  werden  kann2).  Denn  es  ist  anderseits  nicht  zu  bezweifeln, 
daß  das  Referendum  aus  der  Lehre  von  der  Volkssouveränität, 
die  die  neue  deutsche  Verfassung  anerkennen  will,  folgerichtig  abzu¬ 
leiten  ist. 

x)  Vgl.  Hasbach,  Die  Demokratie,  1912  S.  90ff.,  141 — 163;  Jellinek, 
Allgemeine  Staatslehre.  3.  Aufl.  1914  S.  519ff.,  729ff.;  Curti,  Der  Weltgang 
des  Referendums,  Archiv  für  öffentliches  Recht,  1911  S.  36;  Derselbe,  Die 
Resultate  des  Schweizerischen  Referendums,  2.  Aufl.  1911;  Stüßi,  Referendum 
und  Initiative  im  Kanton  Zürich,  1886;  Derselbe,  Referendum  und  Initiative 
in  den  Schweizer  Kantonen,  1893;  Dunant,  Die  direkte  Volksgesetzgebung  in 
der  Schweiz  und  in  den  Kantonen,  1894;  Deploige-Tomm,  The  Referendum 
in  Switzerland,  1898;  Schollenberger,  Grundriß  des  Staats-  und  Verwaltungs¬ 
rechts  der  Schweizerischen  Kantone,  1900  Bd.  1  S.  69;  Derselbe,  Das  Schweize¬ 
rische  öffentliche  Recht,  1909  besonders  S.  61  ff. ;  Oberholzer,  The  Referendum, 
1912;  Freund,  Das  öffentliche  Recht  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
1911  S.  11,  76,  121,  175,  183,  235,  241f.,  247;  Hatschek,  Staats-  und  Verwal¬ 
tungsrecht  von  Australien  und  Neuseeland,  1917  S.  157 ff. 

2)  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  3.  Aufl.  1914  S.  217. 


Im  übrigen  wird  die  Frage,  wann  eine  Verfassungsänderung  vor¬ 
liegt,  nicht  der  Entscheidung  des  Bundesversammlung  überlassen 
bleiben  dürfen,  denn  sonst  kann  sie  das  Referendum  hindern.  Die  Ent¬ 
scheidung  muß  zur  Aufgabe  des  Staatsoberhaupts  gemacht  werden. 
Verfassungsrecht  kann  auch  außerhalb  der  Verfassungsurkunde  geregelt 
sein.  Es  handelt  sich  also  bei  Verfassungsänderungen  nicht  nur  um 
eine  Änderung  des  Wortlauts  der  Verfassungsurkunde. 

Zu  §  7. 

Es  entspricht  der  Verfassungsgestaltung  in  den  meisten  konstitu¬ 
tionellen  Staaten  Europas,  daß  dort,  wo  zwei  Kammern  des  Parlaments 
bestehen,  jede  die  Initiative  zur  Gesetzgebung  hat.  Für  die  Vereinigten 
Staaten  von  Deutschland  war  dies  ebenfalls  auszusprechen,  aber  das 
Recht  zu  Gesetzes  Vorschlägen  auch  der  Reichsregierung  zu  gewähren. 
Das  mag  nicht  ganz  folgerichtig  sein,  weil  das  Kabinett  als  solches 
an  der  gesetzgebenden  Gewalt  aktiv  nicht  beteiligt  sein  soll,  ließ  sich 
aber  nicht  vermeiden,  weil  die  wichtigsten  Vorlagen,  die  Finanz¬ 
gesetzentwürfe  und  Reichshaushaltspläne,  nur  durch  die  für  jedes 
Ressort  sachverständigen  Reichsbehörden  auf  gestellt  und  durch  das 
Kabinett  gebilligt  werden  müssen,  bevor  sie  dem  Parlamente  zur 
Feststellung  zugehen.  Das  Staatsoberhaupt  hat  keine  Gesetzes¬ 
initiative. 

Der  bisherigen  Verfassungsentwicklung  der  politisch  fortgeschrit¬ 
tensten  Länder  entspricht  es,  daß  Finanzgesetzentwürfe  und  Staats¬ 
haushaltspläne  zuerst  der  zweiten  Kammer  (dem  Abgeordnetenhause) 
vorgelegt  werden.  Hieran  zu  ändern  liegt  kein  Anlaß  vor.  Dagegen 
fragt  es  sich,  ob  auch  der  Satz  entsprechend  Aufnahme  finden  soll, 
daß  solche  Vorlagen  von  der  ersten  Kammer  (dem  Herrenhause)  nur 
im  ganzen  angenommen  oder  abgelehnt  werden  können.  Das  würde 
für  den  Bundesstaat  bedeuten,  daß  die  Nationalversammlung  vor 
dem  Staatenhause  in  dieser  Beziehung  bevorrechtigt  ist.  Dazu  möchte 
ich  nicht  raten.  Wenn  auch  alle  zur  Erfüllung  seiner  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Aufgaben  erforderlichen  Mittel  dem  Bundesstaate 
zur  Verfügung  gestellt  werden  müssen,  so  wird  er  doch,  wenigstens 
teilweise,  durch  die  Beiträge  der  Freistaaten  erhalten  und  diese  haben 
ein  dringendes  Interesse,  in  gleichberechtigter  Weise  bei  der  Be¬ 
lastung  des  deutschen  Volkes  und  damit  auch  ihrer  Staatsangehörigen 
mitsprechen  zu  können.  Es  muß  auch  verbürgt  werden,  daß  der  Bundes¬ 
staat  nicht  etwa  eine  militaristisch-imperialistische  Politik  im  Gegen- 
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satz  zu  den  Einzelstaaten  treibt  und  hierzu  durch  die  Nationalversamm¬ 
lung  finanziell  in  die  Lage  gesetzt  wird;  je  stärker  die  Freistaaten 
das  Reich  in  seinen  Ausgaben  für  nicht  rein  kulturelle  Aufgaben  zu 
kontrollieren  und  dabei  entscheidend  mitzureden  haben,  desto  günstiger 
muß  die  politische  Entwicklung  beurteilt  werden.  Das  Staatenhaus 
soll  also  auch  bezüglich  der  Finanzgesetzentwürfe  und  Staatshaus¬ 
haltspläne  gleichberechtigt  sein. 

Art.  62  der  preuß.  YerfUrk.  enthielt,  in  Übereinstimmung  mit 
vielen  ausländischen  Verfassungen,  die  Vorschrift,  daß  Entwürfe  der 
näher  bezeichneten  Art  von  der  ersten  Kammer  nur  im  ganzen  an¬ 
genommen  oder  abgelehnt  werden  können,  daß  also  das  Herrenhaus 
gegenüber  dem  Abgeordnetenhause  bezüglich  der  Finanzgesetzentwürfe 
und  Haushaltspläne  minder  berechtigt  ist.  Dies  für  Preußen  zu  ändern, 
hat  ein  Ende  November  1917  von  der  Regierung  eingebrachter  Gesetz¬ 
entwurf  in  der  Fassung  vorgeschlagen,  wie  sie  jetzt  in  §  7  Satz  2 — 5 
meines  Entwurfes,  unter  Einsetzung  der  Namen  der  Nationalversamm¬ 
lung  und  des  Staatenhauses,  enthalten  ist.  Es  liegen  heute  hier  freilich 
ganz  andere  Motive  vor,  als  bei  jener  Vorlage;  aber  auch  vom  Stand¬ 
punkte  des  möglichst  harmonischen  Zusammenwirkens  von  Reich  und 
Einzelstaaten  scheint  es  erforderlich,  die  beiden  Gesetzgebungskörper 
in  dieser  Frage  möglichst  gleichzustellen.  Die  in  dem  preußischen 
Entwurf  enthaltenen  Worte,  die  einen  Widerspruch  der  Staatsregierung 
gegen  die  Nichtbewilligung  oder  nicht  vollständige  Bewilligung  vor¬ 
sehen,  sind  hier  fortgefallen,  da  das  Kabinett  an  der  Gesetzgebungs¬ 
gewalt  nicht  beteiligt  ist.  Die  politische  Lage  ist  natürlich  eine  ganz 
andere,  als  sie  früher  in  Preußen  war.  Das  Staatenhaus  wird  voraus¬ 
sichtlich  nicht  größere,  sondern  geringere  Neigung  als  die  National¬ 
versammlung  zur  Bewilligung  von  Ausgabeposten  zeigen,  so  daß  es 
als  Hilfe  für  die  Wünsche  der  Reichsregierung  weniger  in  Frage  kommen 
wird,  als  die  Nationalversammlung,  aus  deren  Mehrheit  das  Kabinett 
entnommen  ist.  Man  wird  aber  sagen  dürfen,  daß,  wenn  im  konkreten 
Falle  das  Staatenhaus  sich  in  derselben  Weise  in  Finanzfragen  verhält, 
wie  die  Nationalversammlung,  der  nationale  Gesamtwille  deutlich  zum 
Ausdruck  gelangen  wird ;  sollte  das  Staatenhaus  bewilligungsfreudiger 
sein  als  die  Nationalversammlung,  so  wird  darin  eine  besonders  warm 
zu  begrüßende  Unterstützung  der  Zentralgewalt  durch  die  partikularen 
Mächte  zu  finden  sein.  Wenn  aber,  was  das  Normale  sein  dürfte,  die 
Nationalversammlung  zur  Bewilligung  von  Ausgabeposten  (wegen 
der  politischen  Zusammengehörigkeit  ihrer  Mehrheit  zu  dem  Kabinett 
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gerade  in  der  Gleichberechtigung  des  Staatenhauses  ein  sehr  heilsames 
Element  der  Mäßigung,  dessen  Wirkung  auf  die  in  den  Freistaaten 
waltenden  politischen  Kräfte  nicht  unterschätzt  werden  darf. 

Zu  §  8. 

In  dieser  Vorschrift  sind  zu  a)  im  wesentlichen  die  in  Art.  4  der 
bisherigen  Reichsverfassung  bezeichneten  Angelegenheiten  aufgeführt, 
wobei  die  seit  der  Reichs  Verfassung  gewandelten  Verhältnisse  in  Rück¬ 
sicht  gezogen  sind,  so  z.  B.  die  Tatsache  der  Ausdehnung  des  Unter¬ 
stützungswohnsitzgesetzes  auch  auf  die  vorher  ausgenommenen  Teile 
Deutschlands,  insbesondere  Bayern. 

Die  Aufführung  der  Kompetenzen  unter  b)  entspricht  den  Art.  69, 
73  der  bisherigen  Reichsverfassung. 

Unter  c)  ist  ausdrücklich  die  Zuständigkeit  der  Reichsgesetzgebung 
auch  auf  die  direkten  Steuern  ausgesprochen.  Deshalb  bedurfte  es 
keiner  Hervorhebung  der  in  Art.  4  Ziff.  2  der  bisherigen  Reichsver¬ 
fassung  aufgeführten  ,,für  die  Zwecke  des  Reichs  zu  verwendenden 
Steuern“. 

Neu  ist  es,  daß  die  Zuständigkeit  des  Reichs  unter  d)  auf  das 
Volksschulrecht  und  auf  die  Frage  des  Verhältnisses  von  Staat  und 
Kirche  ausgedehnt  worden  ist.  Was  jenes  betrifft,  so  muß  das  Schul¬ 
recht  als  einheitliche  deutsche  Angelegenheit  behandelt  werden,  aus 
Gründen  der  gemeinsamen  geistigen  Kultur,  aus  Gründen  der  Verein¬ 
heitlichung  aller  auf  Demokratisierung  gerichteten  Bestrebungen 
(Einheitsschule),  nicht  zuletzt  aber  auch  deshalb,  weil  die  einzelstaat¬ 
lichen  Sonderregelungen  und  der  Rechtszustand  in  bezug  auf  die 
weitestgehenden  Befugnisse  der  Kultusministerien,  gerade  hier  einen 
Tummelplatz  willkürlicher  bürokratischer  Regelungen  und  zum  Teil 
reaktionärer  Maßnahmen  gezeigt  haben.  Wie  die  Volksschulpflicht 
eine  allgemein  deutsche  ist,  so  müssen  auch  alle  Einzelfragen  von 
Reichs  wegen  geordnet  werden,  so  insbesondere  die  Dauer  der  Schul¬ 
pflicht,  Schulaufsicht,  Verwaltung  der  äußeren  und  inneren  Angelegen¬ 
heiten  der  Schule  durch  Staat  und  Gemeinde. 

Da  der  neue  Volks-  und  Rechtsstaat  auch  darüber  wird  befinden 
müssen,  ob  die  Volksschule  weiter  eine  konfessionelle  sei,  ob  inbesondere 
in  ihr  der  Religionsunterricht  obligatorisch  erteilt  werden  soll,  ist  es 
unerläßlich,  auch  die  große  Frage  des  Verhältnisses  von  Staat  und 
Kirche  auf  dem  Wege  der  Reichsgesetzgebung  zur  Lösung  zu  bringen. 
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Die  Forderung  der  größten  Rücksichtnahme  auf  religiöse  Gefühle 
muß  unter  allen  Umständen  Gehör  finden.  Wie  die  staatlichen  Not¬ 
wendigkeiten  im  übrigen  das  Verhältnis  des  Staates  zur  Kirche  ge¬ 
stalten  werden,  kann  hier  dahingestellt  bleiben,  da  die  Verfassungs¬ 
urkunde  die  Kompetenz  der  Reichsgesetzgebung  festzulegen,  nicht  aber 
deren  Inhalt  vorauszubestimmen  hat1). 

Hinsichtlich  der  mittleren  und  höheren  Schulen  soll  eine  gewisse 
Einheitlichkeit  von  Reichs  wegen  angestrebt  werden.  Dagegen  soll 
das  Hochschulwesen  von  einer  uniformierenden  Gesetzgebung  frei¬ 
bleiben. 

Im  übrigen  hängt  die  vorgeschlagene  Kompetenzzuteilung  für  das 
Reich  natürlich  damit  zusammen,  daß  es  auf  dem  Gebiete  des  Militär-, 
Flotten-,  Münz-,  Post-,  Telegraphie-,  Handels-  und  Zollwesens  nur  eine 
reichsrechtliche  Grundordnung  geben  kann. 

Zu  §  9. 

Das  wichtige  Recht  der  Beaufsichtigung  des  Reichs  in  Sachen 
der  Gesetzgebung  ist  in  diesem  Paragraphen  genauer  geregelt.  Vor¬ 
angeschickt  wird  der  Grundsatz,  daß,  insoweit  die  Reichsgesetzgebung 
von  ihrer  Zuständigkeit  keinen  Gebrauch  macht,  die  Freistaaten  selbst 
in  denjenigen  Rechtsstoffen  zur  Schaffung  von  Gesetzen  befugt  bleiben, 
in  denen  grundsätzlich  das  Reich  zu  gesetzgeberischer  Tätigkeit  berufen 
ist.  Daraus  folgt,  daß  selbstverständlich  auf  den  Gebieten,  die  der 
Kompetenz  der  Einzelstaaten  verblieben  sind,  sie  nach  wie  vor  das 
Gesetzgebungsrecht  ausüben  können.  Dieses  hat  nur  insofern  eine 
Schranke,  als  das  Reich  durch  Änderung  seiner  Verfassung  seine  Kom¬ 
petenzen  erweitern  und  dadurch  diejenige  des  Einzelstaates  einengen 
kann. 

Im  übrigen  ist  die  Beaufsichtigung  des  Reiches  gegenüber  den 
Freistaaten  in  zwei  Richtungen  zu  regeln.  Einmal  insofern,  als  noch 
keine  Gesetze  im  Freistaat  ergangen,  aber  in  Vorbereitung  sind  und 
Bedenken  gegen  deren  Reichsverfassungsmäßigkeit  bestehen.  In  diesem 
Falle  soll  das  Staatsoberhaupt  des  Reichs  abmahnen  und,  wenn  dies 
erfolglos  ist,  die  Angelegenheit  vor  dem  Reichsstaatsgerichtshof  zur 
endgültigen  Entscheidung  bringen.  Sodann  ist  die  Beaufsichtigung 

x)  Eine  kurze  Aufzeichnung  der  Probleme  und  knappe  Stellungnahme  findet 
sich,  nebst  Angabe  des  wichtigsten  Schrifttums  über  das  Verhältnis  von  Staat 
und  Kirche,  in  meiner  kleinen  Schrift:  „Politik“,  4.  Aufl.  1919  (Verlag  Quelle  & 
Meyer,  Leipzig). 
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insofern  in  Frage,  als  bereits  landesrechtlicbe  Gesetze  ergangen  sind, 
die  ebenfalls  vom  Oberhaupt  des  Reichs  als  der  Reichsverfassung 
nicht  entsprechend  erachtet  werden.  Auch  in  diesem  Fall  soll  das  Ver¬ 
fahren  das  gleiche  sein. 

Nicht  zuletzt  hat  das  Reich  die  Ausführung  der  Reichsgesetze 
zu  überwachen.  Die  in  dem  Texte  des  Entwurfs  vorgeschlagene  Rege¬ 
lung  soll  dem  unerträglichen  Zustande,  wie  er  im  bisherigen  Deutschen 
Reiche  Platz  griff ,  ein  Ende  machen,  daß  die  Einzelstaaten,  weil  das 
Reich  keine  unmittelbare  Verwaltung  hat,  mehr  oder  minder  nach 
Belieben  die  vollziehende  Gewalt  übten.  In  Zukunft  soll  es  folgender¬ 
maßen  gehalten  werden.  Findet  die  Reichsregierung,  daß  die  Aus¬ 
führung  der  Reichsgesetze  in  den  Einzelstaaten  Mängel  aufweist,  so 
veranlaßt  sie  das  Reichsoberhaupt,  die  Regierung  des  Freistaates  zu 
sofortiger  Abstellung  aufzufordern.  Wenn  dies  keinen  Erfolg  hat,  so 
soll  zunächst  versucht  werden,  auf  dem  Wege  richterlicher  Entscheidung 
zum  Ziele  zu  kommen.  Wenn  der  Reichsstaatsgerichtshof,  zu  diesem 
Zwecke  angerufen,  entscheidet,  daß  die  Verwaltung  des  Einzelstaates 
dem  Wortlaut  oder  dem  Geiste  und  Sinne  der  Reichs  Verfassung  oder  der 
Reichsgesetzgebung  als  Einheit  nicht  entspricht,  dann  sind  die  erfolgten 
Verwaltungsmaßnahmen  entweder,  soweit  sie  schon  getroffen  worden 
sind,  seitens  der  Staatsangehörigen  anfechtbar,  oder  soweit  sie  nach  der 
Entscheidung  vorgenommen  werden  sollten,  nichtig.  Bei  hartnäckiger 
Zuwiderhandlung  gegen  die  Entscheidung  des  Reichsstaatsgericiits- 
hofes  bLibt  nichts  anderes  als  die  Bundesexekution  übrig. 

Es  muß  beachtet  werden,  daß  die  Entscheidung  des  Reichsstaats¬ 
gerichtshofes  die  einzelne  Verwaltungshandlung  zu  beurteilen  hat 
sowohl  nach  dem  Wortlaut  wie  nach  dem  Geiste  und  Sinne  der  Reichs¬ 
verfassung,  womit  einer  ebenso  großzügigen  wie  weitblickenden  Recht¬ 
sprechung  der  Weg  geebnet  sein  soll.  Da  jedoch  verfassungsrechtliche 
Bestimmungen  sich  nicht  nur  in  der  Reichsverfassungsurkunde,  sondern 
auch  in  andern  Rüchsge setzen  finden  werden,  ja  müssen  (wie  dies  das 
Beispiel  des  Wahlgesetzes  zur  Nationalvertretung  beweist),  so  ist 
dem  Reichsstaatsgerichtshof  in  dem  Text  meines  Entwurfes  das 
Recht  gegeben,  die  Rechtmäßigkeit  der  einz  lstaatlichen  Verwaltungs- 
handlung1  auch  an  anderen  Reichsgesetzen  als  der  Verfassungsurkunde 
zu  messen.  Wenn  hierbei  der  Ausdruck  ,,R  ichsgesetzgebung  als  Ein¬ 
heit“  gewählt  wird,  so  soll  damit  (vorbehaltlich  anderweitiger  besserer 
Formulierung)  der  Gedanke  zum  Ausdruck  kommen,  daß  nicht  nur 
der  Wortlaut  eines  einzelnen  Reichsgesetzes,  sondern  Sinn  und  Geist 
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der  Reichsgesetzgebung  als  eines  Ganzen  für  die  Rechtsprechung  des 
obersten  Gerichtshofes  maßgebend  sein  soll. 

Als  Schutz  der  Freistaaten  ist  die  Vorschrift  gedacht,  daß  jede 
Regierung  und  jede  Volksvertretung  eines  Freistaates  auch  ihrerseits 
das  Recht  haben  soll,  den  Reichsstaatsgerichtshof  anzurufen  und  die 
Aufhebung  eines  Reichsgesetzes  zu  verlangen,  das  dem  Wortlaut  der 
Reichsverfassung  oder  ihrem  Geiste  widerspricht.  Der  Staatsgerichtshof 
der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  hat  Befugnisse,  die  mit  den 
hier  gewährten  nur  entfernt  verglichen  werden  können.  Art.  3  Sekt.  2,  1 
der  Verfassung  lautet:  ,,Die  Gerichtsgewalt  erstreckt  sich  auf  alle 
Rechts-  und  Billigkeitsfälle,  in  denen  Fragen  dieser  Verfassung,  der 
Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  und  der  unter  deren  Autorität  ge¬ 
schlossenen  Verträge  aufgeworfen  werden.“ 

Im  übrigen  ist  zu  der  Frage  der  Reichsaufsicht  das  gleichbetitelte 
Werk  von  Triepel,  Berlin  1917,  besonders  hervorzuheben. 

E.  Die  Bundesversammlung. 

Zu  §  10. 

Dem  bundesstaatlichen  Charakter  der  Vereinigten  Staaten  von 
Deutschland  entspricht  die  Zusammensetzung  der  Bundesversammlung. 
Unitarisches  und  förderalistisches  (partikulares)  Element  müssen  mit¬ 
einander  verbunden  werden.  Eingehende  Vorschläge  hinsichtlich  des 
Wahlrechts  erübrigen  sich  angesichts  der  Tatsache,  daß  sich  das  am 
weitesten  demokratische  Wahlrecht  in  der  öffentlichen  Meinung  durch¬ 
gesetzt  hat  und  schon  für  die  verfassunggebende  Nationalversammlung 
in  dem  Wahlgesetz  und  der  Wahlordnung  vom  30.  November  1918 
zum  Ausdruck  gelangt1).  Alle  Einzelheiten  für  eine  als  Dauereinrich¬ 
tung  gedachte  Nationalversammlung  können  deshalb  hier  dem  zu  er¬ 
lassende  nWahlgesetz  und  einer  sie  ausführenden  Wahlordnung  überlassen 
bleiben.  Über  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Nationalversammlung,  die 
im  Entwurf  mit  421  eingesetzt  sind  (im  Reichstag  zuletzt  411)  braucht 
nicht  gestritten  zu  werden.  Ob  und  inwieweit  das  Wahlgesetz  und  die 
Wahlordnung  übereinstimmen  werden  mit  dem  entsprechenden  Gesetze 
und  der  Wahlordnung  zur  verfassunggebenden  Nationalversammlung, 
kann  noch  nicht  übersehen  werden2). 

0  Die  Wahlen  zur  Nationalversammlung  hat  die  Reichskonferenz  der  Ar¬ 
beiter-  und  Soldatenräte  am  19.  Dezember  1918  auf  den  19.  Januar  1919  festgesetzt. 

2)  Vgl.  Stier-Somlo,  Vom  parlamentarischen  Wahlrecht  in  den  Kultur- 
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Zu  §11. 

Für  die  Zusammensetzung  des  Staatenhauses  besteht  ein  unmittel¬ 
bares  Vorbild  nicht.  Der  Senat  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
setzt  sich  zusammen  aus  Vertretern  der  Einzelstaaten,  deren  jeder 

Staaten  der  Welt,  1918.  Mit  Rücksicht  auf  das  Verhältniswahlrecht  sei  auf  das 
einschlägige  Schrifttum  besonders  aufmerksam  gemacht: 

a)  Bücher:  dHondt,  Systeme  pratique  et  raisonne  de  representation 
proportionnelle,  Brüssel  18S2;  Hagenbach-Bischoff ,  Studer  und  Pictet, 
Berechtigung  und  Ausführbarkeit  der  proportionalen  Vertretung,  Basel  1884; 
Hirschfeld,  Die  proportionale  Berufsklassenwahl,  Leipzig  1885;  Hagenbach- 
Bischoff,  Die  Anwendung  der  Proportionalvertretung  bei  den  schweizerischen 
Nationalratswahlen,  Basel  1892;  Rosin,  Minoritätenvertretung  und  Proportional¬ 
wahlen,  Berlin  1892;  Carl  Gageur,  Reform  des  Wahlrechts  im  Reich  und  in 
Baden,  1893,  insbesondere  S.  84 — 99;  Georg  Jellinek,  Recht  der  Minoritäten, 
Wien  1898;  Derselbe,  Besondere  Staatslehre,  a.  a.  O.  S.  226ff.;  Siegfried,  R. 
Die  Proportionalwahl.  Ein  Votum  zur  württembergischen  Verfassungsreform. 
2.  Ausg.  Berlin  1898.  Nebst  Nachtrag  hierzu  vom  Juli  1905,  welcher  auf  lx/2 
Seiten  die  bis  dahin  erzielten  Erfolge  des  von  Siegfried  empfohlenen  Systems  der 
verbundenen  Listen  zusammenstellt;  Derselbe,  Die  preußischen  Wahlkreise. 
Ein  Beitrag  zur  Frage  der  preußischen  Wahlreform,  Jena  1906;  Derselbe,  Die 
schwere  Benachteiligung  der  volkreichsten  Landesteile  Preußens  bei  den  Land¬ 
tagswahlen,  Berlin  1908;  Saripolos,  La  democratie  et  l’election  proportionnelle, 
Paris  1899,  Bd.  2  S.  315ff.,  329,  330 ff.,  375ff.,  411ff.,  420 ff.,  438ff.;  Goblet 
d’Alviella,  La  representation  proportionnelle  en  Belgique,  1900;  Klöti,  Das 
Proportionalwahlsystem  in  der  Schweiz,  Bern  1901;  Derselbe,  Die  Texte  der 
schweizerischen  Prcportionalwahlgesetze,  1909  (vgl.  auch  unter  b);  Silier,  Paul, 
Die  Grundlagen  und  Ziele  der  Verhältniswahl  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  Vorschläge  des  preußischen  Handelsministers  und  ihre  Einführung  bei  den 
Gewerbegerichten,  Berlin  1903;  Springer,  Rudolf,  Mehrheits-  oder  Volks¬ 
vertretung,  Wien  und  Leipzig  1904;  Luschka,  Die  Verhältniswahl  im  deutschen 
Verwaltungsrecht,  Karlsruhe  1905;  Tecklenburg,  Wahlfreiheit  und  Proporticnal- 
Listen-Konkurrenz,  Wiesbaden  1905;  Derselbe,  Die  Proportionalwahl  als  Rechts¬ 
idee,  Wiesbaden  1905  (vgl.  auch  unten  zu  b);  Greulich,  Proporz  und  Klassen¬ 
kampf,  Zürich  1906;  Kunwald,  Gottfr.,  Über  den  eigentlichen  Grundgedanken 
des  proportionalen  Wahlsystems,  Wien  1906;  Hirsch  und  Borchardt,  Die 
Sozialdemokratie  und  die  Wahlen  zum  deutschen  Reichstag,  Berlin  1907;  v.  Sa- 
vigny,  Das  parlamentarische  Wahlrecht  im  Reiche  und  in  Preußen  und  seine 
Reform,  Berlin  1907  S.  94 — 107;  Commons,  John  R.,  Proportional  represen¬ 
tation  2nd  ed.  New  York  1907;  Hartmann,  Gust.  v.,  Die  Verhältniswahl  im 
sächsischen  Wahlgesetzentwurf,  Berlin  1908;  Siegel,  Michael,  Die  Proportional¬ 
wahl,  1908;  Cahn,  Das  Verhältniswahlsystem  in  den  modernen  Kulturstaaten, 
Berlin  1909;  Lachapelle,  Georges,  La  representation  proportionnelle  en  France 
et  en  Belgique,  Paris  1911;  Robin  ,  Jean,  La  representation  proportionnelle 
ä  l’etranger.  Th£se.  Paris  1911;  Schneider,  Max,  Kritische  Untersuchung 
Stiei -Somlo:  Verfaasungsentwurf.  6 
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aber,  unabhängig  von  seiner  Größe,  stets  zwei  entsendet.  Sie  werden 
dort  von  der  gesetzgebenden  Körperschaft  auf  je  sechs  Jahre  gewählt 
und  sind  in  zwei  Gruppen  geteilt,  so  daß  alle  zwei  Jahre  eine  Drittcl- 

über  die  Einführung  der  Proportionalwahl  zum  Reichstag  und  den  Landtagen 
der  Mittelstaaten,  Augsburg  1912;  Frey,  Ernst,  Die  Verhältniswahl  als  Wahl¬ 
verfahren  zum  Badischen  Landtag,  Karlsruhe  1912;  Neuschier,  A.,  Die  Verhält¬ 
niswahl  in  den  zwei  württembergischen  Landeswahlkreisen,  Stuttgart  1912; 
Flandin,  Pierre-Etienne,  La  question  de  la  representation  proportionnelle  en 
Angleterre  et  dans  les  colonies  anglaises,  Paris  1914. 

b)  Zeitschriften- Aufsätze  und  Artikel  in  Sammelwerken:  Hagenbach 
und  Bischof  f,  in  der  Brüsseler  Zeitschrift  „La  Representation  Proportionnelle“, 
1890  insbes.  S.  159ff.,  wo  Verfasser  die  Einzelheiten  des  Berechnungsverfahrens 
erörtert  und  als  richtig  erweist;  Bernatzik,  Das  System  der  Proportional  wähl, 
in  Schmollers  Jahrbüchern  XVII.  Jahrgang  (1893)  S.  393ff. ;  Cassel,  Volks¬ 
repräsentation  und  Besteuerung,  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissen¬ 
schaft,  54.  Jahrg.,  S.  577 ff- ;  Einhauser,  Proportionalwahl,  in  der  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  54.  Jahrg.,  S.  720 ff.;  Siegfried,  R.,  Artikel 
„Wahl“  und  „Proportionalwahl“,  in  Meyers  Konversationslexikon,  5.  Aufl., 
ersterer  in  Bd.  19  (Jahressupplement  1898/99)  S.  1019  bis  1024,  letzterer  in  dem¬ 
selben  und  dem  folgenden  Bande  (Jahressupplement  1899/1900);  Derselbe, 
Die  Proportionalwahl  bei  den  Gewerbegerichten  (Preußisches  Verwaltungsblatt 
Nr.  33  und  34  vom  17.  und  24.  Mai  1902),  S.  513ff.,  532ff.;  Derselbe,  Die  Pro¬ 
portionalwahl  bei  den  Gewerbegerichten,  verbesserter  Wiederabdruck  aus  dem 
Preuß.  VerwBl.  Nr.  33  und  34  vom  17.  und  24.  Mai  1902.  Broschüre  in  8°,  Aus¬ 
gabe  von  Ende  August  1904.  desgleichen  revidierte  Ausgabe  vom  Oktober  1904; 
Derselbe,  Proportionalwahl  für  die  Landtagswahlen  deutscher  Mittelstaaten, 
in  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  1905  Nr.  9  S.  677 — 687;  Krazeisen,  Blätter 
für  administrative  Praxis,  Jahrgang  1901  S.  301 — 305;  Luppe,  Die  Systeme 
der  Verhältniswahl,  in  „Frankfurter  Zeitung“,  Erstes  Morgenblatt  vom  27.  und 
28.  Juli  1906,  Nr.  205  und  206;  Tecklenburg,  Majoritätseiner  wähl  oder  Pro¬ 
portionalwahl,  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatsv  issenschaf  t,  62.  Jahrg. 
1906,  2.  Heft  S.  341  ff.;  Derselbe,  Das  d*Hont*sche  Proportionalwahlverfahren, 
Schweizerische  Juristenzeitung,  Jahrg.  1  Nr.  10;  Derselbe,  über  denselben 
Gegenstand  in  seiner  praktischen  Bedeutung,  in  Zeitschrift  für  die  gesamten 
Staatswissenschaften,  1908  S.  151  ff. ;  Derselbe,  Graduierte  Stimmgebung  und 
d’Hont’sches  Proportional  verfahren,  in  Archiv  für  öffentliches  Recht,  Bd.  28 
S.  104 ff.;  Klöti,  Die  Verhältniswahl  in  der  Schweiz  (Sonderabdruck  aus  den 
„Schweiz.  Blättern  für  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik“,  Heft  22/23,  XVI.  Jahrg. 
1908)  S.  16ff. ;  Garr,  Ausblicke  auf  die  künftige  preußische  Wahlreform  (Sonder¬ 
abdruck  aus  Schmollers  Jahrbüchern,  Jahrg.  XXXIV,  C.)  3910.  Unter  Ziff.  II 
und  III  spricht  der  Verfasser  von  den  Proportionalwahlen  für  die  preußischen 
Verhältnisse  und  widerlegt  allerlei  Einwände  gegen  den  Proporz;  Garr,  Die 
Verhältniswahl  in  Frankreich,  in  Zeitschrift  für  Politik  Bd.  3  S.  397 ;  Richard 
Schmidt,  Innere  Lage  Frankreichs  beim  Beginn  und  künftigen  Ende  des  Krieges, 
in  Zeitschrift  für  Politik  Bd.  8  S.  164;  Pi  esse,  E.  L.,  Bibliography  of  proportional 
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erneuerung  stattfindet.  Vakanzen  außerhalb  der  Sitzungsperiode  der 
Staatslegislative  besetzt  der  Staatsgouverneur.  Erfordert  ist  neun¬ 
jährige  Unionsbürgerschaft,  Einwohnerschaft  des  betreffenden  Staates, 
Alter  von  30  Jahren  (Freund,  a.  a.  0.  S.  106).  Die  abweichende  Rege¬ 
lung  im  Entwurf  geht  auf  den  Gedanken  zurück,  daß  das  Staatenhaus 
nur  zum  Teil  die  Aufgaben  des  früheren  Bundesrats  hat;  es  ist  auch 
nicht  Staatsrat  und  Staatsgerichtshof  wie  in  Nordamerika  (vgl.  hierüber 
a.  a.  0.  S.  135,  167,  169).  Der  schweizerische  Ständerat  besteht  aus 
44  Mitgliedern,  von  denen  jeder  Ganzkanton  zwei,  jeder  Halbkanton 
ein  Mitglied  zu  wählen  hat.  Die  Art  und  Weise  der  Bestellung  ist  Sache 
der  Kantone1).  Der  Senat  des  australischen  Bundesstaates  vertritt 
die  Gliedkolonien,  deren  jede  eine  gleiche  Zahl  von  Senatoren,  nämlich 
sechs  entsendet.  Sie  gehen  aus  allgemeinen,  gleichen  und  direkten 
Volkswahlen  hervor2)^ 

Zu  §  12. 

Der  erste  Satz  entspricht  dt m  Art.  21  Abs.  1  der  bisherigen  Reichs¬ 
verfassung,  stellt  aber,  indem  die  verschiedenen  Arten  der  Beamten 
besonders  genannt  werden,  aufgetauchte  Zweifelsfragen  klar.  Neben 
den'  Beamten  der  Kommunen  sind  auch  die  der  Kommunal  verbände 
ausdrücklich  hervorgehoben.  Die  Kosten  der  Stellvertretung  trägt 
die  Reichskasse.  Doch  muß  verhindert  werden,  daß  Beamte  ein  be¬ 
soldetes  Amt  übernehmen,  es  aber  mit  Rücksicht  auf  ihre  Zugehörigkeit 
zur  Bundesversammlung  auch  in  den  Zeiten,  in  denen  die  Verhand¬ 
lungen  der  Bundesversammlung  nicht  stattfinden,  nicht  versehen. 
Die  vorgeschlagene  Frist  von  30  Tagen  soll  verhüten,  daß  Abgeordnete 
und  Senatoren  bei  kurzen  Unterbrechungen  der  Parlamentsarbeit  von 

representation  in  Tasmania  (Papers  and  proceedings  of  the  Royal  Society  of 
Tasmania  1913)  Hobait  1913;  Derselbe,  The  theoiy  of  the  quota  in  proportional 
representation  (Papeis  and  procecdngs  of  the  Royal  Society  of  Tasmania,  1913) 
Hobait  1913;  Lavergne,  16  onne  electoiale,  Revue  politique  Bd.  73  (1913) 
S.  72 ff.;  Lagardelle,  Die  Krisis  der  herrschenden  Parteien  Frankreichs,  in 
Zeitschrift  für  Politik  Bd.  8  S.  180. 

Vgl.  noch  Starosolskyj,  Das  Majoritätsprinzip  (Wiener  Staatswissenschaft¬ 
liche  Studien,  hrsg.  von  Et  m und  Bernatzik  und  Eugen  von  Philippo vich, 
Bd.  13  Heft  2)  Wien  und  Leipzig  1916;  auch  Dobianicki,  Analyse  des  sog. 
limitieiten  Votums,  in  Aichiv  für  öffentliches  Recht  Bd.  27  S.  57 ff. 

*)  Schollenberger,  Das  Schweizerische  öffentliche  Recht,  19C9  S.  49, 
68,  97. 

2)  Hatschek,  Staats-  und  Verwaltungsrecht  von  Australien  und  Neu¬ 
seeland,  1910  S.  34ff. 
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ihrer  Vorgesetzten  Behörde  zu  Dienstleistungen  herangezogen  werden . 
Die  Beurlaubung  für  die  Agitations-  und  Rechenschaftsreisen  ist  durch 
den  Vorschlag  des  Entwurfs  und  die  Entscheidung  des  Reichsstaats  - 
gerichtshofes  gesichert. 

Art.  21  Abs.  2  der  bisherigen  Reichsverfassung  hatte  bestimmt: 
„Wenn  ein  Mitglied  des  Reichstages  ein  besoldetes  Reichsamt  oder  in 
einem  Bundesstaat  ein  besoldetes  Staatsamt  annimmt,  oder  im  Reichs¬ 
oder  Staatsdienste  in  ein  Amt  eintritt,  mit  welchem  ein  höherer  Rang 
oder  ein  höheres  Gehalt  verbunden  ist,  so  verliert  es  Sitz  und  Stimme 
in  dem  Reichstag  und  kann  seine  Stelle  in  demselben  nur  durch  neue 
Wahl  wieder  erlangen.“  Diese  Vorschrift  war  als  Schutz  gedacht  gegen 
einen  etwaigen  Mißbrauch  der  Ämterhoheit  zum  Nachteil  für  die  Un¬ 
abhängigkeit  der  Volksvertretung.  Der  Gedanke,  der  einer  vergangenen 
Zeit  entstammt,  wurde  schon  vor  der  deutschen  Revolution  als  veraltet 
und  überflüssig  angesehen.  Es  ist  die  gänzliche  Aufhebung  der  Vor¬ 
schrift  durch  Gesetz  vom  28.  Oktober  1918  erfolgt,  zumal  die  Be¬ 
stimmung  im  Zusammenhänge  mit  dem  Gesetz  über  die  Zusammen¬ 
setzung  des  Reichstages  und  die  Verhältniswahl  in  großen  Reichstags¬ 
wahlkreisen  vom  24.  August  1918  (Reichsgesetzblatt  S.  1079)  insofern 
zu  unerwünschten  Ergebnissen  hätte  führen  müssen,  als  die  in  Ver¬ 
hältniswahlkreisen  gewählten  Mitglieder  des  Reichstags,  die  durch 
die  Annahme  eines  Reichs-  oder  Staatsamts  ihren  Sitz  im  Reichstag 
verlieren,  nicht  die  Möglichkeit  gehabt  hätten,  ihn  in  ihrem  bisherigen 
Wahlkreise  wiederzuerlangen,  da  nach  §  15  des  angeführten  Gesetzes 
beim  Ausscheiden  eines  in  einem  Verhältnis  Wahlkreise  gewählten  Ab¬ 
geordneten  der  nächstberechtigte  Bewerber  ohne  Ersatzwahl  an  seine 
Stelle  tritt.  (Begründung  eines  Gesetzes  zur  Abänderung  der  Reichs¬ 
verfassung  usw.  Drucksache  Nr.  1936,  13.  Legislaturperiode  II.  Sess. 
1914/18.) 

Zu  §  13. 

Der  Hauptinhalt  dieser  Bestimmung  ist  aus  Art.  22  der  bisherigen 
Reichs  Verfassung  übernommen  worden.  Die  Frage  der  Zulässigkeit 
geheimer  Verhandlungen  des  Reichstags  war  bestritten1).  Der  Text 
entscheidet  sich  nach  dem  Vorbilde  des  §  36  der  Geschäftsordnung  für 
den  Reichstag  zugunsten  ausnahmsweiser  Zulässigkeit  von  geheimen 
Sitzungen.  Die  Erfahrungen  der  Vergangenheit  haben  ferner  ge¬ 
lehrt,  daß  eine  unbeschränkte  Unverantwortlichkeit  der  Presse  bei 


)  Seydel,  VerfUrk.  S.  198ff.,  Laband,  Staatsrecht  Bd.  1  S.  346. 


Veröffentlichung  von  parlamentarischen  Verhandlungen  sich  nicht 
empfiehlt.  Insbesondere  ist  es  vorgekommen,  daß  verleumderische 
Behauptungen  von  der  Tribüne  des  Parlaments  aus  zwar  dort  oder  in 
der  sonstigen  Öffentlichkeit  widerlegt  oder  aufgeklärt  oder  zurück¬ 
gewiesen  oder  für  gänzlich  unberechtigt  erwiesen  worden  sind,  daß 
aber  doch  nach  manchem  Jahr  irgendeine  Zeitung  jene  Verleumdung 
unter  dem  Schutz  des  Art.  22  ReichsVerf.  wörtlich  wiederholte.  Hier¬ 
gegen  konnte  nicht  eingeschritten  werden.  Aus  diesem  Grunde  sind 
in  meinen  Entwurf  Absatz  2  die  Sätze  2  und  3  eingefügt  worden1). 

Zu  §  14. 

Das  Parlament  soll  nicht  bloß  das  Recht  haben,  Petitionen 
an  das  Reichsministerium  zu  verweisen,  sondern  es  ist  auch  das  Recht 
der  Interpellation  verfassungsmäßig  zu  verbürgen.  Von  großer 
Wichtigkeit  ist  dann  auch  das  Recht  der  Enquete,  das  im  Gegensatz 
zum  bisherigen  Reichsrechte  aber  in  Übereinstimmung  mit  dem 
englischen  Verfassungsrechte  in  die  Bestimmung  auf  genommen  wor¬ 
den  ist2). 

Zu  §  15. 

Die  Vorschrift  entspricht  dem  Art.  24  der  bisherigen  Reichs¬ 
verfassung,  nur  daß  natürlich  nicht  der  „Beschluß  des  Bundesrats  unter 
Zustimmung  des  Kaisers“  vorgesehen  ist.  Die  Regierungen  der  ein¬ 
zelnen  Freistaaten  können  die  Auflösung  politisch  beeinflussen;  ein 
verfassungsrechtliches  Mittel  steht  ihnen  nicht  zu. 

Zu  §§  16/17. 

Die  Bestimmungen  entsprechen  den  Art.  25,  26  der  bisherigen 
Reichs  Verfassung,  nur  daß  auch  hier  die  Zuständigkeit  des  Staatsober¬ 
hauptes  festgesetzt  ist. 

Zu  §§  18/19. 

Während  nach  dem  bisherigen  Reichsrechte  der  Reichstag  die 
Legitimation  seiner  Mitglieder  nicht  nur  prüfte,  sondern  darüber  auch 
entschied,  ist  in  dem  Entwurf  der  Bundesversammlung  nur  das  Recht 

Vgl.  auch  Garr,  Parlament  und  Presse,  Wien  1908. 

2)  Vgl.  Rosegger,  Petitionen,  Bitten  und  Beschwerden,  1908;  Hatschek, 
Das  Interpellationsrecht  im  Rahmen  der  modernen  Ministerverantw Örtlichkeit, 
1909;  Pereis,  Das  autonome  Reichstagsrecht,  1903;  Jungheim,  Die  Geschäfts¬ 
ordnung  für  den  Reichstag,  1916;  von  Rauchhaupt,  Handbuch  der  deutschen 
Wahlgesetze  und  Geschäftsordnungen.  1916. 
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der  Legitimationsprüfung,  nickt  aber  zur  Entscheidung  zugewiesen. 
Diese  steht  allein  bei  dem  Reichsstaatsgerichtshof. 

Der  §  19  entspricht  dem  Art.  27  Satz  2  der  bisherigen  Reichs¬ 
verfassung,  wobei  zu  beachten  ist,  daß  zwei  Gesetzgebungskörper 
vorhanden  sind. 

Zu  §  20. 

Diese  Bestimmung  ist  dem  Art.  28  der  Reichs  Verfassung  ent¬ 
nommen. 

Zu  §21. 

Die  Vorschrift  wiederholt  einen  allgemeinen  Grundsatz  des  kon¬ 
stitutionellen  modernen  Staatsrechts,  dessen  Anwendung  jedoch  auf 
die  Mitglieder  des  Staatenhauses  nicht  zu  empfehlen  ist. 

Zu  §§  22/23. 

Diese  Vorschrift,  welche  den  Artikeln  30,  31  der  Reichsverfassung 
entspricht,  sichert  die  Immunität  der  Abgeordneten.  Es  empfahl  sich, 
die  bisher  streitige  Frage,  ob  bei  Festnahme  eines  Reichstagsmitgliedes 
zum  Zwecke  der  Vollstreckung  einer  rechtskräftig  anerkannten  Frei¬ 
heitsstrafe  der  §  23  Abs.  1  Satz  1  Anwendung  finden  kann,  in  bejahendem 
Sinne  zu  beantworten1). 

Zu  §  24. 

Es  ist  hier  auf  Art.  32  der  Reichsverfassung  sowie  auf  die  den¬ 
selben  abändernden  Gesetze  vom  21.  Mai  1906  und  22.  Juni  1918  zu 
verweisen.  Es  steht  natürlich  der  künftigen  Bundesversammlung  zu, 
in  dieser  Beziehung  neue  Gesetze  vorzuschlagen  und  zu  beschließen. 


F.  Das  Reichsministerium  (Kabinett). 

Zu  §  25. 

Die  Reichsregierung2)  (das  Reichsministerium,  Kabinett  im 
engeren  Sinne)  ist  die  oberste  Verwaltungsbehörde,  der  die  politische 
Leitung,  die  Ernennung  und  Entlassung  der  Reichsbeamten,  das  Orga- 

1)  Vgl.  Art.  „Abgeordnete“  im  Wörterbuch  des  Deutschen  Staats-  u.  Ver¬ 
waltungsrechts,  2.  Aufl.  Bd.  1  (1911)  S.  13ff.  von  L.  v.  Savigny  und;  Fleisch¬ 
mann;  ferner:  Hubrich,  Die  parlamentarische  Redefreiheit  und  Disziplin,  1899; 
Derselbe,  Parlamentarische  Immunität  und  Beamtendisziplin,  1901;  v.  Muralt, 
Die  parlamentarische  Immunität  in  Deutschland  und  der  Schweiz,  1902. 

2)  Vgl.  die  hervorragende  auf  den  früheren  Rechtszustand  bezügliche  staats¬ 
rechtliche  und  politische  Studie  von  Eduard  Rosen thal,  Die  Reichsregierung,  1911. 
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nisationsrecht  (Ämtererrichtung)  unter  verfassungsmäßiger  Mitwir¬ 
kung  der  Bundesversammlung  zusteht.  Die  Reichsregierung  wird  nach 
dem  parlamentarischen  System  berufen.  In  Staaten  mit  großer  histo¬ 
rischer  Verfassungstradition,  wie  in  England,  hat  dieses  System  sich 
allmählich  entwickelt.  Es  fehlt  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord¬ 
amerika.  In  Deutschland  muß  es  durch  ausdrückliche  Verfassungs¬ 
bestimmung  eingeführt  werden,  um  dadurch  festzulegen,  daß  die  Staats¬ 
gewalt  nicht  bei  einem  mit  überragenden  Machtvollkommenheiten  aus¬ 
gestatteten  Präsidenten  liegt  und  weil  für  Deutschland  keine  Möglich¬ 
keit  besteht,  die  positive  Gestaltung  des  Grundcharakters  der  Regierung 
einer  gewohnheitsrechtlichen  Bildung  zu  überlassen.  Die  stürmischen 
Ereignisse  der  Revolution  haben  die  vielumstrittene  Frage  gelöst;  es 
kann  theoretisch  und  praktisch  entweder  nur  parlamentarisches  System 
oder  Übergewicht  des  Staatsoberhaupts  über  den  andern  Staatsorganen 
und  den  Regierungen  der  Freistaaten  in  Frage  kommen.  Letzteres  ist 
nach  meiner  Auffassung  auszuschließen1). 

Die  Reichsregierung  wird  daher  von  der  Mehrheit  der  National¬ 
versammlung  bestimmt;  dem  Staatsoberhaupt  kommt  nur  eine  formale 
Aufgabe  zu,  die  führenden  Staatsmänner  der  herrschenden  Partei  zu 
berufen.  Praktisch  wird  sich  das  so  vollziehen,  daß  der  leitende  politi¬ 
sche  Kopf  der  Parlamentsmehrheit  den  Auftrag  zur  Kabinettbildung 


J)  Vgl.  die  folgenden  bedeutenden  und  wichtigen  Schriften:  Max  Weber, 
Parlament  und  Regierung  im  neu  geordneten  Deutschland,  1917;  Piloty,  Das 
parlamentarische  System.  Eme  Untersuchung  seines  Wesens  und  Wertes,  2.  Aufl. 
1917;  Redslob,  Die  parlamentarische  Regierung  in  ihrer  wahren  und  in  ihrer  un¬ 
echten  Form.  Eine  vergleichende  Studie  über  die  Verfassungen  von  England, 
Belgien,  Ungarn,  Schweden  und  Frankreich,  1918.  —  Vgl.  auch  Gmelin,  Zur 
Frage  der  Einführung  der  parlamentarischen  Regierung  im  Reich,  in  Zeitschrift 
für  Politik,  1918  S.  294 — 307.  Besonderes  Interesse  hat  begreiflicherweise  für 
uns  die  Verfassungsentwicklung  und  gegenwärtige  Lage  in  England.  Siehe  Hat- 
schek,  Englands  Staatsrecht,  2  Bände  1905,  1906  und  dessen  kürzere  Darstel¬ 
lung:  Das  Staatsrecht  des  vereinigten  Königreichs  Groß-Britannien-Irland,  1914; 
den  gut  zusammenfassenden  ansprechenden  Vortrag  von  Rudolf  Hübner,  Die 
parlamentarische  Regierungsweise  Englands  in  Vergangenheit  und  Gegenwart, 
1918;  ferner  Ferdinand  Tönnies,  Der  englische  Staat  und  der  deutsche  Staat, 
1917;  Sidney  Low,  Die  Regierung  Englands,  übersetzt  von  Johannes  Hoops 
mit  einer  Einleitung  von  Georg  Jellinek,  1908.  Erich  Kaufmann,  Bismarcks 
Erbe  in  der  Reichsverfassung,  1917  S.  64ff.  vertritt  für  unser  bisheriges  Reich 
die  Ansicht  der  Unmöglichkeit  des  Parlamentarismus;  siehe  die  Besprechung 
von  Eduard  Rosenthal  in  der  Deutschen  Literatur-Zeitung  Nr.  23  und  24  vom 
8.  und  15.  Juni  1918. 
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erhält.  Er  wird  seine  Kollegen  aus  seiner  Partei  wählen.  Immerhin  sollen 
diese  (8  bis  10  an  Zahl)  mit  ihm  formell  gleichberechtigt,  er  nicht  „Chef“ 
sein.  Doch  wird  auch  in  Deutschland  die  Verfassungsentwicklung 
auf  eine  gewisse  Vorzugsstellung  des  sogenannten  Erstministers  drängen 
und  es  wäre  unangebracht,  dieser  Strömung  durch  Gesetzesvorschriften 
entgegenwirken  zu  wollen.  Immerhin  kommt  jene  Gleichberechtigung 
dahin  zum  Ausdruck,  daß  bei  den  Beratungen  der  Reichsregierung 
absolute  Mehrheit  entscheidet.  Sind  Minister  in  gleicher  Zahl  anwesend, 
dann  scheidet  der  an  Dienstzeit  jüngste  bei  der  Abstimmung  aus;  bei 
Stimmengleichheit  gibt  der  Erstminister  den  Ausschlag.  Diese  Be¬ 
stimmungen  habe  ich  in  dem  Entwurf  der  Verfassungsurkunde  nicht 
aufgenommen,  weil  es  zweifelhaft  erschien,  ob  hier  überhaupt  Ab¬ 
stimmungen  praktische  Bedeutung  haben,  ob  die  betreffenden  Angele¬ 
genheiten  sich  nicht  vielmehr  durch  die  politische  Führerrolle  des  Erst¬ 
ministers  meist  in  seinem  Sinne  werden  erledigen  lassen  müssen.  Ernst¬ 
liche  Meinungsverschiedenheiten  im  Kabinett  müssen  seinen  politischen 
Bestand  gefährden. 

Das  engere  Kabinett  bestimmt  die  Richtung  der  Politik  im  ganzen 
und  in  allen  wichtigen  Einzelfragen.  Es  kann  auch  die  sogenannten 
Fachministerien  unter  sich  verteilen.  Geschieht  dies  nicht  oder  nur 
teilweise,  so  können  neben  jener  engeren  Gruppe  noch  Staatssekretäre 
durch  das  Staatsoberhaupt  ernannt  werden,  die  auch  aus  der  herr¬ 
schenden  Partei  entnommen  werden  müssen. 

Im  Gegensatz  zum  amerikanischen  System  ist  hier  mit  Vorbedacht 
Ämterorganisationsrecht,  Ernennung  und  Entlassung  der  Reichs¬ 
beamten  in  die  Hand  des  Ministeriums  und  nicht  des  Präsidenten  ge¬ 
legt.  Es  soll  vermieden  werden,  daß  sich  eine  Art  von  Beutesystem 
entwickelt,  daß  die  Partei,  welche  dem  Präsidenten  zum  Siege  verholfen 
hat,  auch  die  Ämter  unter  sich  verteilt. 

Nicht  vorgesehen  ist  im  Entwurf,  daß  die  Minister  aus  dem  Parla¬ 
mente  entnommen  werden  müssen.  Auf  diese  Weise  möchte  ich  es  er¬ 
möglichen,  auch  außerhalb  des  Parlaments  befindliche  bedeutende  Poli¬ 
tiker  in  die  Reichsregierung  aufzunehmen,  aber  auch  aus  dem  Beamten¬ 
tum  geeignete  Kräfte  in  das  Kabinett  zu  ziehen.  In  der  bisherigen 
Reichsverfassung  Art.  9  Satz  2  war  bestimmt,  daß  niemand  gleich¬ 
zeitig  Mitglied  des  Bundesrats  und  des  Reichstages  sein  kann.  Für  die 
neue  Verfassung  entfällt  natürlich  diese  Vorschrift.  Nicht  nur  ist  es 
erlaubt,  daß  die  Mitglieder  des  Kabinetts  auch  der  Nationalversamm¬ 
lung  angehören,  vielmehr  wird  dies  die  herrschende  Regel  sein  müssen. 
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Die  eben  bezeichnten  Ausnahmemöglichkeiten  sollen  nur  der  Auslese 
der  besten  und  geeignetsten  Personen  auch  außerhalb  des  Parlaments 
dienen.  Dagegen  kann  nicht  ein  Mitglied  des  Staatenhauses  gleich¬ 
zeitig  Mitglied  desKabinetts  sein,  denn  jenes  istVertreter  der  Freistaaten, 
dieses  der  Reichsregierung. 

Das  parlamentarische  System  setzt  voraus,  daß  das  Kabinett  der 
Ausschuß  der  Mehrheit  der  Nationalversammlung  ist ;  daß  letzten 
Endes  die  Entscheidung  darüber,  wie  das  Kabinett  zusammengesetzt 
werden  soll,  bei  den  Wählern  liegt.  Besitzt  die  Reichsregierung  nicht 
mehr  das  Vertrauen  der  Mehrheit  der  Nationalversammlung,  so  muß 
sie  daraus  die  Folgerung  ziehen.  Der  Entwurf  hat  diese  Frage  näher 
geregelt.  Wann  das  Staatsoberhaupt  neue  Wahlen  auszuschreiben  hat, 
wird  sich  nur  nach  der  politischen  Lage  beantworten  lassen.  Nicht  jede 
Meinungsverschiedenheit  in  untergeordneten  Angelegenheiten  zwischen 
dem  Kabinett  ,  und  der  Nationalversammlung  braucht  zu  seinem  Rück¬ 
tritte  zu  führen.  Dagegen  kann  dem  Staatenhause  nicht  dieselbe 
politische  Macht  gegenüber  der  Reichsregierung  gegeben  werden  wie 
der  Nationalversammlung,  denn  auch  hier  kommt  in  Frage,  daß  die 
Nationalversammlung  das  deutsche  Volk  vertritt,  während  das  Staaten¬ 
haus  das  partikulare  System  der  Freistaaten  repräsentiert.  Zu  ent¬ 
scheiden,  wie  die  Reichs  Verwaltungsangelegenheiten  geführt  werden 
sollen,  ist  Sache  nur  derjenigen  Körperschaft,  die  von  allen  Angehörigen 
des  Reichs  gewählt  wird.  Immerhin  ist  angesichts  der  Tatsache,  daß 
die  Bundesversammlung  aus  zwei  Körpern  besteht  und  bei  dem 
Wunsche,  daß  jeder  Differenz  zwischen  ihnen  nach  Möglichkeit  vor¬ 
gebeugt  werden  muß,  daß  eine  den  Freistaaten  oder  einer  Gruppe 
von  ihnen  nicht  genehme  Politik  der  Reichsregierung  den  ganzen 
Bundesstaat  mit  ernster  Gefahr  bedrohen  kann,  auch  hier  ein  Ventil 
zu  schaffen.  Besitzt  das  Kabinett  das  Vertrauen  der  Nationalver¬ 
sammlung,  nicht  aber  des  Staatenhauses,  so  kann  dieses  zwar  nicht 
das  Ministerium  ohne  weiteres  stürzen,  es  kann  aber  das  Staatsober¬ 
haupt  zur  Ausschreibung  neuer  Wahlen  für  beide  Vertretungskörper 
auffordern.  Ergeben  die  neuen  Wahlen  dieselbe  Mehrheit  in  der  Na¬ 
tionalversammlung,  so  muß  sich  das  Staatenhaus  dem  fügen,  denn 
das  Volk  hat  gesprochen.  Kommt  eine  andere  Mehrheit  in  die  National¬ 
versammlung,  so  muß  der  Präsident  eine  neues  Kabinett  berufen. 

In  die  Verantwortlichkeit  des  Kabinetts  sind  die  besonderen 
Fachminister  (Staatssekretäre)  insofern  nicht  eingeschlossen,  als  die 
Unzufriedenheit  der  Nationalversammlung  mit  ihnen  ihre  Entfernung 
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aus  dem  Kabinett  bewirken  kann,  ohne  daß  davon  das  Schicksal  des 
Gesamtministeriums  abhängt.  Anders,  wenn  es  sich  mit  dem  Fach- 
minister  (Staatssekretär)  solidarisch  erklärt. 

Handelt  es  sich  um  eine  Verwaltungshandlung  eines  einzelnen 
Mitgliedes  des  Kabinetts,  also  nicht  um  die  allgemeine  Politik  der 
Regierung,  für  die  diese  solidarisch  verantwortlich  ist,  so  kann  der 
Konflikt  durch  seinen  Rücktritt  gelöst  werden ;  die  Sachlage  ist  hier 
dieselbe  wie  beim  Fachminister. 

Die  politische  Verantwortlichkeit  des  Staatsministeriums  besteht 
nicht  für  Akte  der  Gesetzgebung,  da  diese  Sache  der  Bundesversamm¬ 
lung  ist;  ebenso  wenig  für  Akte  der  richterlichen  Gewalt,  sondern  nur 
für  Verwaltungshandlungen  auf  allen  Gebieten  der  Exekutive. 

Die  Verantwortlichkeit  besteht  gegenüber  jedem  Teile  des  Parla¬ 
ments,  also  gegenüber  der  Nationalversammlung  wde  dem  Staatenhause, 
nur  daß  die  Folgerungen  aus  der  Nichtbilligung  der  Regierungs¬ 
handlungen  in  verschiedener  Weise,  wie  soeben  dargelegt,  gezogen 
werden  müssen,  wenn  das  Volkshaus  und  wenn  das  Staatenhaus  in 
Frage  kommt. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Kabinetts  besteht  aber  nicht  nur  für 
seine  eigenen  Staatsakte,  sondern  auch  für  die  des  Präsidenten,  weshalb 
jede  seiner  Verfügungen  mindestens  von  einem  der  Minister  gegen¬ 
gezeichnet  werden  muß. 

Wegen  des  Vergehens  der  Verfassungs Verletzung  und  der  Pflicht¬ 
widrigkeit  bei  Ausübung  des  Amtes  kann  jeder  Minister  (und  Staats¬ 
sekretär)  von  der  Nationalversammlung  angeklagt  werden.  Es  entschei¬ 
det  der  Reichsstaatsgerichtshof.  Er  kann  auf  Verweis,  öffentliche 
Brandmarkung,  Verbannung  bis  zu  fünf  Jahren  und  Aberkennung 
der  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Ämter  auf  2  bis  15  Jahre 
erkennen.  Außerdem  kann  strafrechtliche  Verfolgung  wegen  Verbrechen 
oder  Vergehen  nach  dem  Strafgesetzbuch,  insbesondere  wegen  Be¬ 
stechung  und  ferner  ein  Disziplinarverfahren  oder  auch  eine  bürgerlich- 
rechtliche  Schadensersatzklage  in  Frage  kommen. 

Daß  an  der  Gesetzgebungsfunktion  stets  neben  dem  parlamen¬ 
tarischen  Organ  auch  die  Exekutive  beteiligt  sein  muß,  hat  neuerdings 
Erich  Kaufmann  (Bismarcks  Erbe  in  der  Reichsverfassung,  1917  S.  65) 
ausgeführt:  ,,Nur  wenn  durch  sie  ein  intimer  Zusammenhang  mit  den 
wirklichen  Bedürfnissen  und  den  Erfordernissen  des  praktischen  Lebens 
hergestellt  und  verbürgt  wird,  kann  die  Gesetzgebung  der  Gefahr 
abstrakter  schematischer  und  blutleerer  Arbeit  entgehn.  Bereits  Mon- 
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tesquieu  hatte  gelehrt,  daß,  wenn  die  Exekutive  keinen  Anteil  an  der 
Legislative  hat,  diese  despotisch  wird:  sie  wird  nach  den  Erfahrungen 
der  Geschichte  und  nach  der  Natur  der  Sache  zum  revolutionären 
Konvent.  Und  nur  wenn  die  Exekutive  am  Gesetzgebungsakte  eben¬ 
bürtig  neben  dem  Parlamente  teil  hat,  besteht  die  Garantie,  daß  die 
beschlossenen  Gesetze  auch  wirklich  angewendet  und  durchgeführt 
werden:  nur  wenn  die  Exekutive  in  ihnen  Fleich  von  ihrem  Fleische 
sieht,  wird  sie  Kraft  und  Energie  zu  ihrer  , Vollziehung4  einsetzen, 
während  sonst  die  Gefahr  passiven  Widerstandes  und  letztlich  eines 
permanenten  Konflikts  und  einer  Desorganisation  des  ganzen  staat¬ 
lichen  Lebens  unabweisbar  ist.“  Nun  sieht  mein  Entwurf  vor,  daß  das 
Kabinett  nicht  an  der  Gesetzgebung  beteiligt  ist,  und  wenn  die  wieder¬ 
gegebenen  Ausführungen  richtig  sind,  müßte  das  ein  Fehler  sein.  Ich 
bin  aber  der  Ansicht,  daß  der  von  Kaufmann  geschilderten  Gefahr 
durch  die  enge  politische  Verbindung  der  parlamentarischen  Mehrheit 
mit  dem  Kabinett  in  ausreichender  Weise  vorgebeugt  ist.  Die  gesetz¬ 
gebende  Nationalversammlung  [wird  den  Zielen  und  Wünschen  des 
aus  ihrer  Mehrheit  entnommenen  Kabinetts  wohl  meist  entsprechen; 
wenn  das  nicht  zutrifft,  ist  der  Fall  des  Kabinettswechsels  und  da¬ 
mit  der  dadurch  herzustellenden  Harmonie  zwischen  Volksvertretung 
und  Kabinett  gegeben.  Allerdings  wirkt  an  der  Gesetzgebung  auch 
das  Staatenhaus  mit,  das  politisch  nicht  mit  der  Reichsregierung  ver¬ 
knüpft  ist.  Aber  es  sorgt  die  vorgesehene  Verfassungsbestimmung,  die 
auch  das  Vertrauen  des  Staatenhauses  sichern  will,  für  den  Einklang 
mit  den  politischen  Absichten  der  Reichsregierung.  Geht  die  Rech¬ 
nung  im  Einzelfalle  trotzdem  nicht  immer  glatt  auf,  so  hängt  das  mit 
den  Schwierigkeiten  des  bundesstaatlichen  Gefüges  zusammen  und  ist 
unvermeidlich. 

Da  der  Bundesrat  und  der  Reichskanzler,  der  den  Vorsitz  in  ihm 
führt,  fortgefallen  ist,  erledigt  sich  auch  die  Frage,  ob  der  Reichs¬ 
kanzler  gleichzeitig  preußischer  Ministerpräsident  sein  muß.  In  die 
Sprache  unserer  neuen  Reichsverfassung  übersetzt,  heißt  das,  daß 
die  Reichsregierung  keinerlei  Identität  mit  der  preußischen  Re¬ 
gierung,  welche  vielmehr  eine  besondere  freistaatliche  ist,  aufweist. 
Die  von  dem  zu  schaffenden  preußischen  Parlament  in  das  Staaten¬ 
haus  zu  entsendenden  Senatoren  vertreten  das  partikularistische 
Element,  haben  aber  als  solches  mit  der  preußischen  Regierung 
nichts  zu  tun. 

Die  Verbindung  zwischen  Reichsregierung  und  Parlament  wird 
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endlich  auch  durch  die  Bestimmung  gesichert,  daß  jedes  Mitglied  des 
Kabinetts  im  weiteren  Sinne  sowohl  in  der  Nationalversammlung  wie 
im  Staatenhaus  erscheinen  darf  und  dort  auf  Verlangen  jederzeit  gehört 
werden  muß.  Es  handelt  sich  in  diesen  Fällen  um  die  Vertretung  der 
Ansicht  der  Reichsregierung.  Insoweit  ein  Kabinettsmitglied  der 
Nationalversammlung  angehört,  finden  die  Bestimmungen  über  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder  dieser  Versammlung  auf  ihn  An¬ 
wendung.  Er  hat  demnach  alle  Befugnisse  und  Obliegenheiten  eines 
Parlamentariers. 


G.  Das  Staatsoberhaupt. 

Zu  §§  26/37. 

Im  schweizerischen  Bundesstaat  ist  der  Bundespräsident  lediglich 
Vorsitzender  des  Bundesrats,  also  des  aus  sieben  Mitgliedern  bestehen¬ 
den  Kollegiums,  das  durch  die  Bundesversammlung  gewählt  wird. 
Der  Bundespräsident  ist  auch  von  Amts  wegen  Vorsteher  des  politischen 
Departements.  Er  wird  jährlich  von  der  Bundesversammlung  gewählt. 
Diese  Rechtsordnung  eignet  sich  offensichtlich  für  das  deutsche  Volk 
nicht.  Ebenso  wenig  ist  es  aber  angebracht,  dem  deutschen  Staats¬ 
oberhaupt  eine  so  weit  reichende,  fast  diktatorische  Stellung  einzu¬ 
räumen,  wie  dies  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord¬ 
amerika  ihrem  Präsidenten  getan  hat.  Die  parlamentarische  Re¬ 
gierungsweise  und  die  sich  daraus  ergebenden  Zuständigkeiten  der 
verschiedenen  Staatsorgane  sollen  das  Kennzeichnende  für  die  deutsche 
Reichsrepublik  sein.  Dies  schließt  jedoch  nicht  aus,  daß  einzelne 
bewährte  Vorschriften  der  nordamerikanischen  Verfassung  über  den 
Präsidenten  mit  verwertet  werden. 

Der  Entwurf  will  das  Staatsoberhaupt  im  wesentlichen  auf  die 
äußere  Repräsentation  des  deutschen  Volks  beschränken.  Die  würdige 
Vertretung  nach  außen  wie  nach  innen,  auch  für  den  Fiskus,  be¬ 
läßt  dem  Präsidenten  jedoch  eine  überragende  Ehrenstellung,  die 
außerdem  durch  eine  Reihe  von  Mitwirkungsrechten,  die  ihm  in  dieser 
Verfassung  gewährt  werden,  eine  besondere  Erhöhung  erfährt.  Wenn 
auch  bei  der  Erklärung  des  Krieges,  beim  Abschluß  des  Friedens,  der 
Bündnisse  und  Staatsverträge  ihm  im  wesentlichen  nur  eine  formale 
Mitwirkung  gewährt  wird,  so  greift  doch  auch  hier  seine  Stellung  über 
eine  Scheinberechtigung  hinaus,  da  sie  zu  einer  politischen  Beeinflus¬ 
sung  der  übrigen  Staatsorgane  befähigt  bleibt.  Im  übrigen  ist  in  diesem 
Abschnitt  auch  die  Tätigkeit  dem  Staatsoberhaupte  überwiesen,  die 
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bisher  dem  Kaiser  bzw.  dem  Bundesrat  bezüglich  der  Inganghaltung 
der  andern  Staatsorgane  zukam.  Die  Aufgabe,  die  der  Präsident  in  den 
Angelegenheiten  des  Kriegs-,  Marine-  und  Konsulats  Wesens  erhält, 
sind  denen  des  Kaisers  in  der  bisherigen  Reichs  Verfassung  ähnlich 
gestaltet.  Im  übrigen  wird  gerade  die  Kriegs-  und  Marine  Verwaltung 
von  der  endgültigen  politischen  Lage  des  Reichs  und  der  Freistaaten 
abhängen.  Es  ist  nicht  als  die  Aufgabe  vorliegender  Schrift  angesehen, 
auch  diese  von  den  zukünftigen  tatsächlichen  Ereignissen  bedingte 
Sonderregelung  vorzuzeichnen. 

Ganz  besonders  wichtig  aber  scheint  die  Hervorhebung,  daß  ein 
neues  Belagerungszustandsgesetz  geschaffen  werden  muß.  Die  ver¬ 
hängnisvollen  Fehler  des  bisherigen  haben  sich  während  der  Kriegszeit 
in  so  großem  Maße  gezeigt,  daß  eine  vollkommene  Neuschöpfung  not¬ 
wendig  ist. 

H.  Der  Reichsstaatsgerichtshof. 

Zu  §§  38/41. 

In  das  Verfassungsleben  des  Reichs  wird  von  vornherein  der 
Reichsstaatsgerichtshof  eingefügt.  Seine  Bedeutung  kann  gar  nicht 
überschätzt  werden.  Der  Gedanke,  die  politischen  Differenzen  durch 
einen  unabhängigen  höchsten  Gerichtshof  zur  Erledigung  zu  bringen, 
ist  so  volkstümlich  und  gerecht,  daß  auch  kein  Bedenken  besteht,  dem 
Reichsstaatsgerichtshofe  von  vornherein  eine  verhältnismäßig  große 
Zahl  von  Aufgaben  zu  überweisen.  Diese  sind  an  verschiedenen  Stellen 
dieser  Reichsverfassung  in  organischem  Zusammenhänge  mit  einzelnen 
zu  regelnden  Angelegenheiten  aufgestellt  worden.  Insbesondere  handelt 
es  sich  um  die  Entscheidung  über  die  Legitimation  der  Mitglieder  der 
Nationalversammlung,  die  Streitigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Frei¬ 
staaten  und  Verfassungsstreitigkeiten  innerhalb  derselben,  aber  auch 
um  andere  Angelegenheiten  (vgl.  §§  9,  12,  18,  331). 

J.  Das  Reich  und  die  Einzelstaaten. 

Zu  §§  42/65. 

In  diesem  Abschnitte  sind  einige  grundlegende  Beziehungen  zwi¬ 
schen  dem  Bundesstaat  und  den  Freistaaten  zusammengefaßt.  Voran¬ 
gestellt  wird  der  Grundsatz,  daß  die  Freistaaten  ihre  Souveränität 


*)  Vgl.  über  die  früheren  Bestrebungen  auf  Errichtung  eines  Reichsver^ 
waltungsgerichtshofes  in  den  Verhandlungen  des  29.  und  30.  deutschen  Juristen- 
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in  dem  Umfange  behalten,  in  dem  sie  nicht  durch  diese  Reichsverfassung 
eingegrenzt  wird.  Das  mag  für  viele  selbstverständlich  sein,  bedarf 
jedoch  angesichts  der  unendlichen  Streitigkeiten  während  des  bis¬ 
herigen  Deutschen  Reichs  über  die  Souveränität  der  Einzelstaaten 
einer  besonderen  Hervorhebung.  Gleichzeitig  liegt  in  dem ,  gewählten 
Grundsätze  auch  eine  Zuständigkeitsbestimmung.  Denn  es  wird  da¬ 
durch  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  hier  der  deutsche  Freistaat  alle 
Rechte  beibehält,  die  nicht  ausdrücklich  durch  die  Reichsverfassung 
auf  den  Bundesstaat  übergegangen  sind.  Dies  wird  auch  bei  neuauf- 
tauchenden  Zuständigkeitsfragen  von  Bedeutung  sein. 

Im  übrigen  ist  versucht  worden,  für  die  wichtige  Angelegenheit 
des  Finanzwesens  den  Gedanken  der  veredelten  Matrikularbeiträge  in 
die  Diskussion  zu  werfen.  Es  entspricht  der  begrenzten  Aufgabe  dieser 
Arbeit ,  nur  die  hauptsächlichsten  Umrisse  des  Staatsgebäudes  zu 
zeichnen.  Die  Einzelheiten  des  Finanzwesen  sind  nur  unvollständig 
geregelt.  Sie  können  erst  nach  Kenntnis  von  den  Absichten  der  National¬ 
versammlung  aufgestellt  werden1). 

In  der  Hoffnung,  daß  das  Deutsche  Reich  sein  bisheriges  Gebiet 
beibehält,  schien  auch  kein  Bedenken,  die  Art.  33  ff.  der  bisherigen 
Reichsverfassung  in  den  Plan  der  neuen  Yerfassungsurkunde  herüber¬ 
zunehmen.  Freilich  geschah  dies  mit  einer  sehr  wichtigen  Ausnahme. 
Dem  Leitsätze  zufolge,  daß  das  Reich  auch  über  die  direkten  Steuern 
verfügt,  erschien  die  Herübernahme  des  berühmten  Art.  35,  der  eine 
gewisse  Begrenzung  auf  die  indirekten  Steuern  ausspricht,  nicht  an¬ 
gebracht.  Art.  37,  der  Preußen  ein  Vorrecht  einräumt,  fällt  fort.  Es 
soll  im  übrigen  ausdrücklich  hervorgehoben  werden,  daß  nichts  ent¬ 
gegensteht,  die  wenig  befriedigend  formulierten  Artikel  33 — 39  der 
früheren  Reichsverfassung  einer  neuen  zeitgemäßen  Redaktion  zu 


tags,  Gutachten  Ed.  2,  S.  44  bzw.  Bd.  1,  S.  51  ff,  489;  auch  Fleischmann, 
D.  Jur.  Z.  13,  157,  Laband,  daselbst  15,  909,  Schultzens  lein,  Pr.  Veiw. 
Bl.  31,  709,  Verw.-Arch.  19,  538,  endlich  Gesetz  über  die  Errichtung  eines 
Reichsfinanzhofs  vom  28.  Juli  1918  (RGBl.  S.  959). 

x)  Es  darf  hier  insbesondere  auf  folgende  Schriften  verwiesen  werden: 
Laband,  Direkte  Reichssteuern,  1908  S.  24 — 30;  Koppe,  Die  Veredelung 
der  Matikular beitrage,  1913;  Damaschke,  Reichsfinanzref oi m  und  Bodenreform, 
1912;  Strutz,  Reichs-  und  Landessteuern  im  Hinblick  auf  die  Deckung  der  Wehr¬ 
vorlagen,  1913  S.  36 — 46;  Stier-Somlo,  Wehr  beitrag  und  Besitzsteuer,  staats- 
und  finanzrechtlich  untersucht,  1913  S.  124 — 132  über  die  Veredelung  der  Matri¬ 
kularbeiträge.  Sehr  reiches  Material  bringen  auch  die  Reichstagsverhandlungen 
su  den  Steuervorlagen  der  Jahre  1913 — 1918. 
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unterziehen.  Diese  Aufgabe  hier  zu  vollbringen,  würde  aus  dem  Rahmen 
der  Schrift  fallen.  Für  das  Verhältnis  des  neuen  Bundesstaates  zum 
Zollvereinigungsvertrage  ist  ein  neues  Gesetz  vorgesehen. 

Die  Vorschriften  der  bisherigen  Reichsverfassung  (Art.  41 — 47) 
über  das  Eisenbahnwesen  sowie  diejenigen  über  das  Post-  und  Tele¬ 
graphenwesen  (Art.  48 — 52)  sind  mit  dem  Vorbehalt  herübergenommen 
worden,  daß  die  konstituierende  Nationalversammlung  eine  bessere 
Formulierung  im  einzelnen  vorschlägt  und  eventuell  den  Gegenstand 
einem  besonderen  Reichsgesetze  überweist.  Auch  hier  habe  ich  versucht, 
die  Fassung  den  veränderten  Verhältnissen  anzupassen;  die  Übergangs¬ 
bestimmungen  sind  gestrichen,  die  Staatsorgane  durch  die  neuen  ersetzt, 
dem  Staatenhause  übrigens  auch  eine  gewisse  Verwaltungstätigkeit 
zugewiesen. 

Nicht  aufgenommen  worden  sind  in  meinen  Entwurf  die  auf  die 
Wehr-  und  Militärpflicht  bezüglichen  Vorschriften.  In  dieser  Richtung 
ist  ja  vorläufig  noch  alles  im  Dunkeln.  Sicher  ist  nur,  daß  eine  Ver¬ 
ständigung  über  die  Einrichtung  der  Heeresmacht  stattfinden  muß, 
sei  es,  daß  sie  in  der  bisherigen  Form,  sei  es,  daß  sie  als  Milizheer  organi¬ 
siert  werden  wird.  Die  in  dieser  Beziehung  in  der  vorliegenden  Schrift 
gelassenen  Lücken  sind  daher  absichtliche. 

IV.  Zum  zweiten  Hauptteil  des  Entwurfs.  Das  Reichsgebiet. 

Zu  §§  67,  68. 

Bei  dem  Vorschlag  von  Rechtsvorschriften  über  das  Staatsgebiet 
sieht  sich  der  Entwurf  vor  eine  ungewisse  Lage  gestellt.  Wenn  auch 
die  innige  Hoffnung  auf  Beibehaltung  der  bisherigen  Grenzen  des  Deut¬ 
schen  Reichs  lebendig  ist,  so  kann  doch  hierauf,  besonders  mit  Rück¬ 
sicht  auf  Elsaß-Lothringen,  aber  auch  auf  andere  Absonderungs¬ 
bestrebungen,  nicht  mit  aller  Sicherheit  gerechnet  werden.  Aus  diesem 
Grunde  kann  eine  Vorschrift,  die  eine  Aufzählung  der  Gebietsteile  in 
sich  schlösse,  nicht  gegeben  werden.  Dagegen  läßt  sich  jedenfalls  so¬ 
viel  sagen,  daß  alle  deutschen  Freistaaten  zum  neuen  Bundesstaate 
gehören  müssen. 

Wird  es  hiernach  der  weiteren  historisch-politischen  Entwicklung 
Vorbehalten  bleiben,  g-  rade  diesen  Abschnitt  endgültig  nach  Maßgabe 
der  Tatsachen  zu  reg  ln,  so  ist  damit  auch  die  bereits  am  Ende  des 
ersten  Teils  begründete  Zurückstellung  dieses  Abschnittes  gegen  den 
Schluß  der  Verfassungsurkunde  gerechtfertigt. 
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Die  während  des  Bestehens  des  bisherigen  Deutschen  Reichs  ent¬ 
standene  Streitfrage,  ob  eine  Fusion  von  Staaten  innerhalb  des  Reichs 
stattfinden  kann,  könnte  bei  Gelegenheit  dieserVerfassungsneuschaffung 
erledigt  werden.  Ebenso  könnten  andere  Zweifelsfragen  hierbei  zu  einer 
positiven  Lösung  gelangen. 

Y.  Zum  dritten  Hauptteil  des  Entwurfs.  Rechte  der  Reichs¬ 
angehörigen. 

Zu  §§  69/83. 

Die  Verfassungsurkunde  des  bisherigen  Deutschen  Reichs  hatte 
eine  Aufzählung  der  Rechte  der  Einzelnen  aus  Gründen,  deren  Wieder¬ 
gabe  sich  hier  erübrigt,  nicht  vorgenommen.  Dagegen  haben  die  Staats¬ 
grundgesetze  der  meisten  deutschen  Staaten  die  Rechte  ihrer  Staats¬ 
angehörigen  aufgezählt.  „Es  zeigt  sich  hierin  ein  gemeingültiger  kon¬ 
stitutioneller  Brauch,  in  dessen  Befolgung  namentlich  die  älteren,  vor 
und  um  1848  entstandenen  Verfassungen  übereinstimmen  und  der  auf 
der  Anschauung  beruht,  daß  eine  richtige  Verfassung  nicht  nur  — 
und  nicht  einmal  in  erster  Linie  —  die  Organisation  des  Staats  zu 
regeln,  sondern  vor  allem  auch  dauerhafte  Schranken  zwischen  Staat 
und  Individuum  aufzurichten  und  in  Erfüllung  dieser  letzteren  Aufgabe 
einen  eigenen  Abschnitt  zu  enthalten  habe,  worin  die  Freiheit  der 
einzelnen  vom  Staate  durch  Zusicherung  subjektiver  Rechte  — 
, Menschen-  und  Bürgerrechte4,  , Grund-  und  Freiheitsrechte4  —  ver¬ 
brieft  wird44  x).  Zuerst  ging  man  so  in  denVereinigten  Staaten  von  Nord¬ 
amerika  vor,  deren  Einzelstaaten  durchweg  „Erklärungen  der  Rechte44 
enthielten* 2)  .  Sodann  hat  die  französische  Konstituante  ihre  Er¬ 
klärung  der  Rechte  des  Menschen  und  Bürgers  1789  beschlossen,  die 
den  Verfassungen  der  Revolutionszeit,  zunächst  der  von  1791,  eingefügt 
wurde  und  mit  wesentlichen  Teilen  ihres  Inhaltes  auf  die  meisten 
Verfassungen  überging.  Diese  Grundrechte  auch  in  die  neue  deutsche 
Reichs  Verfassung  zu  übernehmen,  empfiehlt  sich  aus  folgenden  Grün¬ 
den.  Eine  so  stürmische,  in  manchen  Beziehungen  neue  Zeit  muß  den 
Wunsch  haben,  in  großen  politischen  Leitsätzen  das  Verhältnis  der 

x)  Anschütz,  Die  Verfassungsurkunde  für  den  preußischen  Staat,  1912  S.  91. 

2)  Jellinek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte,  2.  AufL  1904; 
Derselbe,  Allgemeine  Staatslehre,  3.  Aufl.  1914  S.  348 f.,  374,  409ff.,  722ff.; 
Klövekorn,  Die  Entstehung  der  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte, 
1911;  W.  Rees,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte,  1912. 
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Staatsgewalt  zu  den  Einzelnen  nicht  bloß  in  den  einzelstaatlichen  Ver¬ 
fassungen  auszusprechen  und  nach  Möglichkeit  sicherzustellen.  Sodann 
bietet  sich  hierdurch  Gelegenheit,  eine  Reihe  von  Verbesserungen 
an  dem  bisherigen  Rechtszustande  vorzunehmen.  Gerade  infolge  der 
Tatsache,  daß  es  an  einer  solchen  feierlichen  Aussprache  für  das 
ganze  Deutsche  Reich  gefehlt  hat,  haben  sich,  z.  B.  in  der  Frage  der 
Religionsfreiheit,  Mißstände  gezeigt.  Gleichwohl  beansprucht  die 
Ausdrucksweise  des  Entwurfs  nicht  die  Anerkennung,  in  jeder  Beziehung 
das  Richtige  getroffen  zu  haben.  Es  soll  nur  auf  diejenigen  Grund¬ 
rechte  aufmerksam  gemacht  werden,  deren  Hereinnahme  in  das  neue 
Verfassungswerk  zweckmäßig  erscheint. 

Was  zunächst  den  Grundsatz  anbetrifft,  daß  alle  Deutschen  vor 
dem  Gesetze  gleich  sind  und  Standesvorrechte  nicht  mehr  stattfinden, 
so  gewinnt  dieser  Satz  angesichts  der  Abschaffung  der  Monarchie  und 
der  offenbaren  Minderung  der  sozialen  Bevorrechtigung  des  hohen 
und  des  niederen  Adels  eine  programmatische  Stellungnahme,  aus  der 
sich  Folgerungen  für  die  Spezialgesetzgebung  werden  ergeben  müssen. 
Standesvorrechte  besonders  auch  des  ehemaligen  regierenden  hohen 
Adels  werden  hiervon  berührt  werden.  In  welchem  Maße,  soll  hier 
nicht  weiter  verfolgt  werden. 

Die  allzu  häufige  Einseitigkeit  der  bisher  herrschenden  regierenden 
Schichten  in  der  Ämterbesetzung  macht  es  notwendig,  auch  den  Satz 
hierher  zu  stellen,  daß  die  öffentlichen  Ämter,  unter  Einhaltung  der  von 
den  Gesetzen  festgestellten  Bedingungen,  für  alle  dazu  Befähigten 
gleich  zugänglich  sind.  Dabei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  daß  ein 
Anspruch  auf  ein  Amt  rechtlich  nicht  besteht  und  daß  solange,  als 
es  mehr  Bewerber  für  ein  Amt  als  Stellen  gibt,  immer  eine  gewisse 
Auswahl  getroffen  werden  muß,  der  Begriff  der  Befähigung  aber  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  auf  subjektiven  Momenten  beruht.  Einen 
Ausgleich  für  die  darin  liegenden  Bedenken  wird  man  darin  erkennen 
können,  daß  wahrscheinlich  in  der  neuen  Reichsrepublik  die  Bedeu¬ 
tung  der  mit  gewissen  staatlichen  Prüfungen  Abgestempelten  zurück¬ 
treten  und  der  Wert  derjenigen  mehr  berücksichtigt  werden  wird, 
die,  ohne  notwendigerweise  durch  die  hergebrachte  bürokratische 
Laufbahn  gegangen  zu  sein,  für  das  betreffende  Amt  sich  gleichwohl 
eignen. 

Was  die  persönliche  Freiheit  angeht,  deren  Gewährleistung 
ebenfalls  von  Reichs  wegen  ausgesprochen  wird,  so  ist  sie  schon  durch 
die  Vorschriften  der  Strafprozeßordnung,  Abschnitt  8  und  9  geregelt.  Es 

Stier*8omlo:  Verfaesungsentwurl.  7 
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empfiehlt  sich  jedoch,  diese  Bestimmungen  in  die  Reichsverfassung 
zu  übernehmen.  Ferner  möchte  ich  vorschlagen,  das  preußische  Gesetz 
zum  Schutze  der  persönlichen  Freiheit  vom  12.  Februar  1850,  das 
während  des  Krieges  eine,  wenn  auch  nicht  vollkommen  befriedigende 
Veränderung  erfuhr,  den  besonderen  Bedürfnissen  der  Gegenwart 
entsprechend  umzuarbeiten  und  zum  Reichsgesetze  zu  erheben. 

Das  Freiheitsrecht  der  Unverletzlichkeit  der  Wohnung  und 
des  Verbots  eines  Eindringens  in  sie,  sowie  Haussuchungen,  Beschlag¬ 
nahme  von  Briefen  und  Papieren,  sind  reichsrechtlich  geregelt.  Die 
entsprechenden  Vorschriften  müßten  ebenfalls  in  die  Reichsverfassung 
übernommen  werden.  Es  sind  dies  Strafprozeßordnung  §§  99 — 111, 
Reichskonkursordnung  §  121,  Zivilprozeßordnung  §  578,  Gesetz  über 
das  Postwesen  vom  28.  Oktober  1871  §  5  und  Gesetz  über  das  Tele¬ 
graphenwesen  vom  6.  April  1892. 

Daß  niemand  seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen  werden  darf, 
daß  Ausnahmegerichte  und  außerordentliche  Kommissionen  unstatt¬ 
haft  sind,  muß  ebenfalls  reichsrechtlich  gesichert  werden,  d.  h.  §  16 
des  Gerichtsverfassungsgesetzes  ist  hierher  zu  übernehmen.  Dort  ist 
erklärt,  daß  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Kriegsgerichte  und 
Standgerichte  hiervon  nicht  berührt  werden.  Damit  wird  daran  er¬ 
innert,  daß  auch  diese  Einrichtungen  einer  gründlichen  Reform  be¬ 
dürfen. 

Die  hergebrachte  Formel  für  die  Freiheit  des  Eigentums  lautet 
dahin,  daß  es  unverletzlich  sei.  Den  praktischen  Wirklichkeiten  ent¬ 
spricht  dies  aber  nicht.  Tatsächlich  besteht  ja  nur  die  Möglichkeit, 
das  Eigentum  vor  jedem  unmittelbaren  Eingriff  ohne  Gesetz,  grund¬ 
rechtlich  zu  sichern.  Es  haben  schon  die  bisherigen  Verfassungs¬ 
urkunden  in  und  außerhalb  Deutschlands  die  Besonderheit  der  Ent¬ 
eignung  als  eine  Ausnahme  hervorgehoben.  Darüber  hinaus  ist  aber 
unzweifelhaft,  daß  berechtigte  „Verletzungen“  des  Eigentums  auch 
vorliegen  bei  den  Beschränkungen  aus  Gründen  des  Nachbarrechts 
und  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Vorschriften,  insbesondere 
solcher,  die  der  Polizei  das  Verfügungs-  und  Verordnungsrecht  geben, 
durch  die  wieder  das  Eigentum  „beschränkt“  oder  „verletzt“  werden 
kann.  Deshalb  habe  ich  im  Entwurf  eine  von  der  bisherigen  Tradition 
abweichende  Formel  vorgeschlagen,  die  Enteignung  aber,  die  einen 
typischen  Bestandteil  solcher  „Grundrechte“  zu  bilden  pflegte,  nicht 
besonders  hervorgehoben,  weil  sie  sich  von  selbst  versteht  und  weil 
in  allen  Staaten  doch  Enteignungsgesetze  vorliegen,  die,  als  durch- 
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gängige  Ausnahmen  von  der  Unverletzlichkeit  des  Eigentums,  beson¬ 
dere  Voraussetzungen  aufstellen1). 

Die  Freiheit  der  Auswanderung  war  bisher  nur  in  bezug  auf 
die  Wehrpflicht  beschränkt  worden.  Mit  Rücksicht  auf  die  finanzielle 
Lage  des  Deutschen  Reichs  und  das  Gesetz  gegen  die  Steuerflucht  vom 
28.  Juli  1918  habe  ich  auch  die  Steuerpflicht  in  die  Formel  hinein¬ 
gesetzt.  Es  wird  in  Zukunft  von  nicht  geringer  Bedeutung  sein,  auch 
in  andern  Gesetzen  die  Freiheit  der  Auswanderung  durch  Vorschriften 
steuerrechtlicher  Art  zu  beschränken.  Aus  diesem  Grunde  ist  der  in 
vielen  Verfassungsurkunden  enthaltene  Satz  „Abzugsgelder  dürfen 
nicht  erhoben  werden“  gestrichen  worden.  Es  könnte  doch  sein,  daß 
steuerrechtliche  Regelungen  unter  den  Begriff  des  Abzugsgeldes  ge¬ 
bracht  würden  und  daß  ein  solcher  Satz  den  Absichten  des  Gesetz¬ 
gebers  entgegenstehen  könnte. 

Die  Religionsfreiheit  ist  durch  das  Reichsrecht  nicht  gewähr¬ 
leistet.  Die  Aufnahme  eines  dem  Art.  12  der  preußischen  Verfassungs¬ 
urkunde  entsprechenden  Satzes  soll  darauf  hinweisen,  daß  hier  eine 
unbedingte  Notwendigkeit  reichsverfassungsmäßiger  Regelung  besteht. 
In  welchem  Sinne,  mag  durch  den  Text  angedeutet  sein.  Die  Zeitum¬ 
stände  lassen  doch  keine  andere  Möglichkeit  zu,  als  die  der  Anerkennung 
vollkommener  religiöser  Freiheit  bzw.  das  Recht,  auch  ohne  religiöses 
Bekenntnis  alle  Rechte  der  Staatsangehörigkeit  auszuüben. 

Daß  Wissenschaft  und  Lehre  frei  sind,  bedurfte  der  ausdrück¬ 
lichen  Hervorhebung.  Von  Reichs  wegen  ist  dieser  Grundsatz  überhaupt 
nicht  gesichert.  Mag  er  auch  als  eine  ganz  allgemeine  politische  Maxime 
erscheinen,  so  ist  er  doch  wesentlich  bei  etwaigen  Angriffen  auf  die 
Vertreter  der  Wissenschaft.  Jede  irgendwie  geartete  Beeinflussung  ihrer 
Lehre  in  Wort  und  Schrift  und  die  Verhängung  von  Nachteilen  gegen¬ 
über  den  Lehrern  der  Wissenschaft  ist  danach  reichsverfassungsrecht¬ 
lich  verboten.  Es  ist  nicht  notwendig,  den  selbstverständlichen  Vor¬ 
behalt  zu  machen,  daß  auch  die  Lehre  der  Wissenschaft  nicht  gegen 
die  Strafgesetze  verstoßen  darf.  Dagegen  muß  hervorgehoben  werden, 
daß  die  disziplinarische  Ahndung  strafrechtlich  einwandfreier  wissen¬ 
schaftlicher  Lehren  unerlaubt  ist.  Mehr  in  das  politische  Gebiet  schlagen 
dann  die  Folgerungen  jenes  Grundsatzes,  daß  nämlich  die  Wissenschaft 
nicht  einseitig  beeinflußt  werden  darf,  daß  bestimmte  Lehrmeinungen 


*)  Vgl.  Stier-Somlo,  Rechtsstaat,  Polizei  und  Eigentum,  VerwArch. 
Bd.  19  (1911)  S.  43— 127. 
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nicht  vorzuziehen  sind,  die  Vorlesungen  der  Professoren  nicht  über¬ 
wacht  werden  dürfen  usw. 

Die  eng  mit  diesen  Fragen  zusammenhängenden  Volksschulfragen 
sind  hier  aus  dem  Entwurf  ausgeschaltet,  weil  der  Reglung  des  Volks¬ 
schulrechts  und  dem  Problem  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
selbständige  Gesetzgebungsarbeiten  gewidmet  werden  müssen.  Hervor¬ 
gehoben  ist  nur  das  Recht  zur  Unterrichtserteilung  und  zur  Anstalts¬ 
gründung,  eine  Befugnis,  die  auch  von  Reichs  wegen  gesichert  sein  muß. 

Eng  zusammen  hängt  mit  der  Freiheit  der  wissenschaftlichen 
Lehre  der  Satz,  daß  jeder  Preuße  das  Recht  hat,  durch  Wort, 
Schrift,  Druck  und  bildliche  Darstellung  seine  Meinung  frei 
zu  äußern.  Die  Einführung  der  Vorzensur  muß  von  Reichs  wegen 
verboten  sein,  im  übrigen  wird  die  Presse  nur  den  allgemeinen  Straf¬ 
gesetzen  unterliegen;  sonstig  preßrechtliche  Vorschriften  können  nur 
Ordnungsvorschriften  sein. 

Nicht  aufgenommen  ist  in  den  Entwurf  die  Frage  der  Theater¬ 
zensur.  Ihre  reichsrechtliche  Regelung  wäre  erwünscht,  da  der  bis¬ 
herige  einzelstaatliche  Rechtszustand  unhaltbar  ist.  Die  vollkommene 
Aufhebung  der  Theaterzensur  halte  ich  nicht  für  möglich.  Strafrecht¬ 
liche  und  berechtigte  polizeiliche  Gesichtspunkte  müssen  auch  hier 
gewahrt  werden.  Es  kann  nicht  erlaubt  sein,  daß  von  der  Bühne  herab 
ungehemmt  solche  Handlungen  vorgenommen  werden,  deren  Tat¬ 
bestand,  außerhalb  des  Theaters  vorgenommen,  eine  strafrechtliche 
oder  verwaltungsrechtliche  Verantwortlichkeit  herbeiführen  würde. 

Das  Recht  der  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit  ist  zwar 
in  dem  Reichsgesetz  vom  19.  April  1908  reichsgesetzlich  anerkannt 
worden  und  die  Novellen  vom  26.  Juni  1916  sowie  vom  19.  April  1917 
haben  weitgehende  Änderungen  im  Interesse  sozialpolitischer  Versamm¬ 
lungen  und  der  Freiheit  des  Sprachgebrauchs  mit  sich  gebracht.  Trotz¬ 
dem  erscheint  das  Reichsvereinsgesetz  heute  schon  rückständig, 
indem  es  von  der  verkehrten  Auffassung  ausgeht,  als  ob  politische 
Vereine  etwas  Gefährliches  seien  und  deshalb  mit  einem  minderen  Rechte 
ausgestattet  werden  müßten.  Es  ist  sehr  kennzeichnend  für  den  un¬ 
politischen  Charakter  des  Deutschtums,  daß  es  geradezu  hemmende 
Vorschriften  für  den  politischen  Verein  aufgestellt  oder  zugelassen  hat. 
Es  wird  eine  vollkommen  neue  Regelung  des  Vereins-  und  Versamm¬ 
lungsrechtes  in  Verbindung  mit  der  des  Koalitionsrechts  für  alle  gewerb¬ 
lichen,  kaufmännischen,  landwirtschaftlichen  Arbeiter  sowie  Beamte 
und  Angestellte  gefordert  werden  müssen.  Schon  in  die  Verfassungs- 
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urkunde  aber  gekört  der  allgemeine  Satz,  daß  alle  Reichsangehörigen 
das  Reckt  kaben,  zu  Zwecken,  die  den  Strafgesetzen  nickt  zuwider¬ 
laufen,  Vereine  zu  bilden  und  sich  zu  versammeln  und  daß  auch  von 
Reicks  wegen  den  polizeilichen  Behinderungen  von  vornherein  ein 
Damm  entgegengesetzt  werde. 

Des  weiteren  ist  auch  das  Petitionsreckt  reichsgesetzlich  zu 
sickern.  Bestimmungen  darüber,  unter  welchen  Voraussetzungen  Körper¬ 
schaftsreckte  erteilt  oder  verweigert  werden  sollten  (Art.  31  der  preuß. 
Verfassungsurkunde),  scheinen  mir  nicht  in  eine  Reichs  Verfassung  zu 
gehören.  Dagegen  war  auch  hier  die  Unverletzlichkeit  des  Brief¬ 
geheimnisses  auszusprechen,  die  außerhalb  der  Verfassungsurkunde 
gegebenen  Bestimmungen  sind  herüberzunehmen  (vgl.  §§  299,  354, 
355,  358  des  Strafgesetzbuches,  §§  99,  100,  110  der  Strafprozeßordnung, 
§  121  der  Konkursordnung  und  die  bereits  erwähnten  Vorschriften 
des  Post-  und  Telegraphengesetzes). 

Daß  und  in  welchem  Maße  alle  Deutschen  wehr-  bzw.  militärpflichtig 
sind,  muß  im  einzelnen  ebenso  wie  das  Militärstrafrecht  und  der  Militär¬ 
strafprozeß  besonders  geregelt  werden,  sofern  die  bisherige  reichsgesetz¬ 
liche  Ordnung  den  veränderten  Verhältnissen  nicht  mehr  entspricht. 

Ob  es  möglich  sein  wird,  das  Recht  der  Lehen,  Stamm-  und  Fidei- 
kommißgüter  auf  dem  Wege  der  Reichsgesetzgebung  oder  nur  auf  dem 
der  einzelstaatlichen  Gesetzgebung  zu  lösen,  ist  zweifelhaft.  Jeden¬ 
falls  sind  entsprechende  Vorschriften  in  unsern  Entwurf  nicht  auf¬ 
genommen  worden. 

Unter  die  Rechte  der  Reichsangehörigen  waren  aber  auch  solche 
aufzunehmen,  die  bisher  unter  der  unzutreffenden  Überschrift ,, Reichs¬ 
gesetzgebung' 4  im  Art.  3  der  bisherigen  Reichsverfassung  standen.  Vor 
allem  handelt  es  sich  hier  um  den  Schutz  des  Reichs  gegenüber 
dem  Auslande  und  das  Recht  jedes  Deutschen,  in  jedem  Bundesstaate 
(Freistaate)  als  Inländer  behandelt  und  demgemäß  zum  festen  Wohn¬ 
sitz,  zum  Gewerbebetriebe,  zu  öffentlichen  Ämtern,  zur  Erwerbung  von 
Grundstücken,  zur  Erlangung  des  Staatsbürgerrechts  und  zum  Genüsse 
aller  sonstigen  bürgerlichen  Rechte  unter  denselben  Voraussetzungen 
wie  der  Einheimische  zugelassen,  auch  in  betreff  der  Rechtsverfolgung 
und  des  Rechtsschutzes  ihm  gleich  behandelt  zu  werden.  Andere  Vor¬ 
schriften  des  früheren  Art.  3  der  Reichsverfassung  scheinen  mir  teils 
gegenstandslos  geworden  zu  sein  wie  z.  B.  hinsichtlich  der  Armen¬ 
versorgung  Bayerns,  teils  war  die  frühere  Fassung  derart,  daß  eine 
Übernahme  nicht  empfohlen  werden  kann. 


Schlußwort. 

Der  Überblick  über  den  Inhalt  dieser  Schrift  ergibt  für  den  Sach¬ 
kenner,  aber  auch  für  jeden  politisch  Verständigen,  einen  fast  über¬ 
wältigenden  Reichtum  an  großen  Aufgaben.  Es  ist  zweifelhaft,  ob  es 
der  konstituierenden  Nationalversammlung  möglich  sein  wird,  alle 
Einzelheiten  des  großen  Verfassungsbaues  mit  der  erforderlichen  Gründ¬ 
lichkeit  und  Sachkunde  durchzuberaten  und  in  einer  für  die  Dauer 
berechneten  Weise  festzulegen.  Bis  zu  einem  nicht  zu  unterschätzenden 
Teile  bietet  die  bisherige  Reichsverfassung,  so  auf  dem  Gebiete  des 
Handels-,  Zoll-,  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphen-,  Schiffahrts-  und 
Konsulatswesens  Bestimmungen,  deren  Übernahme  mit  geringen  Ver¬ 
änderungen  ohne  weiteres  erfolgen  kann.  Andere  Vorschriften  wie 
die  über  das  Kriegswesen  und  die  Marine  sowie  über  das  Finanzwesen 
können  allenfalls  als  Vorbilder  dienen;  doch  hängt  die  in  all  diesen 
Richtungen  noch  unsichere  Stellungnahme  der  zu  erwartenden  National¬ 
versammlung  von  so  vielen  Tatsachen  der  äußeren  und  inneren  Politik 
sowie  von  Unwägbarkeiten  des  Augenblicks  ab,  daß  es  unzweckmäßig 
gewesen  wäre,  hier  auf  möglichst  detaillierte  Vorschläge  einzugehen, 
die  sich  von  dem  bisherigen  Rechte  wesentlich  entfernt  hätten.  Dazu 
kommt  noch,  daß  gerade  diese  Verfassungsfragen  von  einer  grundsätz¬ 
lichen  Stellung  aus  geformt  werden  müssen,  die  rein  praktisch-politischen 
Ursprungs  ist  und  für  die  wissenschaftliche  Hilfsmittel  nur  in  sehr 
begrenztem  Maße  zur  Verfügung  gestellt  werden  können.  Aus  diesem 
Grunde  beanspruchen  eine  Reihe  von  Paragraphen  dieses  Entwurfs, 
soweit  sie  sich  im  wesentlichen  auf  die  bisherige  Reichsverfassungs¬ 
urkunde  stützen,  keineswegs,  als  für  die  Zukunft  maßgebende  Weg¬ 
weiser  zu  gelten.  Sie  sind  nur  der  Vollständigkeit  halber  angegeben. 
Das  Schwergewicht  der  ganzen  Arbeit  liegt  in  den  organi¬ 
satorischen  Vorschlägen,  die  die  Innehabung  und  Ausübung 
der  Staatsgewalt,  den  Weg  der  Reichsgesetzgebung,  die 
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Bundesversammlung,  das  Kabinett,  das  Staatsoberhaupt 
und  den  Reichsstaatsgerichtshof  betreffen.  Schon  bei  dem 
Abschnitt  über  das  Reich  und  die  Einzelstaaten  war  ein  allen  syste¬ 
matischen  Bedürfnissen  genügender  Aufbau  vorläufig  unmöglich  her¬ 
zustellen.  Hängt  doch  hier  alles  von  dem  gegenseitigen  Verhältnisse 
ab,  in  dem,  wiederum  durch  die  historisch-politischen  Bedingungen 
der  auswärtigen  und  inneren  Politik  veranlaßt,  Bundesstaat  und  Frei¬ 
staaten  zu  einander  stehen  werden. 

Alles  in  allem  genommen  jedoch  darf  die  Hoffnung  gehegt  werden, 
daß  diese  Schrift  ihre  Aufgabe  erfüllt,  eine  geschlossene  Vorstellung 
von  einem  Verfassungsbau  der  Vereinigten  Staaten  von  Deutschland 
zu  geben  und  der  Mittler  zu  sein  zwischen  dem,  was  war,  und  dem, 
was  kommen  muß. 

Was  aber  kommen  muß,  das  ist  das  neue  Deutsche  Reich,  der 
Aufbau  der  „Vereinigten  Staaten4  c.  Im  Augenblick,  da  diese  Zeilen 
niedergeschrieben  werden,  ist  die  größte  Sorge  um  die  Unversehrt¬ 
heit  des  bisherigen  Gesamtstaates  für  Deutschland  gerechtfertigt.  Die 
Sonne  des  Glückes  ist  dem  deutschen  Volke  untergegangen  und  nie¬ 
mand  weiß,  wann  sie  ihm  wieder  scheinen  wird.  Ganz  gewiß  aber 
hängt,  bei  aller  furchtbaren  Not  der  Zeit  die  Wiedererrichtung  und 
der  Zusammenschluß  des  Reichs  in  allererster  Reihe  von  dem  so 
schwer  geprüften  aber  doch  innerlich  jungen  deutschen  Volke  ab. 
Keine  Macht  der  Erde  kann  auf  die  Dauer  hindern,  daß  es  sich  wieder 
zusammenfinde  und  ein  starkes,  innerlich  geschlossenes  und  nach  außen 
hin  achtunggebietendes  Gemeinwesen  schaffe. 

Mögen  die  Wolken,  die  den  Himmel  des  Deutschtums  verdunkeln, 
sich  allmählich  verziehen.  Möge  der  Geist  der  Zwietracht  und  der  Eigen¬ 
willigkeit,  der  Geist  allzu  partikularistischer  Eigenbrödelei  verschwinden 
und  der  Weg  wieder  aufwärts  führen!  Es  gibt  nur  einen  Ruf: 


Rettet  das  Reich! 
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